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Wirkungsbereich des Bundeskanzleramtes

EFRE–Einzelentscheidungen

Die Länder Steiermark und Wien vergaben EFRE–Förderungen 
im unterschiedlichen Ausmaß richtlinienbasiert und im Wege von 
Einzel entscheidungen. Während Förderrichtlinien die Förderziele, 
den Fördergegenstand und die Verfahrensabläufe spezifizierten, fehl-
ten bei Einzelentscheidungen vergleichbar detaillierte Grundlagen.

In der Periode 2007 bis 2013 umfasste das Regionalprogramm Steier-
mark anfangs EFRE–Mittel i.H.v. rd. 155 Mio. EUR, das Regionalpro-
gramm Wien rd. 25,2 Mio. EUR. Während die Steiermark lediglich 
rd. 5 % der genehmigten öffentlichen Mittel im Wege von Einzelent-
scheidungen vergab, lag der Anteil im Land Wien bei rd. 99,6 %. Die 
Förderempfänger waren bei Einzelentscheidungen in beiden über-
prüften Ländern ausschließlich öffentliche Projektträger. Im Durch-
schnitt verfügten diese Einzelentscheidungsprojekte über ein wesent-
lich höheres Finanzvolumen als richtlinienbasierte Projekte.

Die Europäische Kommission setzte im Zeitraum Februar 2012 bis 
März 2015 wiederholt die EFRE–Zwischenzahlungen an die beiden 
überprüften Programme aus. In der Steiermark kam es u.a. wegen 
des mehrjährigen Zahlungsstopps zum Verfall von EFRE–Mitteln 
von insgesamt rd. 31,9 Mio. EUR.

Die Förderungsvergabe im Wege von Einzelentscheidungen barg im 
Vergleich zu Förderrichtlinien in einem höheren Maß Risiken der 
Intransparenz für potenzielle Förderwerber hinsichtlich der Projekt-
auswahl sowie der Projektgenehmigung.

Die Antragsbewertung und in Folge die Begründung zur Projekt-
auswahl waren in beiden überprüften Ländern teilweise nicht nach-
vollziehbar.

Bei einigen der überprüften Projekte gab es Interessenkonflikte bei 
der Begutachtung und Abrechnungskontrolle sowie keine bzw. nicht 
ausreichend aussagekräftige Zielindikatoren zur Messung der Ziel-
erreichung. Zudem wurden Projekte vor Fördergenehmigung begon-
nen bzw. abgeschlossen.
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Ziel der Überprüfung in den Ländern Steiermark und Wien war es 
insbesondere, zu beurteilen, welche strategischen Überlegungen der 
Länder zur Vergabe der Förderungen im Wege von Einzelentschei-
dungen führten und ob die Projektauswahl und Förderabwicklung 
transparent und nachvollziehbar in der Programmperiode 2007–
2013 durchgeführt wurde. Als Einzelentscheidungen sind Entschei-
dungen über EFRE–Förderprojekte ausgewiesen, die sich auf keine 
Förderungsrichtlinie stützten. (TZ 1)

In der Programmperiode 2007–2013 verfolgte der Europäische Fonds 
für Regionale Entwicklung (EFRE) das Ziel, den wirtschaftlichen und 
sozialen Zusammenhalt innerhalb der Union zu stärken. Die Stär-
kung der „Regionalen Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung“ 
(RWB) stand für die beiden EFRE–Regionalprogramme Steiermark 
und Wien im Mittelpunkt. Das Land Wien setzte den Schwerpunkt 
vor allem auf die integrative Stadtentwicklung, das Land Steier-
mark auf die Stärkung der innovations– und wissensbasierten Wirt-
schaft. (TZ 2 bis 3)

Die Durchführung der EFRE–Regionalprogramme in den Ländern 
Steiermark und Wien stützte sich in der Programmperiode 2007–
2013 auf einen mehrstufigen Aufbau von europäischen und nati-
onalen Rechtsgrundlagen. Ein für das jeweilige EFRE–Regional-
programm eingerichtetes Verwaltungs– und Kontrollsystem sowie 
Programmumsetzungshandbücher und Arbeitsbehelfe ergänzten die 
Rechtsgrundlagen. Aufgrund des mehrstufigen Aufbaus von unter-
schiedlichen nationalen und EU–rechtlichen Rechtsgrundlagen bei 
der Durchführung der EFRE–Förderungen ergab sich eine hohe Kom-
plexität. (TZ 4)

Die Genehmigung von EFRE–Förderungen erfolgte entweder auf 
Basis einer Richtlinie oder im Wege einer Einzelentscheidung. Durch 
die Vielzahl von Regelungen in verschiedenen EFRE–Programm-
dokumenten mit unterschiedlichen Detaillierungsgraden und durch 
einen nicht österreichweiten einheitlichen Abwicklungsstandard 
stellte das Verfahren zur Förderungsabwicklung bei Einzelentschei-
dungen im Vergleich zu einer richtlinienbasierten Abwicklung eine 
geringere Gebarungssicherheit, geringere Berechenbarkeit des Ver-
waltungshandelns und geringere Transparenz der Förderentschei-
dung her. (TZ 5)

Prüfungsziel

KURZFASSUNG

Ziele und Rechts-
grundlagen
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Kurzfassung

Einzelentscheidungen wiesen folgende Risiken auf:

— Intransparenz hinsichtlich der Entscheidungsgrundlagen,

—  Intransparenz hinsichtlich der Nachvollziehbarkeit der Projekt-
auswahl,

— nicht nachvollziehbares Verwaltungshandeln,

—  potenzielle Interessenkonflikte, weil die Fördernehmer überwie-
gend auch öffentliche Stellen waren, sowie

—  geringe Anreizwirkung der Förderung, die zu einem Mitnahme-
effekt führen konnte. (TZ 5)

Richtlinienbasierte Entscheidungen gewährleisteten im Vergleich zu 
Einzelentscheidungen ein höheres Maß an Transparenz, Gleichbe-
handlung und Gebarungssicherheit. Einheitliche und hinreichend 
genaue Regelungen sind eine notwendige Voraussetzung, um eine 
Gleichbehandlung durch die Verwaltung zu sichern. (TZ 5)

Aus dem EFRE–Monitoring war nicht ersichtlich, ob ein Projekt auf 
Grundlage einer Förderrichtlinie genehmigt wurde. (TZ 6)

Das Land Steiermark wies eine komplexe Behördenstruktur mit 
zehn verantwortlichen Förderstellen auf, die entsprechend umfang-
reiche Regelungen im Verwaltungs– und Kontrollsystem sowie einen 
zusätzlichen Kooperationsaufwand zwischen Bundes– und Landes-
behörden erforderlich machten. Die formalen Anforderungen der 
EU an die national einzurichtenden Verwaltungs– und Kontrollsys-
teme zur Abwicklung der EFRE–Regionalprogramme stellten ange-
sichts der österreichischen Behördenstruktur eine besondere Heraus-
forderung dar, die entgegen den Vereinfachungsbemühungen die 
Komplexität des nationalen Fördersystems weiter erhöhten. (TZ 7)

Für die Programmperiode 2014–2020 sah das österreichweite 
gemeinsame EFRE–Programm eine Reduktion auf eine österreich-
weit einzige Verwaltungsbehörde und für die Steiermark auf eine 
programmverantwortliche Landesstelle und zwei verantwortliche 
Förderstellen vor. (TZ 7)

Abwicklungs– und 
Koordinations-
struktur
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Der EU–Finanzrahmen 2007–2013 sah für den EFRE rd. 201 Mrd. EUR1 
vor. Der Anteil Österreichs an diesen Mitteln belief sich auf 
rd. 680 Mio. EUR. Einschließlich der nationalen öffentlichen Kofinan-
zierung standen österreichweit insgesamt Mittel i.H.v. 1,28 Mrd. EUR 
zur Verfügung. Das EFRE–Regionalprogramm Steiermark war mit 
155,1 Mio. EUR EFRE–Mittel dotiert, das EFRE–Regionalprogramm 
Wien mit 25,2 Mio. EUR. Die EFRE–Mittel waren mit mindestens 
50 % aus nationalen Mitteln kozufinanzieren. Das tatsächliche Bewil-
ligungsvolumen der EFRE–Mittel für die beiden Regionalprogramme 
in der Steiermark und in Wien lag unter den geplanten Werten. Der 
Bewilligungsgrad bezogen auf die EFRE–Mittel betrug in der Stei-
ermark rd. 74,5 % und in Wien rd. 88,7 %. Beide Länder schöpften 
die geplanten EFRE–Mittel bisher nicht aus. (TZ 8)

Die Europäische Kommission setzte — infolge der von ihr festgestell-
ten Mängel des Verwaltungs– und Kontrollsystems (u.a. mangelhafte 
Aufsicht der Verwaltungsbehörde über ihre zwischengeschalteten 
Stellen, mangelhafte Verwaltungsprüfungen) — ihre Zwischenzah-
lungen (insgesamt rd. 43,8 Mio. EUR) für das EFRE–Regionalpro-
gramm Steiermark mehr als drei Jahre lang aus. Die mehrjährige 
Zahlungsunterbrechung trug dazu bei, dass es im EFRE–Regional-
programm Steiermark zu einem EFRE–Mittelverfall von insgesamt 
rd. 31,9 Mio. EUR kam. (TZ 9)

Der Anteil der Einzelentscheidungen an den genehmigten öffentli-
chen Mitteln in den überprüften Ländern war sehr unterschiedlich. 
Während die Steiermark lediglich rd. 5 % der genehmigten öffent-
lichen Mittel im Wege von Einzelentscheidungen vergab, lag der 
Anteil im Land Wien bei rd. 99,6 %. Weiters genehmigten die über-
prüften Länder den Einzelentscheidungsprojekten im Durchschnitt 
höhere öffentliche Mittel, als den richtlinienbasierten Projekten. 
Dies erhöhte das finanzielle Risiko, weil Einzelentscheidungen eine 
vergleichsweise geringere Gebarungssicherheit aufwiesen. (TZ 10)

Beide Länder schränkten bei Einzelentscheidungen, wenn auch in 
unterschiedlichem Ausmaß, den in den Programmen festgelegten 
Kreis potenziell Begünstigter auf öffentliche Einrichtungen ein. 
Zudem waren im Land Steiermark bei 28 von 62 Einzelentschei-
dungen (rd. 45 %) die Förderstellen gleichzeitig auch Förderemp-
fänger (sogenannte Eigenprojekte). (TZ 11)

1 https://cohesiondata.ec.europa.eu/EU–Cohesion–Funding/Breakdown–by–MS–by–
Fund–2007–2013–pie–chart/fdpw–vmvz?

Mittelausstattung 
und Inanspruch-
nahme der Mittel
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Um die operative Umsetzung der Förderungsvergabe und der Abwick-
lung zu überprüfen, wählte der RH insgesamt 16 mittels Einzelent-
scheidung genehmigte Projekte der EFRE–Regionalprogramme Stei-
ermark und Wien aus, darunter vier Projekte, bei denen Abteilungen 
des Landes Steiermark Förderempfänger waren und gleichzeitig als 
Förderstellen fungierten. Bei diesen Eigenprojekten beauftragten die 
Förderstellen externe Dienstleister mit der Projekt umsetzung. (TZ 12)

Die Verwaltungsbehörde war dafür verantwortlich, dass das EFRE–
Regionalprogramm im Einklang mit dem Grundsatz der wirtschaftli-
chen Haushaltsführung verwaltet und durchgeführt wurde. Mangels 
dokumentierter Kosten–Nutzen–Abwägungen für die Vorhabensum-
setzung durch externe Dienstleister, Anträgen und Fördervereinba-
rungen der Verwaltungsbehörde Steiermark bzw. der Förderstelle 
Abteilung 7 des Amtes der Steiermärkischen Landesregierung lag bei 
der Festlegung von Eigenprojekten kein nachvollziehbares, transpa-
rentes Antragsbewertungs– und Auswahlverfahren zugrunde. Dies 
widersprach den in der Allgemeinen Strukturfondsverordnung und 
den darauf basierenden Leitlinien der Europäischen Kommission 
festgelegten Anforderungen an ein angemessenes Auswahlverfah-
ren hinsichtlich Transparenz, Gleichbehandlung und Vollständigkeit. 
Mit der Entscheidung der Verwaltungsbehörde bzw. der Förderstelle, 
EFRE–Mittel zur Kofinanzierung von Eigenprojekten heranzuzie-
hen, reduzierten sie nicht nur den Kreis potenzieller Begünstigter 
auf Landesdienststellen, sie schränkten auch die öffentliche Infor-
mation ein. (TZ 13)

Das Land Steiermark verwendete EFRE–Fördermittel für originäre 
Aufgaben der Verwaltung, die das Land aufgrund einer rechtlichen 
Verpflichtung erbringen musste. Dadurch wurden nationale Mit-
tel mit EFRE–Fördermitteln ersetzt, was dem von der Europäischen 
Kommission geforderten Grundsatz der Zusätzlichkeit der Struktur-
fondsmittel widersprach. (TZ 13)

Die Beratung potenzieller Förderwerber bei der Antragstellung war 
grundsätzlich zweckmäßig, sofern dadurch eine entsprechende Qua-
lität der Anträge erreicht und der Zeitraum zwischen Antragsein-
reichung und Förderentscheidung möglichst kurz gehalten werden 
konnte. Durch detaillierte Erläuterungen der Fördervoraussetzungen 
und der administrativen Abläufe — bspw. in einer Förderrichtlinie — 
könnte zumindest ein Teil der Antragsüberarbeitungen und Nach-
besserungen vermieden werden. (TZ 14)

Operative 
Umsetzung der 
Förderungsvergabe 
und der Abwicklung

Auswahlverfahren

Beratung und 
Antragseinreichung
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Wenn Mitarbeiter der Verwaltungsbehörde Wien und der Förder-
stellen in der Steiermark sowohl die Beratung als auch Antragsprü-
fungen durchführten und an der Förderentscheidung mitwirkten, so 
wies dies auf das Problem möglicher Befangenheiten hin. (TZ 14)

Die Förderstelle Magistrat Graz führte im Vergleich zur Verwaltungs-
behörde Wien die Antragsprüfungen zügig durch, jedoch ohne die 
Beratungen zu dokumentieren. (TZ 14)

Im Bereich der Verwaltungsbehörde Wien bedurfte es trotz umfas-
sender Erläuterungen zum Projektantrag und trotz der intensiven 
Beratung und Betreuung der Förderwerber bei der Erstellung und 
Überarbeitung des Erstantrags bei allen überprüften Fallbeispielen 
teilweise erheblicher Nachbesserungen. Dies führte dazu, dass zwi-
schen der Einreichung des Erstantrags und der Kofinanzierungszu-
sage durch die Verwaltungsbehörde Wien zwischen fünfeinhalb und 
über 27 Monaten lagen. Auch Folgeprojekte wiesen keine höhere 
Antragsqualität als Erstprojekte auf und erforderten erhebliche Zeit 
bis zur Genehmigung. (TZ 14)

Die langen Genehmigungszeiten bei der Verwaltungsbehörde Wien 
führten dazu, dass sieben der acht überprüften Förderprojekte zum 
Zeitpunkt der verbindlichen Kofinanzierungszusage begonnen, 
davon ein Projekt weit fortgeschritten und zwei Projekte bereits 
abgeschlossen waren. Mit dem Beginn der Projektumsetzung vor 
einer verbindlichen Förderzusage gingen die Projektträger grund-
sätzlich das Risiko ein, im Ablehnungsfall die Projekte zur Gänze 
selbst finanzieren zu müssen. Dies ließ zwei Schlussfolgerungen zu:

—  Die Projektträger hätten die Projekte auch ohne EFRE–Förde-
rungen durchgeführt. In diesem Fall erzielten die Projektträ-
ger mit der Gewährung einer Förderung einen Mitnahmeeffekt. 
Die Verwaltungsbehörde Wien, die das EFRE–Regionalprogramm 
gemäß Art. 60 der Allgemeinen Strukturfonds–Verordnung nach 
dem Grundsatz der wirtschaftlichen Haushaltsführung zu verwal-
ten und durchzuführen hatte, hätte die Förderwürdigkeit auch 
unter dem Aspekt möglicher unerwünschter Mitnahmeeffekte 
beurteilen müssen.

—  Die zu fördernden Projekte — einschließlich des jeweiligen Pro-
jektträgers — standen bereits von vornherein fest. Indizien dafür 
waren neben der Durchführung einer Reihe von Folgeprojekten 
die Einschränkung der potenziell Begünstigten auf wenige, 
bestimmte öffentliche Institutionen. (TZ 15)
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Die Antragsbewertung durch die jeweiligen Förderstellen war teil-
weise mangelhaft. So dokumentierte die Förderstelle Magistrat Graz 
die Anträge mit standardisierten Checklisten und beurteilte darin die 
Anträge als in allen Punkten vollständig, obwohl die Anträge keine 
messbaren Ergebnisse enthielten. Unspezifische Ziele erschwerten 
nicht nur die Prüfung der Förderungswürdigkeit, sondern in wei-
terer Folge auch die Beurteilung der Zielerreichung. (TZ 16)

Der Bewertungsbogen der Verwaltungsbehörde Wien war grund-
sätzlich zweckmäßig, jedoch lag der Punktebewertung kein nach-
vollziehbarer, von allen Sachbearbeitern anzuwendender Kriterien-
katalog zugrunde. Darüber hinaus waren auch einige Eintragungen 
in sich nicht stimmig und nachvollziehbar. (TZ 16)

Aufgrund der Antragsprüfung der Förderstellen in der Steiermark 
und der Verwaltungsbehörde Wien konnten mangelhafte Anträge 
zu integralen Vertragsbestandteilen werden, wobei nicht plausibi-
lisierte Plankosten und unspezifische Ziele in weiterer Folge auch 
die Beurteilung der Zielerreichung sowie der Zuschussfähigkeit der 
Ausgaben erschwerten. (TZ 17)

Die Verwaltungsbehörde bzw. die beiden überprüften Förderstellen 
im Land Steiermark unterzogen die Vorhaben bzw. bei Eigenpro-
jekten die Angebote keiner Prüfung auf Angemessenheit der zu för-
dernden Ausgaben. Da alle überprüften Fälle zur Gänze aus öffent-
lichen Mitteln finanziert wurden, wäre dies nicht nur aufgrund der 
nationalen Förderfähigkeitsregeln, sondern auch im Interesse einer 
wirtschaftlichen und sparsamen Verwaltung von nationalen öffent-
lichen Mitteln geboten gewesen. (TZ 17)

Die Verwaltungsbehörde Wien sah in ihren Bewertungsbögen Fra-
gen zur schlüssigen Darstellung und Angemessenheit der Projekt-
ausgaben zwar vor, untersuchte diese jedoch bei der Antragsprüfung 
nur nach formalen Aspekten. Prüfungen, inwieweit der Projektum-
fang für die Zielerreichung erforderlich und die geplanten Projekt-
ausgaben angemessen waren, erfolgten bei den überprüften Fall-
beispielen nicht bzw. waren nicht dokumentiert. (TZ 17)

Die Verwaltungsbehörde Wien genehmigte Projekte, deren Finan-
zierung nach Ablauf der Förderung nicht gesichert war, weil eine 
Fortführung in hohem Maße von einer erneuten Fördergenehmigung 
abhing bzw. gewährte eine mehrjährige Förderung für ein Projekt 
(Netzwerkprojekt), das auch Leistungen umfasste, die schwer von 
den Kernaufgaben des Projektträgers abgrenzbar waren. (TZ 18)

Antragsprüfung
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Bei der Antragsbegutachtung und Beurteilung der Zielerreichung 
von Projekten lagen Interessenkonflikte vor. Ein Mitarbeiter der För-
derstelle Magistrat Graz führte bei einem Projekt der eigenen Dienst-
stelle die Antragsbegutachtung und in Folge auch die Abrechnungs-
prüfung durch. Bei der Verwaltungsbehörde Wien begutachteten bei 
der Hälfte der überprüften Fälle die selben Mitarbeiter Förderan-
träge von EFRE–Projekten, an deren Beratung und Unterstützung sie 
zuvor mitgewirkt hatten, und beurteilten in der Folge deren Zieler-
reichung. Dadurch war die für eine unabhängige Begutachtung und 
sachliche Beurteilung erforderliche Distanz beeinträchtigt und ein 
erhöhtes Potenzial für Interessenkonflikte gegeben. (TZ 19)

Die Förderstelle Abteilung 7 des Amtes der Steiermärkischen Lan-
desregierung hielt bei Projekten, bei denen sie auch Förderemp-
fänger war (Eigenprojekte), die in der Beschreibung des Verwal-
tungs– und Kontrollsystems vorgeschriebene Befassung bestimmter 
Gremien (Steuerungsgruppe „integrierte nachhaltige Raumentwick-
lung“, Steiermärkische Landesregierung) nicht ein. Da die Abtei-
lung 7 beide betreffenden Vorhaben als Eigenprojekte durchführte, 
hätte die Projektauswahl und insbesondere auch die Entscheidung 
über den Inhalt und Umfang des Projekts besonderer Transparenz 
und Nachvollziehbarkeit bedurft. Auch wenn die Projekteignerin, die 
Projektleiter und die Mitglieder der Projektteams weitgehend ident 
mit den Mitgliedern der Steuerungsgruppe „integrierte nachhaltige 
Raumentwicklung“ gewesen sein mögen, konnte eine Entscheidung 
innerhalb der Projektorganisation nicht die in der Beschreibung des 
Verwaltungs– und Kontrollsystems vorgesehene Befassung der Steu-
erungsgruppe ersetzen. (TZ 20)

Mangels Befassung der Steuerungsgruppe fehlte auch die dokumen-
tierte Entscheidungsfindung dieses Gremiums, welches — als wei-
terer vorgegebener Genehmigungsschritt — den politischen Refe-
renten zu übermitteln gewesen wäre. Darüber hinaus unterblieb 
beim Projekt Gemeindestrukturreform auch die formale, endgül-
tige Förder–Einzelentscheidung durch die Steiermärkische Landes-
regierung. (TZ 20)

Die Verwaltungsbehörde Steiermark (Abteilung 12) und die Förder-
stelle Abteilung 7 dokumentierten bei ihren Eigenprojekten nicht 
schriftlich und nachvollziehbar alle in Art. 15a B–VG der Bund–Län-
der–Vereinbarung genannten, für eine rechtsverbindliche Zusage von 
EFRE–Mitteln erforderlichen Mindestelemente in Verwaltungsver-
einbarungen oder verwaltungsinternen Aktenvermerken. Dadurch 
unterblieb nicht nur eine zeitgerechte und ausreichende Informa-

Genehmigung und 
Projektumsetzung
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tion der Steiermärkischen Landesregierung über die Möglichkeit 
der Rückforderung von EFRE–Förderungen und der daraus resultie-
renden Belastung des Landesbudgets. Die Einhaltung dieser Vorga-
ben war geboten, weil aus fehlerhaften oder unvollständigen Kofi-
nanzierungszusagen — mangels Rechtsgrund — kein Anspruch auf 
die Zahlung von EFRE–Mitteln erwuchs. (TZ 21)

In der Steiermark und in Wien waren die (aliquoten) Mittelkür-
zungen unzulänglich geregelt und die Bedingungen für eine Rück-
zahlung von EFRE–Mitteln zu wenig präzise, um eine verursacher-
gerechte Rückforderung zu gewährleisten und Förderempfänger 
ausreichend zu informieren. (TZ 21)

In der Steiermark prüften Mitarbeiter der Abteilung 7 bzw. 12 sowie 
der Förderstelle Magistrat Graz Projektabrechnungen ihrer eigenen 
Dienststelle, wodurch Interessenkonflikte entstanden. Bei einem Pro-
jekt der Abteilung 12 war die für die Abrechnungskontrolle zustän-
dige Person auch an der Projektdurchführung beteiligt. Auch eine 
Weisungsfreistellung bei Eigenprojekten der Abteilungen 7 und 12 
des Amtes der Steiermärkischen Landesregierung gewährleistete 
aufgrund der direkten hierarchischen Abhängigkeit nur eine for-
male Funktionstrennung. (TZ 22)

Die Projektberichte entsprachen in der Steiermark in zwei über-
prüften Fällen nicht den Anforderungen der Förderverträge hin-
sichtlich der Mindestberichtsinhalte bzw. Berichtstermine. Während 
die Verwaltungsbehörde Wien die Projektbeurteilungen in Evalu-
ierungsbögen dokumentierte, hielt die Förderstelle Magistrat Graz 
ihre Projektbeurteilungen für keines der überprüften Projekte in 
vergleichbarer und nachvollziehbarer Weise schriftlich fest. (TZ 23)

Bei nur einem der in der Steiermark und Wien überprüften sechs 
Investitionsprojekte lagen Zielindikatoren vor. (TZ 24)

Die Verwaltungsbehörde Wien vereinbarte zur Messung der Zieler-
reichung von Projekten überwiegend Zielindikatoren, die die Pro-
jektleistung (Outputs) beschrieben und kaum oder überhaupt nicht 
geeignet waren, die angestrebten Projektziele und –ergebnisse zu 
beurteilen. Die Verwaltungsbehörde Wien analysierte die Überer-
füllung der Zielwerte bei ihren Projektbeurteilungen nicht näher, 
um daraus Schlüsse für künftige Fördervergaben und Zielverein-
barungen zu ziehen. Damit bestand das Risiko, dass Fördermittel 
unzweckmäßig, unwirtschaftlich und mit zu geringer Hebelwir-
kung eingesetzt werden. Das deutliche Übererreichen vereinbarter 
Zielindikatoren bei gleichzeitiger Unterschreitung bzw. Einhaltung 
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der Projektbudgets war ein Hinweis auf mangelhafte Planannah-
men und Antragsbegutachtung. (TZ 24)

Die Verwaltungsbehörde Wien überprüfte in einem Fall nicht die 
widmungsgemäße Nutzung eines mit EFRE–Fördermitteln errich-
teten Gebäudes. Damit verletzte die Verwaltungsbehörde ihre Ver-
pflichtung zur Überprüfung der Dauerhaftigkeit von Infrastruk-
turprojekten bis zu fünf Jahre nach dem Projektende. Weiters 
entsprachen drei Mieter nicht dem in der Fördervereinbarung fest-
gelegten Förderzweck. (TZ 25)

Gemäß EU–Vorgabe sollten die Strukturfonds die Gleichstellung 
von Männern und Frauen fördern. Dementsprechend galt das 
Thema Gleichstellung in den EFRE–Regionalprogrammen Steier-
mark und Wien als Querschnittsziel, das bei der Programmumset-
zung durchgängig zu berücksichtigen war. Das Land Steiermark ver-
zichtete bei den überprüften Projekten auf eine nachvollziehbare 
Beschreibung des Projektbeitrags zur Gleichstellung. Das Land Wien 
berücksichtig te das Thema Gleichstellung im Förderprozess syste-
matisch, gleichwohl variierten Umfang und Qualität der Angaben 
zum geplanten Projektbeitrag zur Gleichstellung — mangels Min-
destanforderungen in den Antragsformularen — deutlich. (TZ 26)

Zu Vergleichszwecken wurde in den Ländern Steiermark und Wien 
auch beispielhaft die richtlinienbasierte EFRE–Förderabwicklung 
anhand je zweier ausgewählter Projekte überprüft. Bei den zwei 
steirischen Projekten war die Antragsbegutachtung der zuständigen 
Förderstelle mangelhaft. Bei der Projektgenehmigung sowie bei der 
Abrechnungskontrolle gab es Interessenkonflikte. (TZ 27)

Gleichstellung

Feststellungen 
zu ausgewählten 
richtlinienbasierten 
Förderfällen
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Kenndaten zu Einzelentscheidungen aus dem Bereich Europäischer Fonds  
für regionale Entwicklung (EFRE)

Rechtsgrundlagen (Auszug)

EU–Recht Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 des Rates vom 11. Juli 2006 mit allge meinen 
Bestimmungen über den Europäischen Fonds für regionale Ent wicklung, 
den Europäischen Sozialfonds und den Kohäsionsfonds, ABl. L 210 vom 
31. Juli 2006, S. 25
Verordnung (EG) Nr. 1080/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 5. Juli 2006 über den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, 
ABl. L 210 vom 31. Juli 2006, S. 1
Verordnung (EG) Nr. 1828/2006 der Kommission vom 8. Dezember 2006 
zur Festlegung von Durchführungsvorschriften zur Verordnung (EG) 
Nr. 1083/2006 des Rates mit allgemeinen Bestimmungen über den 
Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen 
Sozialfonds und den Kohäsionsfonds und der Verordnung (EG) Nr. 1080/2006 
des Europäischen Parlaments und des Rates über den Europäischen Fonds für 
regionale Entwicklung, ABl. L 371 vom 27. Dezember 2006, S. 1

Österreichisches Recht Vereinbarung zwischen dem Bund und den Ländern gemäß Art. 15a B–VG 
über das Verwaltungs– und Kontrollsystem in Österreich für die EU–Struktur-
fonds in der Periode 2007–2013, BGBl. I Nr. 60/2008
Subsidiäre nationale Regeln für die Förderfähigkeit von Ausgaben mit 
Kofinanzierung aus dem Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) 
in Österreich, Nationale Förderfähigkeitsregeln (NFFR)
Verordnung des Bundesministers für Finanzen über Allgemeine Rahmen richt-
linien für die Gewährung von Förderungen aus Bundesmitteln (ARR 2014), 
BGBl. II Nr. 208/2014 i.d.g.F.

Behörden laut EU–Vorgaben

Verwaltungsbehörden  
(pro EFRE–Regionalprogramm)

Programm Regionale Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung (Steiermark): 
Referat Wirtschaft und Innovation/Abteilung 12 des Amtes der 
Steiermärkischen Landesregierung
Programm Stärkung der Regionalen Wettbewerbsfähigkeit und integrative 
Stadtentwicklung (Wien) 
Magistratsabteilung 27 des Magistrats der Stadt Wien

Bescheinigungsbehörde (für alle 
EFRE–Regionalprogramme) Bundeskanzleramt, Abteilung IV/4

Prüfbehörde (für alle EFRE–
Regionalprogramme) Bundeskanzleramt, Abteilung IV/3

Finanzielle Dotierung 2007–2013

Programme
EU–Mittel 

(EFRE)
Nationale Kofi-

nanzierung
Öffentliche Mit-

tel gesamt
Anteil an EFRE–

Programmen

in Mio. EUR in %

Alle EFRE–Regionalprogramme  
(ohne ETZ1) 680,1 596,7 1.276,8 100,0

davon

Programm Regionale Wettbe werbs-
fähig keit und Beschäftigung – 
Steiermark

155,1 155,1 310,1 24,3

Programm Stärkung der Regionalen 
Wettbewerbsfähigkeit und inte grative 
Stadtentwicklung – Wien

25,2 25,2 50,3 3,9
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Fortsetzung: Kenndaten zu Einzelentscheidungen aus dem Bereich Europäischer Fonds  
für regionale Entwicklung (EFRE)

Bewilligte Förderungen 2007 bis 31. Mai 2015

EFRE–Regionalprogramme

  
Entscheidungen

Bewilligte 
öffentliche  

Mittel

Anteil der 
Einzel-

entscheidungen 
an bewilligten 
öffentlichen 

Mitteln

Anzahl in Mio. EUR in %

Programm Regionale Wettbewerbsfähigkeit und 
Beschäftigung – Steiermark 2.425 239,4

 davon Einzelentscheidungen 199 11,9 5,0

Programm Stärkung der Regionalen Wettbewerbsfähigkeit 
und integrative Stadtentwicklung – Wien 69 56,8

 davon Einzelentscheidungen 49 56,5 99,6

Alle österreichischen EFRE–Regionalprogramme (ohne ETZ1) 13.289 1.260,8

 davon Einzelentscheidungen 804 194,0 15,4

Ausgezahlte, an die Europäische Kommission gemeldete förderfähige Ausgaben 2007 bis 31. Mai 2015

EFRE–Regionalprogramme

Entscheidungen Gemeldete 
Ausgaben

Anteil der  
Einzel-

entscheidungen 
an gemeldeten  
förderfähigen 

Ausgaben

Anzahl in Mio. EUR in %

Programm Regionale Wettbewerbsfähigkeit und 
Beschäftigung – Steiermark 2.333 194,7

 davon Einzelentscheidungen 199 9,1 4,7

Programm Stärkung der Regionalen Wettbewerbsfähigkeit 
und integrative Stadtentwicklung – Wien 63 41,7

 davon Einzelentscheidungen 43 41,5 99,4

Rundungsdifferenzen möglich
Stand: 31. Mai 2015
Anmerkungen:  Nationale Kofinanzierung = Einsatz nationaler öffentlicher Mittel zur Auslösung der aus dem EU–Budget 

finanzierten EFRE–Mittel
 Öffentliche Mittel = nationale öffentliche Mittel und aus dem EU–Budget finanzierte EFRE–Mittel
 Bewilligte Mittel = genehmigte öffentliche Mittel
  Gemeldete Ausgaben = an die Europäische Kommission gemeldete, bereits ausbezahlte nationale öffentliche 

Mittel und EFRE–Mittel
1 Europäische Territoriale Zusammenarbeit

Quellen: BKA/EFRE–Monitoringstelle beim ERP–Fonds; BKA; Land Steiermark; Land Wien; eigene Berechnungen RH
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 1 (1) Der RH überprüfte von März bis Juni 2015 im BKA sowie in den 
Ländern Steiermark und Wien Projekte auf Basis von Einzelentschei-
dungen im Rahmen der Regionalprogramme „Regionale Wettbewerbs-
fähigkeit“ 2007 bis 2013 aus dem Europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung (EFRE). Unter Einzelentscheidungen sind Genehmigungen 
von EFRE–Förderprojekten zu verstehen, die auf keiner Förderungs-
richtlinie basieren. Der überprüfte Zeitraum umfasste die Jahre 2007 
bis Mai 2015.

Die Prüfung bezog sich maßgeblich auf die EFRE–Regionalprogramme 
der Länder Steiermark und Wien mit den Bezeichnungen

—  „Regionale Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung (RWB)“ (Pro-
gramm Steiermark) und

—  „Stärkung der Regionalen Wettbewerbsfähigkeit und integrative 
Stadtentwicklung“ (Programm Wien).

Ziel der Überprüfung war die Beurteilung der strategischen Überle-
gungen der Länder Steiermark und Wien zur Vergabe der Förderungen 
im Wege von Einzelentscheidungen sowie der Transparenz und Nach-
vollziehbarkeit der Projektauswahl. Diese Fragestellungen wurden im 
Querschnittsvergleich analysiert und beurteilt.

(2) Nichtziel war die Überprüfung von recht– und ordnungsmäßigen 
Aspekten der Umsetzung der ausgewählten EFRE–Regionalprogramme. 
Wurden im Zuge der Prüfungshandlungen allerdings Feststellungen 
gemacht, die Fragen der Recht– und Ordnungsmäßigkeit betrafen (wie 
die Förderfähigkeit von Ausgaben oder die Einhaltung unionsrecht-
licher Bestimmungen), nahm der RH dies in seinen Bericht auf.

(3) Um den Prozess der Projektgenehmigungen im Falle von Einzel-
entscheidungen in vergleichbarer Art und Weise zu erheben und aus-
gewählte Fallbeispiele in einer Querschnittsbetrachtung darzustel-
len, stützte sich der RH auf die Tabellen der EFRE–Monitoring–Stelle 
beim ERP–Fonds.2 Der RH überprüfte in den Ländern Steiermark und 
Wien je acht EFRE–Einzelentscheidungsförderfälle anhand projektbe-

2 Die EFRE–Monitoringstelle nahm im Auftrag der Bescheinigungsbehörde (BKA) opera-
tive Aufgaben im Rahmen der Ausgabenbescheinigung wahr sowie führte das Moni-
toring für alle neun EFRE–Regionalprogramme durch.

Prüfungsablauf und 
–gegenstand
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zogener Akten und Dokumente.3 Zu Vergleichszwecken beurteilte der 
RH sowohl in der Steiermark als auch in Wien neben Einzelentschei-
dungsfällen auch Förderfälle, die gemäß einer länderspezifischen För-
derungsrichtlinie abgewickelt wurden. Zu vorgesehenen Weichenstel-
lungen für die Programmperiode 2014–2020 griff der RH auf Angaben 
der Österreichischen Raumordnungskonferenz (ÖROK) zurück.

(4) Zum im September 2015 übermittelten Prüfungsergebnis gaben das 
Land Steiermark im November 2015, das BKA sowie das Land Wien 
im Dezember 2015 ihre Stellungnahmen ab. Die Stellungnahme des 
Landes Steiermark umfasste auch die Ausführungen der Förderstel-
len Magistrat Graz und der Steirischen Wirtschaftsförderungsgesell-
schaft m.b.H. (SFG). Der RH übermittelte seine Gegenäußerungen im 
März 2016.

Ziele auf EU– und nationaler Ebene

 2 (1) Der Europäische Fonds für Regionale Entwicklung (EFRE) zählt zu 
den EU–Strukturfonds und verfolgt das Ziel, den wirtschaftlichen und 
sozialen Zusammenhalt innerhalb der Union zu stärken. Für den EFRE 
stellte die EU in der Förderperiode 2007 bis 2013 rd. 201 Mrd. EUR4 
für das gesamte Unionsgebiet zur Verfügung.

In der Förderperiode 2007 bis 2013 setzte die EU im Rahmen der Regi-
onalpolitik drei Prioritäten:

— Konvergenz,
— Regionale Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung sowie
— Europäische Territoriale Zusammenarbeit.

Die EFRE–Mittel sollten Wettbewerbsfähigkeit und Innovation stär-
ken, dauerhafte Arbeitsplätze schaffen und erhalten sowie eine nach-
haltige Entwicklung in den Regionen gewährleisten. Der EFRE unter-

3 Die kriteriengestützte Auswahl der insgesamt 16 Förderungsprojekte fand anhand eines 
Kriterienkatalogs statt, der insbesondere folgende Punkte beinhaltete: Höhe der Förder-
volumina und –intensitäten; Projektstatus (laufend/abgeschlossen); Art des Projektträ-
gers; urbane Projekte zu Vergleichszwecken; Projekte mit besonders geringem Förder-
volumen (z.B. aus dem Aktionsfeld Governance). Die RH–Prüfung erfasste damit 0,64 % 
der von 1. Jänner 2007 bis 31. Mai 2015 bewilligten Projekte bzw. 7,86 % der bewillig-
ten öffentlichen Mittel (EFRE– und nationale Mittel) der zwei überprüften Länder.

4 https://cohesiondata.ec.europa.eu/EU–Cohesion–Funding/Breakdown–by–MS–by–
Fund–2007–2013–pie–chart/fdpw–vmvz?

Ziele

EFRE–Regionalprogramme 2007–2013
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stützte weiters die nachhaltige Stadtentwicklung als Teil der regionalen 
Entwicklung.5

(2) Zur Umsetzung dieser EU–Ziele erarbeitete Österreich einen natio-
nalen strategischen Rahmenplan (STRAT.AT 2007–2013), der das stra-
tegische Grundlagendokument für die Programmperiode 2007–2013 
darstellte. Als übergeordnetes Ziel definierte der nationale strategische 
Rahmenplan die Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft 
und der Standortattraktivität in Österreichs Regionen. Dieser mehr-
jährige strategische Rahmen wurde von der Europäischen Kommis-
sion genehmigt.

(3) In Umsetzung des strategischen Rahmenplans STRAT.AT im Bereich 
des EFRE erstellte jedes Bundesland ein EFRE–Regionalprogramm.6 Die 
EFRE–Regionalprogramme wurden von der EU–Kommission geneh-
migt.

Ziele auf regionaler Ebene der Länder Steiermark und Wien

 3 (1) Die EFRE–Regionalprogramme der Länder Steiermark und Wien 
enthielten jeweils ein Bündel miteinander verbundener Projektvorha-
ben, sogenannte Prioritätsachsen. Diese Prioritätsachsen konzentrier-
ten sich auf „Innovation und wissensbasierte Wirtschaft“, „Regional-
entwicklung“ bzw. „Integrative Stadtentwicklung“ sowie „Technische 
Hilfe7“.

Folgende Abbildung gibt einen Überblick über die Prioritätsachsen, die 
Anzahl der bewilligten Projekte und die bewilligten öffentlichen Mittel:

5 Art. 3 Verordnung (EG) Nr. 1080/2006, ABl. L 210 vom 31. Juli 2006, S. 1 bis 11
6 Für das Burgenland gab es im Ziel „Konvergenz“ das EFRE–Regionalprogramm „Pha-

sing Out Burgenland“, in den restlichen Ländern jeweils ein EFRE–Regionalprogramm 
„Regionale Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung“.

7 Die Prioritätsachse „Technische Hilfe“ stellte Mittel bereit, um die öffentliche Verwal-
tung bei der Umsetzung der jeweiligen EFRE–Programme zu unterstützen.
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Im Rahmen der EU–Vorgaben und des STRAT.AT 2007–2013 hatten 
die beiden Länder unterschiedliche Schwerpunkte gewählt:

—  Im Land Steiermark lag der Schwerpunkt auf der Prioritätsachse 1 
(Stärkung der innovations– und wissensbasierten Wirtschaft).

—  Im Land Wien lag der Schwerpunkt auf der Prioritätsachse 2 (Inte-
grative Stadtentwicklung).

Abbildung 1: Übersicht über die EFRE–Regionalprogramme Steiermark und Wien

Regionale Wettbewerbsfähigkeit 
Steiermark 2007 bis 2013

Prioritätsachse 1:
Stärkung der Innovations– und 
wissensbasierten Wirtschaft rd. 

191,1 Mio. EUR

Prioritätsachse 2:
Stärkung der Attraktivität von Regionen  

rd. 43,7 Mio. EUR

Prioritätsachse 3:
Governance und Technische Hilfe  

rd. 4,6 Mio. EUR

5 Aktionsfelder
2.033 Projekte

4 Aktionsfelder
231 Projekte

4 Aktionsfelder
29 Projekte1

4 Aktionsfelder
36 Projekte

Prioritätsachse 1:
Innovation und wissensbasierte Wirtschaft 

rd. 22,9 Mio. EUR

Prioritätsachse 2:
Integrative Stadtentwicklung 

rd. 32,3 Mio. EUR

Prioritätsachse 3:
Technische Hilfe 
rd. 1,6 Mio. EUR

2.425 Projekte 69 Projekte

Stärkung der regionalen 
Wettbewerbsfähigkeit und integrative 

Stadtentwicklung in Wien 2007 bis 2013

Beinhaltet das Aktionsfeld  
Urban Plus Graz2

1 Im Aktionsfeld 1.4 der Prioritätsachse 1 wurden 20 Projekte richtlinienbasiert abgewickelt.
2  Das Aktionsfeld Urban Plus Graz beinhaltete Stadt–Umland–Projekte, die u.a. in der Auswahl der vom RH überprüften Fälle waren.

Quellen: BKA/EFRE–Monitoringstelle beim ERP–Fonds (Stand: 31. Mai 2015); Darstellung RH
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 4.1 (1) Für die Durchführung der EFRE–Regionalprogramme wurden in 
der Programmperiode 2007–2013 Rechtsgrundlagen auf europäischer 
und nationaler Ebene erlassen.

(2) Die maßgeblichen Rechtsgrundlagen auf EU–Ebene für die Funkti-
onsweise des EFRE bildeten die Allgemeine Strukturfondsverordnung8, 
die EFRE–Verordnung9 sowie die zu diesen ergangene Durchführungs-
verordnung10. Die Durchführungsverordnung konkretisierte vor allem 
die Grundsätze der Informations– und Publizitätsmaßnahmen sowie 
die Beschreibung der Verwaltungs– und Kontrollsysteme (VKS) der 
Mitgliedstaaten.11

(3) Auf nationaler Ebene wurden ebenso rechtliche Voraussetzungen 
geschaffen, um die Strukturfondsmittel abwickeln zu können. Mit einer 
Vereinbarung gemäß Art. 15a B–VG zwischen Bund und Ländern über 
das Verwaltungs– und Kontrollsystem in Österreich für die EU–Struk-
turfonds in der Periode 2007–201312 wurden in erster Linie die inner-
staatlichen Verantwortlichkeiten und das Zusammenwirken von Bund 
und Ländern geregelt. Die „Subsidiären nationalen Regeln für die För-
derfähigkeit von Ausgaben mit Kofinanzierung aus dem EFRE“ (NFFR) 
enthielten die anzuwendenden Förderfähigkeitsregeln. Daneben waren 
alle sonstigen maßgeblichen Vorgaben, insbesondere das Bundesver-
gabegesetz bzw. relevante Förderrichtlinien, einzuhalten.

(4) Die EU verpflichtete die Mitgliedstaaten, EFRE–Regionalprogramme 
(je eines pro Verwaltungsbehörde) sowie Beschreibungen des Verwal-
tungs– und Kontrollsystems für ihre Programme auszuarbeiten und gab 
Mindestinhalte vor. Die einzelnen EFRE–Regionalprogramme sowie die 
Dokumentationen zum jeweiligen Verwaltungs– und Kontrollsys tem 
wurden durch Genehmigung der Europäischen Kommission zu ver-
bindlichen Grundlagen für die Programmdurchführung.

8 Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 des Rates vom 11. Juli 2006 mit allgemeinen Bestim-
mungen über den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen 
Sozialfonds und den Kohäsionsfonds, ABl. L 210 vom 31. Juli 2006, S. 25, häufig als 
Allgemeine Strukturfondsverordnung bezeichnet.

9 Verordnung (EG) Nr. 1080/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
5. Juli 2006 über den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, ABl. L 210 vom 
31. Juli 2006, S. 1

10 Verordnung (EG) Nr. 1828/2006 der Kommission vom 8. Dezember 2006 zur Festle-
gung von Durchführungsvorschriften zur Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 und zur Ver-
ordnung (EG) Nr. 1080/2006, ABl. L 371 vom 27. Dezember 2006, S. 1

11 Ergänzend zu diesen Verordnungen erließ die Europäische Kommission u.a. Leitlinien 
oder Informationsvermerke und zeigte Best–Practice–Beispiele auf. Diese sollen die 
Mitgliedstaaten bei der Umsetzung der Förderprogramme unterstützen.

12 BGBl. I Nr. 60/2008

Rechtlicher Rah-
men von Förder-
entscheidungen
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(5) Die Beschreibung des Verwaltungs– und Kontrollsystems enthielt 
eine Darstellung über das Zusammenspiel zwischen den am Programm 
beteiligten Behörden und Stellen. Weiters enthielt das Verwaltungs– 
und Kontrollsystem sämtliche Dokumente, wie etwa Programmum-
setzungshandbücher und Arbeitsbehelfe13, die für die Einhaltung der 
vom EU–Recht geforderten Standards notwendig waren.

 4.2 Der RH verwies kritisch auf die hohe Komplexität aufgrund des mehr-
stufigen Aufbaus von unterschiedlichen nationalen und EU–rechtli-
chen Rechtsgrundlagen bei der Durchführung der EFRE–Förderungen 
in der Programmperiode 2007–2013.

 4.3 Das Land Steiermark teilte in seiner Stellungnahme die Einschätzung 
des RH hinsichtlich des hohen Komplexitätsgrades bei der Durchfüh-
rung von EFRE–Förderungen.

Art der EFRE–Förderentscheidung

 5.1 (1) Die Genehmigung von EFRE–Förderungen erfolgte in den Ländern 
Steiermark und Wien entweder auf Basis einer Richtlinie oder im Wege 
einer Einzelentscheidung.

Die folgende Abbildung illustriert die rechtlichen Grundlagen der För-
derentscheidung in den überprüften Ländern Steiermark und Wien:

13 Ergänzungsdokumente, die dem jeweiligen Verwaltungs– und Kontrollsystem zu den 
Operationellen Programmen beigelegt sind (Steiermark „Ergänzung zur Programm-
planung“, Wien „Ergänzung zum Programmdokument“). Die Dokumente beschreiben 
die Programm–Maßnahmen, insbesondere Fördergegenstand, Förderungswerber, Ziel-
indikatoren, Selektionskriterien, die angewandten Rechtsgrundlagen (Richtlinie oder 
Einzelentscheidung), förderungsfähige Kosten, Art und Höhe der Förderung, verant-
wortliche Förderstelle und deren Ansprechperson. Diese Programmumsetzungshand-
bücher bilden die Basis für die Einzelentscheidungen der Länder.
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(2) Richtlinienbasierte Förderentscheidungen stützten sich auf die 
jeweils zutreffenden, von den nationalen Förderstellen erlassenen För-
derrichtlinien, die generell eine umfassende und übersichtliche Zusam-
menfassung und Spezifizierung der entsprechenden Förderbedingungen 
enthielten. Im Vergleich dazu bezogen sich die Einzelentscheidungen 
direkt auf Vorgaben der EFRE–Programmdokumente (z.B. EFRE–
Regionalprogramm, Verwaltungs– und Kontrollsystem, Programm-
umsetzungshandbücher und Arbeitsbehelfe).

Die EFRE–Regionalprogramme stellten grundsätzlich auf die strate-
gischen Ziele ab und bildeten die Mittelaufteilung auf Ebene der Pri-
oritätsachsen und Maßnahmen ab. Die Dokumentationen der jewei-
ligen Verwaltungs– und Kontrollsysteme beschrieben die Aufgaben 
der mit der Verwaltung und Kontrolle von EFRE–Mitteln betrauten 
Stellen sowie die Verfahrens– und Systemabläufe (siehe TZ 2 und 4).

Abbildung 2:  Systematische Darstellung der Grundlagen der Förderentscheidung in der  
Steiermark und in Wien

Förderentscheidung

nationale Vorgaben insbesondere:
• Art. 15a B–VG–Vereinbarung 
• Nationale Regeln für die Förderfähigkeit (NFFR)

Europarechtliche Grundlagen insbesondere:
• Allgemeine Strukturfonds–Verordnung (Verordnung (EG) Nr. 1083/2006) 
• EFRE–Verordnung (Verordnung (EG) Nr. 1080/2006)
• Durchführungsverordnung (Verordnung (EG) Nr. 1828/2006)
• sonstige Vorgaben

Richtlinie Richtlinie

Landesvorgaben Wien: Landesvorgaben Steiermark:
• Allgemeine Bedingungen für EU–Konfinanzierung1 • Operationelles Programm & jeweiliges 
• Operationelles Programm & jeweiliges  Verwaltungs– und Kontrollsystem:
 Verwaltungs– und Kontrollsystem:  • Programmumsetzungshandbuch und 
 • Programmumsetzungshandbuch und   Arbeitsbehelfe
  Arbeitsbehelfe

Einzelentscheidung
richtlinienbasierte Entscheidung

OP = Operationelles Programm
VKS = Verwaltungs– und Kontrollsystem
1  ABEUK: Eine von der MA 27 vorgenommene Zusammenfassung von relevanten europäischen und nationalen Rechtsvorschriften 

für die Abwicklung von EU–geförderten Vorhaben.

Quellen: EU und nationale Rechtsgrundlagen; Darstellung RH
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(3) Förderrichtlinien regelten sowohl die allgemeinen als auch die spe-
zifischen Bedingungen für die Förderung von Vorhaben aus öffentli-
chen Mitteln. So galten bei Förderungen des Bundes die Allgemeinen 
Rahmenrichtlinien für die Gewährung von Förderungen aus Bundes-
mitteln (ARR).14 Diese schrieben vor, dass Förderungen grundsätzlich 
nur auf Grundlage von Sonderrichtlinien gewährt werden sollten, und 
legten Mindestinhalte15 fest.

(4) Grundsätzlich schafft eine Richtlinie durch Selbstbindung der Ver-
waltung ein höheres Maß an Transparenz in Bezug auf die Voraus-
setzungen und Verfahren für die Förderungsgewährung. Durch die 
Festlegung eines einheitlichen Verfahrens trägt sie zur Gebarungssi-
cherheit bei. Für den Förderempfänger ermöglicht sie die Berechen-
barkeit der Entscheidungen der Verwaltung und die Gleichbehand-
lung aller Förderwerber.

(5) Mit Blick auf die Programmperiode 2014–2020 sah die von Bund 
und Ländern erarbeitete „EFRE–Reformagenda“ die Vergabe von EFRE–
Förderungen grundsätzlich auf Grundlage von Förderrichtlinien des 
Bundes und der Länder vor. Die geprüften Länder beabsichtigten jedoch 
weiterhin, Förderungen im Wege von Einzelentscheidungen zu ver-
geben: das Land Wien vor allem im Bereich der „Nachhaltigen Stadt-
entwicklung“ im Rahmen des neuen EFRE–Regionalprogramms IWB/
EFRE Österreich16 und das Land Steiermark in besonderen Fällen im 
Rahmen der Technischen Hilfe. Zur Zeit der Gebarungsüberprüfung 

14 Verordnung des Bundesministers für Finanzen über Allgemeine Rahmenrichtlinien für die 
Gewährung von Förderungen aus Bundesmitteln (ARR 2014), StF: BGBl. II Nr. 208/2014. 
Im Anhang der ARR werden die Mindesterfordernisse des Inhalts der Sonderrichtlinien 
angeführt.

15 — Ausgangslage und Motive des Förderungsgebers
 —  Verweis auf nationale und EU–rechtliche Rechtsgrundlagen
 —  Festlegung der Förderziele mit Bezug auf Indikatoren und Evaluierung
 —  Festlegung eines einheitlichen Förderverfahrens mit detaillierter Beschreibung der 

förderbaren Leistung und der Förderwerber, Anführung der Förderungsart, Förde-
rungshöhe (Maximal– bzw. Minimalbeträge) sowie Beschreibung der Förderungsvor-
aussetzungen und Förderungsbedingungen

 —  Beschreibung der förderbaren und nicht förderbaren Kosten
 —  detaillierte Regelung des Ablaufs der Förderungsgewährung mit Beschreibung der 

Abwicklungsstelle, der Prüfung des Förderansuchens, der Beibringung von erfor-
derlichen Unterlagen (insbesondere Kosten–, Finanzierungsplan), der Förderungs-
entscheidung und –gewährung, des Förderungsangebots/Förderungsvertrags, der 
Berichtspflichten des Förderungsnehmers, der Auszahlungsmodalitäten, Abrech-
nungen, Datenverwendung und Rückforderungsgründe

 —  Kontrolle und Evaluierung, Geltungsdauer, Übergangs– und Schlussbestimmungen
16 Operationelles Programm „EFRE–Programm Investitionen in Wachstum und Beschäf-

tigung Österreich 2014–2020“ Fassung vom 10. Dezember 2014, mit Durchführungs-
beschluss [C(2014) 9935] vom 16. Dezember 2014 von der Europäischen Kommission 
genehmigt
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befanden sich die nationalen Förderfähigkeitsregeln17 im Stellung-
nahmeverfahren. Darin war u.a. eine Weiterentwicklung der Mindest-
inhalte von Kofinanzierungsverträgen vorgesehen.

 5.2 Der RH wies kritisch darauf hin, dass EFRE–Einzelentscheidungen auf-
grund

— der Vielzahl von Regelungen in verschiedenen Dokumenten,
— eines unterschiedlichen Detaillierungsgrads und
— von nicht österreichweiten einheitlichen Abwicklungsstandards

im Vergleich zu Förderrichtlinien eine geringere Gebarungssicherheit, 
geringere Berechenbarkeit des Verwaltungshandelns und geringere 
Transparenz der Förderentscheidung herstellten.

Aus Sicht des RH wiesen Einzelentscheidungen in den überprüften 
Ländern folgende Risiken auf:

— Intransparenz hinsichtlich der Entscheidungsgrundlagen,

—  Intransparenz hinsichtlich der Nachvollziehbarkeit der Projektaus-
wahl (siehe TZ 13 und 17),

— nicht nachvollziehbares Verwaltungshandeln (siehe TZ 19 und 20),

—  potenzielle Interessenkonflikte, weil überwiegend auch die Förder-
nehmer öffentliche Stellen waren (siehe TZ 22), sowie

—  geringe Anreizwirkung der Förderung, die zu einem Mitnahmeef-
fekt führen konnte (siehe TZ 15).

Der RH vertrat die Auffassung, dass richtlinienbasierte Entscheidungen 
im Vergleich zu Einzelentscheidungen ein höheres Maß an Transpa-
renz, Gleichbehandlung und Gebarungssicherheit gewährleisteten. Er 
strich heraus, dass einheitliche und hinreichend genaue Regelungen 
eine notwendige Voraussetzung sind, um eine Gleichbehandlung durch 
die Verwaltung zu sichern.

17 Subsidiäre nationale Regeln für die Förderfähigkeit von Kosten mit Kofinanzierung 
aus dem EFRE in Österreich im Rahmen des Programmes IWB 2014–2020.



304 Bund 2016/4

EFRE–Regionalprogramme 2007–2013

Der RH empfahl dem BKA, in seiner Verantwortung als haushaltsleiten-
des Organ für den EFRE18, für die Programmperiode 2014–2020 eine 
EFRE–Abwicklungsrichtlinie (insbesondere mit Verfahrensanleitungen) 
als Basis der EFRE–Förderungsvergabe für das österreichweite ein-
zige EFRE–Regionalprogramm zu erstellen, um künftig Einzelentschei-
dungen zu vermeiden. Die Mindestinhalte dieser Richtlinie sollten sich 
an der Allgemeinen Rahmenrichtlinie 2014 des Bundes orientieren.19

 5.3 (1) Laut Stellungnahme des BKA obliege es der Verwaltungsbehörde 
des Programms — der ÖROK Geschäftsstelle —, für die Programm-
periode 2014–2020 geeignete Verwaltungs– und Kontrollsysteme für 
die Abwicklung des Programms einzurichten. Gemäß EU–Vorgaben20 
müssten die mit EFRE–Mitteln geförderten Vorhaben in Bezug auf deren 
Umsetzung auch nationalem Recht entsprechen. Das Bundeshaushalts-
gesetz 2013 gelte nur für Organe des Bundes. Da bei der Förderung von 
Vorhaben mit EFRE–Mitteln auch die Haushalte der Länder betroffen 
seien, könne der Bund keine einheitliche Abwicklungsrichtlinie erlas-
sen. Das BKA werde seine Koordinationskompetenz wahrnehmen und 
stattdessen eine Vereinbarung zwischen dem Bund und den Ländern 
gemäß Art. 15a B–VG ausarbeiten, welche den komplexen Anforde-
rungen einer koordinierten, partnerschaftlichen Abwicklung von EU–
Förderprogrammen Rechnung tragen solle.

(2) Laut Stellungnahme des Landes Steiermark verfüge das Land über 
eine eigene Rahmenrichtlinie über die Gewährung von Förderungen des 
Landes Steiermark, der auch die im Programm getroffenen Einzelent-
scheidungen genügen müssen. Das steirische Regionalprogramm weise 
lediglich 5 % Einzelfallentscheidungen auf, der österreichische Durch-
schnitt liege bei 15,4 %. Der Großteil der steirischen Einzelentschei-
dungen seien Aufträge nach dem Bundesvergabegesetz für die tech-
nische und operative Programmumsetzung. Die vom RH dargestellten 
grundsätzlichen Risiken von Einzelfallentscheidungen seien in concreto 
vom RH bei den einzelnen Projektprüfungen nicht festgestellt worden.

18 Die Zuständigkeit für die EU–Regionalpolitik lag bei Bund und Ländern. Im Bundes-
haushalt verantwortete das BKA das Globalbudget für die EFRE–Mittel und verfolgte 
gemäß des Bundesvoranschlages 2015 im dazugehörigen Detailbudget folgendes Ziel: 
„Die Programme des Europäischen Regionalfonds in Österreich werden ordnungsge-
mäß und effizient gemanagt.“

19 So regelte etwa die Sonderrichtlinie des Bundesministeriums für Arbeit, Soziales und 
Konsumentenschutz (BMASK) zur Umsetzung von Projekten im Rahmen des Europä-
ischen Sozialfonds (ESF) die allgemeinen und spezifischen Bedingungen für die För-
derung von Projekten und Maßnahmen aus ESF–Mitteln und nationalen Kofinanzie-
rungsmitteln (Stand 26. März 2015).

20 Verordnung (EU) Nr. 1303/2013
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 5.4 (1) Zur Thematik der EFRE–Abwicklungsrichtlinie erinnerte der RH das 
BKA daran, dass es als haushaltsleitendes Organ für die EFRE–Mittel 
sowie aufgrund seiner Koordinationsaufgaben gemäß Bundesministe-
riengesetz21 und in seiner Funktion als Prüfbehörde bzw. Bescheini-
gungsbehörde ein hohes Maß an Verantwortung für eine ordnungsge-
mäße Abwicklung von EFRE–Mitteln inne hatte. Die Erstellung einer 
EFRE–Abwicklungsrichtlinie könnte zur Erreichung des BKA–Ziels zum 
EFRE–Detailbudget beitragen, wonach die EFRE–Programme in Öster-
reich ordnungsgemäß und effizient gemanagt werden. Auch verwies 
der RH auf seinen Bericht „Europäischer Sozialfonds (ESF) — Prüfbe-
hörde“ (Reihe Bund 2015/15), wonach das BMASK für die Programm-
periode 2014–2020 eine Sonderrichtlinie zur Umsetzung des ESF erar-
beitet hatte, und hielt daher seine Empfehlung aufrecht.

(2) Der RH erwiderte dem Land Steiermark, dass bei den in der Steier-
mark überprüften Einzelfallentscheidungen Mängel festgestellt wur-
den, vor allem bei der Antragsbewertung und im Auswahlverfahren 
(siehe TZ 13), bei der Prüfung der Angemessenheit der Projektausga-
ben (siehe TZ 17) sowie beim Genehmigungsverfahren (siehe TZ 20). 
Er wies weiters auf festgestellte potenzielle Interessenkonflikte (siehe 
TZ 22), auf ein nicht nachvollziehbares Verwaltungshandeln (siehe 
TZ 19) und auf die geringe Anreizwirkung von Förderungen (siehe 
TZ 15) hin. Der RH hielt daher seine Kritik aufrecht.

Erfassung der Einzelentscheidungen

 6.1 (1) Im EFRE–Monitoringsystem, das alle EFRE–kofinanzierten Pro-
jekte enthielt, war ein Datenfeld mit der Bezeichnung „Rechtsgrund-
lage für die Vergabe von EFRE– bzw. nationalen Kofinanzierungsmit-
teln“ eingerichtet. Die Verwaltungsbehörden befüllten — gemäß den 
Vorgaben des EFRE–Monitoringsystems — dieses Datenfeld nur bei 
beihilfenrechtlich relevanten Förderungen mit „Richtlinie“, in allen 
anderen Fällen mit „Einzelentscheidung“. Richtlinienbasierte, jedoch 
nicht–beihilfenrechtlich relevante Förderungen wurden demnach im 
EFRE–Monitoring–System als „Einzelentscheidung“ geführt.

(2) Um die für die gegenständliche Gebarungsüberprüfung relevanten 
Einzelentscheidungen darzustellen, veranlasste der RH die überprüf-
ten Länder Steiermark und Wien sowie die EFRE–Monitoringstelle, 
eine Auswertung vorzunehmen, welche Fördervergaben als Einzel-
entscheidungen getroffen wurden. Folgende Tabelle zeigt die Anzahl 
der EFRE–Förderentscheidungen auf Grundlage von Richtlinien bzw. 

21 Bundesministeriengesetz 1986 i.d.g.F., § 2 bzw. Anlage zu § 2
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im Wege von Einzelentscheidungen in den Ländern Steiermark und 
Wien sowie für Österreich:

Während in der Steiermark die Förderentscheidung im Wege von Einzel-
entscheidungen die Ausnahme war (rd. 2,7 % ohne Technische Hilfe), 
hatte das Land Wien fast drei Viertel der Förderentscheidungen als 
Einzelentscheidung genehmigt (69,2 %) (siehe auch TZ 10).

 6.2 Der RH wies kritisch darauf hin, dass aus dem EFRE–Monitoring nicht 
ersichtlich war, ob ein Projekt auf Grundlage einer Förderrichtlinie 
genehmigt wurde. Daher empfahl der RH dem BKA, im EFRE–Moni-
toring auch die Art der Fördergewährung (Einzelentscheidung oder 
Förderrichtlinie) zu erfassen und getrennt auszuweisen. Der RH ver-
wies weiters kritisch auf den hohen Anteil an Förder–Einzelentschei-
dungen im Land Wien von über 69 % (siehe hierzu auch TZ 10).

 6.3 (1) Laut Stellungnahme des BKA werde der Empfehlung des RH, 
im EFRE–Monitoring die Art der Fördergewährung zu erfassen und 
getrennt auszuweisen, für die Periode 2014–2020 nachgekommen.

(2) Das Land Steiermark merkte in seiner Stellungnahme an, dass im 
EFRE–Monitoringsystem von der Förderungsstelle in allen Fällen anzu-
geben sei, ob es sich um eine Richtlinienentscheidung oder eine Einzel-
entscheidung handle. Dies erfolge pro Projekt in Form eines „Akten-
reiters“ im Monitoring. Bei Ausdrucken zur Einzelprojektinformation 
sei die Angabe der Richtlinie ebenfalls ersichtlich.

Tabelle 1: Anzahl der EFRE–Förderentscheidungen

gesamt Richtlinien-
entscheidungen Einzel entscheidungen

Anzahl in %

Steiermark gesamt 2.425 2.226 199 8,2

ohne Technische Hilfe1 2.288 2.226 62 2,7

Wien gesamt 69 20 49 71,0

ohne Technische Hilfe 65 20 45 69,2

Österreich gesamt 13.289 12.485 804 6,1

ohne Technische Hilfe 12.823 12.485 338 2,6

Rundungsdifferenzen möglich
1  Gemäß EU–Vorgabe konnten Maßnahmen zur Vorbereitung, Verwaltung, Evaluierung, Kontrolle sowie Information 

(Publizität) der EFRE–Programme sowie Maßnahmen zum Ausbau der Verwaltungskapazitäten für den Einsatz des EFRE aus 
der sogenannten „Technischen Hilfe“ finanziert werden.

Quellen: BKA/EFRE–Monitoringstelle beim ERP–Fonds Periode 2007–2013 (Stand: 31. Mai 2015); Berechnungen RH
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 6.4 Der RH entgegnete dem Land Steiermark, dass mehrere Projekte des 
Regionalprogramms Steiermark im EFRE–Monitoringsystem als Einzel-
entscheidungen ausgewiesen waren (siehe TZ 27, Tabelle 18), obwohl 
der Fördergenehmigung eine Landesrichtlinie zugrunde lag. Der RH 
hielt daher seine Empfehlung aufrecht.

 7.1 (1) Für jedes EFRE–Regionalprogramm hatten die Mitgliedstaaten eine 
Verwaltungsbehörde, eine Bescheinigungsbehörde und eine Prüfbe-
hörde zu benennen. Darüber hinaus konnten sie eine oder mehrere 
zwischengeschaltete Stellen benennen, die die Tätigkeiten der Verwal-
tungs– oder Bescheinigungsbehörde unter der Verantwortung dieser 
Behörde ausführten.

Nachstehende Tabelle veranschaulicht die Funktionen und Aufgaben 
der gemäß Art. 60 bis 63 der Allgemeinen Strukturfondsverordnung22 
innerhalb des Verwaltungs– und Kontrollsystems für die Umsetzung der 
EFRE–Regionalprogramme in den beiden vom RH überprüften Ländern 
benannten Stellen (Programmbehörden) und des Begleitausschusses:

22 Verordnung (EG) Nr. 1083/2006

Abwicklungs– und 
Koordinationsstruktur
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Tabelle 2:  Aufgaben der Programmbehörden im nationalen Verwaltungs– und  
Kontrollsystem
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Das Amt der Landesregierung oder eine von ihm beauftragte Stelle nimmt die Funktion der Verwaltungsbehörde im 
jeweiligen EFRE–Regionalprogramm wahr.

Amt der Steiermärkischen Landesregierung:
Abteilung 12 Wirtschaft, Tourismus, Sport; Referat 
Wirtschaft und Innovation1

Amt der Wiener Landesregierung:
Magistratsabteilung 27 Europäische Angelegenheiten

Die Verwaltungsbehörde
–  ist dafür verantwortlich, dass das Regionalprogramm nach dem Grundsatz der wirtschaftlichen Haushaltsführung 

verwaltet und durchgeführt wird,
–  stellt sicher, dass die zu finanzierenden Vorhaben nach den Programmkriterien ausgewählt werden und während 

ihrer Durchführung stets den Rechtsvorschriften der EU und Österreichs entsprechen,
–  vergewissert sich, dass die kofinanzierten Wirtschaftsgüter und Dienstleistungen geliefert bzw. erbracht und die 

für die Vorhaben geltend gemachten Ausgaben tatsächlich und im Einklang mit den Rechtsvorschriften der EU und 
Österreichs getätigt wurden,

–  stellt sicher, dass die Begünstigten und sonstige beteiligte Stellen — unbeschadet der öster reichischen 
Vorschriften — über die Vorhaben entweder gesondert Buch führen oder einen geeigneten Buchführungscode 
verwenden.

Zwischengeschaltete Stellen („Verantwortliche Förderstellen“), die auf Basis gesonderter 
Verwaltungsübereinkommen Teilaufgaben der Verwaltungsbehörden im Bereich der Förderungsabwicklung 
wahrnehmen:

Steiermark:
–  Abteilung 7 Landes– und Gemeinde entwicklung1

–  Abteilung 8 Wissenschaft und Gesundheit
–  Abteilung 9 Kultur, Europa, Außen beziehungen
–  Abteilung 12 Wirtschaft, Tourismus, Sport; Referat 

Tourismus
–  Steirische Wirtschaftsförderungsgesellschaft m.b.H. 

(SFG)
–  Österreichische Forschungsförderungs gesellschaft (FFG)
–  Austria Wirtschaftsservice G.m.b.H. (awsg)
–  ERP–Fonds
–  Kommunalkredit Public Consulting G.m.b.H. (KPC)
–  Magistrat Graz Stadtbaudirektion, Referat für EU–

Projekte und internationale Kooperation1

Wien:
–  Wirtschaftsagentur Wien. Ein Fonds der Stadt Wien.
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EFRE–Regionalprogramme wahr.

Die Bescheinigungsbehörde
–  übermittelt Ausgabenerklärungen und Zahlungsanträge an die Europäische Kommission,
–  bescheinigt, dass die Ausgabenerklärungen wahrheitsgetreu sind, auf zuverlässigen Verfahren und überprüfbaren 

Belegen beruhen und für nach den Kriterien des Programms ausgewählte und mit den Rechtsvorschriften der EU und 
Österreichs im Einklang stehende Vorhaben getätigt wurden,

–  stellt sicher, dass hinreichende Angaben der Verwaltungsbehörde zur Ausgabenerklärung vorliegen und 
berücksichtigt die Ergebnisse von Prüfungen der Prüfbehörde,

–  führt in elektronischer Form Buch über die bei der Europäischen Kommission geltend gemachten Ausgaben sowie 
über wieder einzuziehende bzw. einbehaltene Beträge.

Zwischengeschaltete Stelle, die auf Basis eines gesonderten Verwaltungsübereinkommens Teilaufgaben der 
Bescheinigungsbehörde wahrnimmt:

EFRE–Monitoringstelle beim ERP–Fonds

–  nimmt im Auftrag der Bescheinigungsbehörde operative Aufgaben im Rahmen der Ausgabenbescheinigung wahr,
–  führt unter der Verantwortung der Bescheinigungsbehörde das Monitoring für alle EFRE–Regionalprogramme durch.
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Im Land Steiermark übertrug die Verwaltungsbehörde (Abteilung 12) 
einen Teil ihrer Aufgaben an zehn zwischengeschaltete Stellen (verant-
wortliche Förderstellen). Die Verwaltungsbehörde sowie zwei zwischen-
geschaltete Stellen vergaben auch Förderungen auf Basis von Einzel-
entscheidungen. In Wien übertrug die Verwaltungsbehörde (MA 27) 
einer verantwortlichen Förderstelle (Wirtschaftsagentur Wien) Teile 
ihrer Aufgaben. Während die Verwaltungsbehörde (MA 27) nur Einzel-
entscheidungen gewährte, wickelte die Wirtschaftsagentur die einzige 
richtlinienbasierte Fördermaßnahme ab.

(2) In der Programmperiode 2014–2020 reichte Österreich ein gemein-
sames EFRE–Programm mit dem Titel „Investitionen in Wachstum 
und Beschäftigung Österreich 2014–2020“ ein. In dieser neuen Pro-
grammperiode gab es eine einzige Verwaltungsbehörde. Die ÖROK23–
Geschäftsstelle übernahm die Aufgaben der neuen EFRE–Verwaltungs-

23 Die ÖROK (Österreichische Raumordnungskonferenz) war eine von Bund, Ländern und 
Gemeinden getragene Einrichtung zur Koordination von Raumordnung und Raument-
wicklung auf gesamtstaatlicher Ebene. Das politische Beschlussorgan umfasste unter 
dem Vorsitz des Bundeskanzlers alle Bundesminister und Landeshauptleute, die Präsi-
denten des Österreichischen Städtebundes und des Österreichischen Gemeindebundes 
sowie mit beratender Stimme auch jene der Wirtschafts– und Sozialpartner. Für die 
laufende Tätigkeit wurde beim BKA eine Geschäftsstelle eingerichtet.

Fortsetzung:  Aufgaben der Programmbehörden im nationalen Verwaltungs– und  
Kontrollsystem
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Das Bundeskanzleramt, Abteilung IV/3, nimmt die Funktion der Prüfbehörde für alle EFRE–Regionalprogramme wahr. 

Die Prüfbehörde

–  ist funktional vollkommen unabhängig und nicht an der Verwaltung von Programmen oder Einzelvorhaben beteiligt,
–  gewährleistet, dass das effektive Funktionieren des Verwaltungs– und Kontrollsystems für das jeweilige Programm 

geprüft wird,
–  stellt sicher, dass Einzelvorhaben anhand geeigneter Stichproben geprüft werden,
–  legt der Europäischen Kommission eine Prüfstrategie vor, aus der die prüfungszuständige Stelle sowie Methode und 

Zeitplan hervorgehen,
–  übermittelt der Europäischen Kommission einen jährlichen Kontrollbericht sowie eine Programmabschlusserklärung, 

weitere Unterlagen und Stellungnahmen.
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Der Begleitausschuss vergewissert sich, dass das jeweilige Regionalprogramm effektiv und ordnungsgemäß 
durchgeführt wird.

Der Begleitausschuss
–  prüft und billigt die Kriterien für die Projektauswahl und die jährlichen Durchführungsberichte,
–  bewertet den Programmfortschritt u.a. anhand der jährlichen Kontrollberichte,
–  kann der Verwaltungsbehörde Vorschläge für Programmänderungen zur verbesserten finanziellen Abwicklung des 

Programms unterbreiten.

Die ÖROK–Geschäftsstelle fungiert als ständiges Sekretariat der Programmbegleitausschüsse
1  Diese Förderstellen wickelten (auch) Förderungen auf Basis von Einzelentscheidungen ab. Nach der Angelobung der neuen 

Steiermärkischen Landesregierung am 18. Juni 2015 folgte eine Umbenennung der Abteilung 7 zur Abteilung 17 „Landes– 
und Regionalentwicklung“.

Quellen:  Beschreibungen der Verwaltungs– und Kontrollsysteme der Länder Steiermark und Wien (Stand 31. Mai 2015); 
Darstellung RH
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behörde. Die Abwicklung des Programms erfolgte durch 16 sogenannte 
zwischengeschaltete Stellen des Bundes und der Länder.

Die Länder übernahmen die Funktion einer programmverantwortlichen 
Landesstelle, die in Zusammenarbeit mit der Verwaltungsbehörde für 
die inhaltliche und strategische Gestaltung und Steuerung, die Finanz-
mittelaufteilung und für die Zielerreichung des EFRE–Regionalpro-
gramms verantwortlich zeichneten.

Die programmverantwortlichen Landesstellen unterstützten die neue 
EFRE–Verwaltungsbehörde bei der österreichweit einheitlichen Abwick-
lung des EFRE–Programms. Die Aufgabenklärung zwischen Verwal-
tungsbehörde und programmverantwortlichen Landesstellen sollte im 
Rahmen von Verwaltungsvereinbarungen erfolgen. Zur Zeit der Geba-
rungsüberprüfung lagen allerdings noch keine finalisierten Verwal-
tungsvereinbarungen vor.

Im Land Steiermark wechselte die Abteilung 12 die Funktion von der 
Verwaltungsbehörde Steiermark zur programmverantwortlichen Lan-
desstelle. Die Verwaltungsbehörde Wien übte sowohl die Funktion als 
programmverantwortliche Landesstelle als auch als zwischengeschal-
tete Förderstelle aus.

 7.2 Der RH wies kritisch auf die komplexe Behördenstruktur im Land 
Steiermark mit zehn verantwortlichen Förderstellen hin, die entspre-
chend umfangreiche Regelungen im Verwaltungs– und Kontrollsys-
tem sowie einen zusätzlichen Kooperationsaufwand zwischen Bundes– 
und Landesbehörden erforderlich machten. Der RH hatte bereits in 
seinem Bericht „EU–Förderungen aus Sicht der Förderungsempfän-
ger mit dem Schwerpunkt Vereinfachung von Vorschriften“ (Reihe 
Bund 2013/11) darauf hingewiesen, dass die formalen Anforderungen 
der EU an die national einzurichtenden Verwaltungs– und Kontroll-
systeme zur Abwicklung der EFRE–Regionalprogramme angesichts 
der österreichischen Behördenstruktur eine besondere Herausforde-
rung darstellten, die entgegen den EU–Vereinfachungsbemühungen 
die Komplexität des nationalen Fördersystems weiter erhöhten.

Der RH nahm positiv zur Kenntnis, dass für die Programmperiode 2014–
2020 das österreichweite gemeinsame EFRE–Programm eine Reduk-
tion auf eine österreichweit einzige Verwaltungsbehörde und für die 
Steiermark auf eine programmverantwortliche Landesstelle und zwei 
verantwortliche Förderstellen vorsah.
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Der RH empfahl den überprüften Ländern sowie dem BKA, in sei-
ner Verantwortung als haushaltsleitendes Organ für den EFRE (siehe 
TZ 5) die erforderlichen Schritte ehestens in die Wege zu leiten, um 
die Verwaltungsvereinbarungen zwischen der Verwaltungsbehörde und 
den programmverantwortlichen Landesstellen für die Programmperi-
ode 2014–2020 zu finalisieren.

 7.3 (1) Das Land Steiermark stimmte in seiner Stellungnahme dem RH 
bezüglich der Ausführungen zur komplexen Behördenstruktur in der 
Abwicklung der österreichischen EFRE–Regionalprogramme zu.

(2) Laut Stellungnahme des Landes Wien werden die Empfehlungen 
des RH aufgegriffen.

Mittelausstattung und Inanspruchnahme der Mittel

 8.1 (1) Die EU–Regionalförderungen unterlagen dem Grundsatz der Ko -
finanzierung durch die Mitgliedstaaten. Dementsprechend waren sie 
immer an nationale Förderungen — in Österreich durch Bund, Länder 
oder Gemeinden — gekoppelt. Österreich erhielt für die Periode 2007–
2013 für die Umsetzung der Regionalprogramme in Summe EFRE–Mit-
tel i.H.v. rd. 680 Mio. EUR, davon entfielen rd. 155,1 Mio. EUR auf das 
Regionalprogramm Steiermark und rd. 25,2 Mio. EUR auf das Regio-
nalprogramm Wien. Einschließlich der nationalen öffentlichen Kofi-
nanzierung standen in Österreich insgesamt Mittel i.H.v. 1,28 Mrd. EUR 
zur Verfügung.

(2) Gemäß Art. 53 der Allgemeinen Strukturfonds–Verord-
nung (EG) Nr. 1083/2006 (Allg. SF–VO) und den in ihrem Anhang III 
festgelegten Grenzen für Kofinanzierungssätze waren die EFRE–Mit-
tel für das Ziel Regionale Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung 
mit mindestens 50 % aus nationalen Mitteln zu kofinanzieren. Die fol-
gende Tabelle zeigt die geplanten und bewilligten EFRE–Mittel sowie 
die nationale Kofinanzierung in der Steiermark und in Wien:

Finanzieller Rahmen
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Aus obiger Tabelle ist ersichtlich, dass die bewilligten EFRE–Mittel 
sowohl in der Steiermark als auch in Wien unter den ursprünglich 
geplanten Werten lagen. Der Bewilligungsgrad bezogen auf die EFRE–
Mittel betrug in der Steiermark rd. 74,5 % und in Wien rd. 88,7 %, 
womit beide Länder unter dem Österreich–Schnitt von rd. 89,9 % lagen. 
Unter Berücksichtigung des EFRE–Mittelverfalls im Land Steiermark 
(siehe TZ 9) stieg der EFRE–Bewilligungsgrad auf 93,8 %.

(3) Die folgende Grafik zeigt die Verteilung der bewilligten öffentlichen 
Mittel auf die einzelnen Prioritätsachsen in der Steiermark und in Wien:

Tabelle 3: Vergleich der geplanten und bewilligten öffentlichen Mittel

EFRE– 
Mittel

Nationale  
Kofinanzie-

rung
gesamt

Bewilligungs-
grad EFRE–

Mittel

in Mio. EUR in %

EFRE–Regionalprogramm 
Steiermark

geplant 155,11 155,1 310,1

bewilligt 115,5 123,9 239,4 74,5

EFRE–Regionalprogramm Wien geplant 25,2 25,2 50,3

bewilligt 22,3 34,5 56,8 88,7

Österreich gesamt geplant 680,1 596,7 1.276,8

bewilligt 611,3 649,4 1.260,8 89,9

Rundungsdifferenzen möglich

Stand: 31. Mai 2015 inkl. Technischer Hilfe
1  Die geplanten EFRE–Mittel des EFRE–Regionalprogramms Steiermark verringerten sich bis 31. Mai 2015 aufgrund des EFRE–

Mittelverfalls um 31,9 Mio. EUR.

Quellen: BKA/EFRE–Monitoringstelle beim ERP–Fonds
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Obige Grafik verdeutlicht die unterschiedlichen Schwerpunktset-
zungen der Länder Steiermark und Wien: Während im Land Steier-
mark der Großteil der bewilligten öffentlichen Mittel (rd. 79,8 % oder 
rd. 191,1 Mio. EUR) in die Prioritätsachse 1 „Innovation und wissens-
basierte Wirtschaft“ flossen, legte das Land Wien den Schwerpunkt 
(rd. 56,8 % bzw. rd. 32,3 Mio. EUR) auf die Prioritätsachse 2 „Integra-
tive Stadtentwicklung“.

 8.2 Der RH wies darauf hin, dass die geplanten EFRE–Mittel in der Stei-
ermark und in Wien in der Programmperiode 2007–2013 zur Zeit der 
Gebarungsüberprüfung nicht ausgeschöpft waren. Der RH empfahl 
den Ländern Steiermark und Wien daher, die Gründe für die nicht zur 
Gänze ausgeschöpften EFRE–Mittel zu analysieren, um daraus für die 
Programmperiode 2014–2020 Schlussfolgerungen für eine präzisere 
Planung zu gewinnen.

 8.3 (1) Laut Stellungnahme des Landes Steiermark sei den Empfehlungen 
des RH mit der Konzentration auf ein österreichweites EFRE–Pro-
gramm 2014–2020 sowie mit der Verschlankung der Inhalte und der 
Programmstrukturen Rechnung getragen worden.

(2) Laut Stellungnahme des Landes Wien werde die Empfehlung des 
RH aufgegriffen. Eine genaue Analyse hinsichtlich der Mittelausschöp-
fung im Programm solle Anlass für Verbesserungen in der EU–Förder-

Abbildung 3:  Anteile der bewilligten öffentlichen Mittel der einzel-
nen Prioritätsachsen in der Steiermark und in Wien

Steiermark

Wien

0 % 10 % 20 % 30 % 40 % 50 % 60 % 70 % 80 % 90 % 100 %

Innovation und wissensbasierte Wirtschaft

Regionalentwicklung/Integrative Stadtentwicklung

Technische Hilfe (sowie Governance in Steiermark)

Quellen: BKA/EFRE–Monitoringstelle beim ERP–Fonds (Stand 31. Mai 2015); Berechnungen RH
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periode 2014–2020 sein. Das Land gehe trotz der kritischen Anmer-
kungen zum Auszahlungsstand von einer vollständigen Ausschöpfung 
der Programmmittel zu Programmende aus.

Liquidität der Programme

 9.1 (1) Die Europäische Kommission setzte im Zeitraum Februar 2012 bis 
März 2015 wiederholt die EFRE–Zwischenzahlungen an die beiden 
überprüften Programme — insbesondere aufgrund der von ihr bzw. der 
Prüfbehörde festgestellten Mängel im Verwaltungs– und Kontrollsys-
tem — aus.24 Diese betrafen u.a. die Kontroll– und Aufsichtspflich-
ten der Verwaltungsbehörden. Die Europäische Kommission forderte 
die betroffenen Programmbehörden auf, Verbesserungsmaßnahmen 
(in Form von Aktionsplänen) umzusetzen und gegebenenfalls finan-
zielle Berichtigungen durchzuführen.

24 Unterbrechung der Zahlungsfrist gemäß Art. 91 Allg. SF–VO 2006 bzw. Aussetzung 
von Zahlungen gemäß Art. 92 Allg. SF–VO 2006

Tabelle 4: Programmrelevante Feststellungen der Europäischen Kommission
EFRE–Regionalprogramm Steiermark EFRE–Regionalprogramm Wien

November 2011 Prüfung der Europäischen Kommission (u.a. in der 
Steiermark). Feststellungen zu erheblichen Mängeln 
im Verwaltungs– und Kontrollsystem betreffend 
die Verwaltungsbehörde Steiermark: mangelhafte 
Ver waltungsprüfungen sowie Aufsicht über die 
zwischen geschalteten Stellen

Februar 2012 Unterbrechung der Zahlungsfrist der EFRE–Zwischen-
zahlungen aufgrund von Systemmängeln bei der Ver-
waltungsbehörde

März 2012 Jahreskontrollbericht 2011 der Prüfbehörde zu 
acht österreichischen EFRE–Regionalprogrammen 
(darunter Steiermark): bereinigte Fehlerquote max. 
2,13 % (EU–Vorgabe: max. 2 %) – ohne Bereinigung 
dagegen 15,99 % wegen gehäufter Fehler bei drei 
Förderstellen, darunter zwei im Regionalprogramm 
Steiermark
Systemprüfung der Bescheinigungsbehörde (zuständig für alle neun EFRE–Regional-
programme): Prüfbehörde stellte eine nur teilweise Funktionsfähigkeit fest

Mai 2012 Verfahren zur Aussetzung der EFRE–Zwischen-
zahlungen aufgrund von Systemmängeln bei der 
Ver waltungsbehörde Steiermark sowie bei der 
Bescheinigungs behörde

Verfahren zur Aussetzung der 
EFRE–Zwischen zahlungen aufgrund 
von Systemmängeln bei der Be-
scheinigungsbehörde 

Juli 2012 EFRE–Zahlungsaussetzung 
aufgehoben
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(2) Die Verwaltungsbehörde Steiermark erarbeitete infolge der Prüf-
feststellungen der Europäischen Kommission vom Herbst 2011 sowie 
vom Sommer 2013 und September 2014 betreffend der Mängel im 
Verwaltungs– und Kontrollsystem Verbesserungsmaßnahmen (u.a. 
zusätzliche Verwaltungsprüfungen, Aufsichtskontrollen der zwischen-
geschalteten Stellen). In den Jahren 2012 bzw. 2014 veranlasste die 
Verwaltungsbehörde zwei finanzielle Berichtigungen der EFRE–Mit-
tel i.H.v. rd. 2,05 Mio. EUR bzw. rd. 5,65 Mio. EUR, die dem Pro-
grammkonto gutzuschreiben und wieder einsetzbar waren. Nachfol-
gende Tabelle stellt die finanziellen Folgen für das Land Steiermark dar:

Fortsetzung: Programmrelevante Feststellungen der Europäischen Kommission
EFRE–Regionalprogramm Steiermark EFRE–Regionalprogramm Wien

Dezember 2012 EFRE–Zahlungsaussetzung aufgehoben
März 2013 bis 
März 2015

Wiederholt Unterbrechungen der Zahlungsfrist 
bzw. Verfahren zur Aussetzung der EFRE–Zwischen-
zahlungen aufgrund folgender Feststellungen:

März 2013 Fehlender Jahreskontrollbericht 2012 der Prüf-
behörde für acht Bundesländer (darunter Steiermark)

Juni/Juli 2013 Prüfung der Europäischen Kommission (u.a. in der 
Steiermark): u.a. erhebliche systembedingte Mängel 
betreffend die Verwaltungsbehörde Steiermark bei:
–  Projektauswahlverfahren,
–  Verwaltungsprüfungen,
–  Anleitung der Projektträger,
–  Förderverträge,
–  Prüfung möglicher Doppelfinanzierung sowie 

der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit von 
Unternehmen in Schwierigkeiten und

–  Aufsicht über die zwischengeschalteten Stellen
März 2014 Jährliche Fehlerquote des EFRE–

Regional programms Wien – 
gemäß Jahreskontrollbericht 2013 
der Prüfbehörde – wegen 
Vergabemängeln bei max. 6,03 % 
(EU–Vorgabe: max. 2 %)
Verfahren zur Aussetzung der EFRE–
Zwischenzahlungen

Oktober 2014 EFRE–Zahlungsaussetzung 
aufgehoben

April 2014 Finaler Prüfbericht der Europäischen Kommission 
zur Prüfung vom Sommer 2014 mit Vorschlag einer 
5 %–Pauschalkorrektur

September 2014 Prüfung der Europäischen Kommission (u.a. in der 
Steiermark) hinsichtlich der von der Verwaltungs-
behörde getroffenen Verbesserungs maßnahmen. 
Feststellungen zu u.a. weiterhin mangelhafter 
Aufsicht über die zwischengeschalteten Stellen

März 2015 EFRE–Zahlungsaussetzung aufgehoben

Quellen: Unterlagen der Verwaltungsbehörden Steiermark und Wien; Europäische Kommission; Darstellung RH
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(3) Die von der Europäischen Kommission aufgrund der Mängel (siehe 
Tabelle 4) veranlasste Aussetzung der EFRE–Zwischenzahlungen führte 
dazu, dass die im Zeitraum 2012 bis 2014 beantragten EFRE–Mittel 
von rd. 43,8 Mio. EUR dem EFRE–Regionalprogramm Steiermark erst 
ab März 2015 in Tranchen zur Verfügung standen und zwischenzeit-
lich davon rd. 27,3 Mio. EUR aus Bundes– und Landesmitteln vorfi-
nanziert wurden.

(4) In den Jahren 2014 und 2015 kam es zu einem EFRE–Mittelver-
fall25 von insgesamt rd. 31,9 Mio. EUR, weil die im Programm–Finanz-
plan vorgesehenen Mittel nicht vollständig verausgabt werden konn-
ten. Die Verwaltungsbehörde begründete die zu langsame finanzielle 
Programmumsetzung insbesondere mit

—  dem langen Prüfverfahren der Europäischen Kommission vom Früh-
jahr 2013 bis März 2015 und der darauf basierenden Zahlungsun-
terbrechung,

—  einer geringeren Anzahl von Projektanträgen bzw. niedrigeren Pro-
jektvolumina als geplant (u.a. wegen einer geringeren Investitions-
bereitschaft steirischer Unternehmen) sowie

25 n+2–Regel: Die Europäische Kommission hebt die nicht in Anspruch genommenen Mit-
telbindungen, für die bis 31. Dezember des zweiten Jahres (= n+2) nach der Mittelbin-
dung kein Zahlungsantrag einging, automatisch auf (siehe Art. 93 Abs. 1 Allg. SF–VO).

Tabelle 5: Finanzielle Berichtigungen der Jahre 2012 bzw. 2014
Jahr Korrekturbedarf EFRE–Mittel Finanzielle Folgen

in Mio. EUR

2012 rd. 2,05 – Rückzahlung aus Landesmitteln

2014 rd. 5,65 –  keine zusätzliche Rückzahlung von Landes– oder Bundes-
mitteln:

  Das Regionalprogramm Steiermark übererfüllte die 
Mindest quote für die nationale Kofinanzierung der EFRE–
Mittel (min. 50 %, siehe TZ 8). Dadurch verfügte das 
Programm über mehr förderfähige öffentliche Projekt-
ausgaben als zum Abruf der EFRE–Mittel nötig waren und 
konnte die beanstandeten, nicht förderfähigen Ausgaben 
ohne Rückzahlungen ersetzen.

Quellen: Unterlagen der Verwaltungsbehörde Steiermark; EFRE–Monitoringstelle; Darstellung RH
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—  einer mehrjährigen Sperre von Zahlungsanträgen für die von einer 
Förderstelle (Abteilung 8 Wissenschaft und Gesundheit) genehmig-
ten Projekte aufgrund der bei einer Systemprüfung der Prüfbehörde 
festgestellten Mängel.26

(5) Das EFRE–Regionalprogramm Wien benötigte trotz der Aussetzung 
der EFRE–Zwischenzahlungen in den Jahren 2012 bzw. 2014 keine Zwi-
schenfinanzierung. Die Verwaltungsbehörde Wien setzte ihren Akti-
onsplan (u.a. vergaberechtliche Prüfung von Beauftragungen durch 
einen externen Gutachter) im Jahr 2014 ohne Durchführung einer 
Finanzkorrektur um.

 9.2 Der RH hielt kritisch fest, dass die Europäische Kommission — infolge 
der von ihr festgestellten Mängel des Verwaltungs– und Kontrollsys-
tems (u.a. mangelhafte Aufsicht der Verwaltungsbehörde über ihre 
zwischengeschalteten Stellen, mangelhafte Verwaltungsprüfungen) — 
ihre Zwischenzahlungen (insgesamt rd. 43,8 Mio. EUR) für das EFRE–
Regionalprogramm Steiermark mehr als drei Jahre lang aussetzte. Die 
mehrjährige Zahlungsunterbrechung trug dazu bei, dass es im EFRE–
Regionalprogramm Steiermark zu einem EFRE–Mittelverfall von ins-
gesamt rd. 31,9 Mio. EUR kam.

Der RH empfahl dem BKA, den Ländern Steiermark und Wien, für 
die Programmperiode 2014–2020 organisatorische Vorkehrungen zu 
treffen, um den finanziellen Risiken von Mängeln im Verwaltungs– 
und Kontrollsystem rechtzeitig entgegenzuwirken. Der RH verwies ins-
besondere auf seine Empfehlungen aus dem Jahr 2013, wonach bei 
der EFRE–Förderabwicklung Vereinfachungspotenziale genutzt wer-
den sollten.27 Diese betrafen u.a. eine geringere Anzahl an EFRE–
abwickelnden Förderstellen, eine Harmonisierung von Vorgaben und 
Standards der Förderstellen für Abrechnungen und Kontrollen ver-
gleichbarer EFRE–Projekte sowie einen Wissenstransfer und Erfah-
rungsaustausch im Bereich der Prüfungen der ersten Ebene (Abrech-
nungskontrollen).

 9.3 (1) Laut Stellungnahme des BKA seien die vom RH empfohlenen Maß-
nahmen im IWB–Programm 2014–2020 im Rahmen der EFRE–Reform-
agenda bereits umgesetzt worden: Die Anzahl der EFRE–abwickelnden 
Förderstellen sei um mehr als 50 % (von 36 auf 15) reduziert worden. 

26 Die Mängel betrafen zwei der Kernanforderungen der Europäischen Kommission an 
die Systeme der Verwaltungsbehörden: „Angemessene Verwaltungsprüfungen“ sowie 
„Angemessene Informationen und Strategien als Leitlinien für die Begünstigten“.

27 siehe Reihe Bund 2013/11, EU–Förderungen (EFRE) aus Sicht der Förderungsempfän-
ger mit dem Schwerpunkt Vereinfachungen von Vorschriften
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Der ausgearbeitete Entwurf der EFRE–Förderfähigkeitsregeln28 lege die 
Nachweispflichten nach Kostenarten sowie Formvorschriften für Zwi-
schen– und Endabrechnungen im Sinne eines gemeinsamen Standards 
der Verwaltungs– und Bescheinigungsbehörde fest. Die Empfehlung 
zum Wissenstransfer und Erfahrungsaustausch im Bereich der Abrech-
nungskontrollen entspreche einem Element der EFRE–Reformagenda. 
Die Umsetzung habe jedoch nicht durch das BKA in der Funktion der 
Bescheinigungsbehörde, sondern hauptverantwortlich durch die Ver-
waltungsbehörde bzw. zusätzlich auf der Ebene der Programmverant-
wortlichen der Landesstellen — für die Zwischengeschalteten Stellen 
im Einflussbereich der Länder — zu erfolgen.

(2) Das Land Steiermark stimmte darin mit dem RH überein, dass 
finanziellen Risiken und Mängeln im Verwaltungs– und Kontrollsystem 
entgegenzuwirken sei, um künftig keinen Zahlungsengpässen mehr zu 
unterliegen. Es stellte ausführlich die Ursachen für den EFRE–Mittel-
verfall dar und verwies auf die von der Verwaltungsbehörde Steier-
mark im Laufe der vergangenen Jahre bereits gesetzten Maßnahmen 
zur Verbesserung des Systems. Der EFRE–Mittelverfall habe vielfältige 
Ursachen, welche nur zum Teil dem Land Steiermark bzw. den verant-
wortlichen Förderungsstellen zugeordnet werden können. Eine Rück-
zahlung von bereits geflossenen EFRE–Mitteln sei damit nicht ver-
bunden; kein Projektträger habe einen finanziellen Nachteil erlitten. 
Des weiteren wies das Land darauf hin, dass sämtliche ausstehende 
EFRE–Zwischenzahlungen von der Europäischen Kommission inzwi-
schen geleistet worden seien.

Im Bezug auf die Empfehlung des RH teilte das Land Steiermark mit, 
dass für die Programmperiode 2014–2020 eine Reduktion der Anzahl 
der beteiligten Akteure (Programmbehörden bzw. Förderstellen), die 
Zusammenführung der Bundesländer–Regionalprogramme zu einem 
gemeinsamen nationalen IWB/EFRE–Programm sowie die Implemen-
tierung einer gemeinsamen Verwaltungsbehörde in Form der Geschäfts-
stelle der ÖROK bereits umgesetzt worden seien. Im Rahmen der EFRE–
Reformagenda sei vereinbart worden, dass Einzelentscheidungen nur 
bei klar begründbaren Ausnahmen getroffen würden.

(3) Das Land Wien teilte mit, die Empfehlung des RH werde nach Maß-
gabe der Möglichkeiten aufgegriffen. Das gemeinsame österreich weite 
Förderprogramm IWB 2014–2020 stelle bereits eine wesentliche Ver-

28 Entwurf der Subsidiären nationalen Regeln für die Förderfähigkeit von Kosten mit 
Ko finanzierung aus dem Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) in 
Österreich im Rahmen des Programmes für „Investitionen in Wachstum und Beschäf-
tigung Österreich 2014–2020“ (NFFR 2014–2020)
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besserung zur Vermeidung finanzieller Risiken (hinsichtlich Mittel-
ausschöpfung) dar.

 9.4 Der RH entgegnete dem Land Steiermark, dass der EFRE–Mittel-
verfall zwar für die Projektträger ohne finanzielle Nachteile blieb, 
jedoch das Regionalprogramm Steiermark dadurch um insgesamt 
rd. 31,9 Mio. EUR weniger EFRE–Programmbudget verfügte.

Vergleichende Darstellung nach Art der Förderentscheidung

 10.1 (1) Die Förderstellen des Landes Steiermark trafen in den meisten Akti-
onsfeldern die EFRE–Förderentscheidungen auf Basis von Förderricht-
linien. Lediglich in den Aktionsfeldern Raumplanung und Regionalent-
wicklung, Urban Plus — Stadt–Umland Entwicklung und Governance 
erfolgten Einzelentscheidungen.

Demgegenüber gewährte die Stadt Wien EFRE–Förderungen nahezu zur 
Gänze anhand von Einzelentscheidungen. Lediglich die Förderungs-
aktion „Elektro–Nutzfahrzeuge“ im Aktionsfeld 1.4 erfolgte richtlini-
enbasiert. Die Art der Förderentscheidung der einzelnen Aktionsfelder 
bzw. Aktionen ist aus nachfolgender Abbildung ersichtlich.
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Abbildung 4: Darstellung der Aktionsfelder nach Art der Förderentscheidung

Operationelles Programm Steiermark Operationelles Programm Wien

Prioritätsachse 1:  Stärkung der Innovations– und 
wissensbasierten Wirtschaft

Prioritätsachse 1:  Innovations– und wissens-
basierte Wirtschaft

Prioritätsachse 2:  Stärkung der Attraktivität von 
Regionen Prioritätsachse 2: Integrative Stadtentwicklung

Prioritätsachse 3:  Governance und Technische Hilfe Prioritätsachse 3: Technische Hilfe

AF 1:  Überbetriebliche Forschung und Entwicklung AF 1.1:  Bedarfsgerechte und innovationsorientierte 
Unternehmensinfrastruktur

AF 7: Tourismus in benachteiligten Gebieten AF 2.1:  Beitrag zur Entwicklung ausgewählter STEP–
Zielgebiete

AF 2.2:  Verbesserung der Ressourceneffizienz und 
Ressourcenschonung

AF 2.3:  Unterstützung von lokalen und regionalen 
Governance–Systemen

AF 2.4:  Innovative, sichere und umweltfreundliche 
Mobilität

AF 11:  Governance Technische Hilfe

AF 12: Technische Hilfe

AF 9: Umweltinvestitionen

AF 10: Urban Plus – Stadt–Umland Entwicklung

AF 8: Integrierte nachhaltige Raumentwicklung

AF 8.1: Raumplanung und Regionalentwicklung

AF 8.2: Leitprojekte und Modellregionen

AF 2:  Stärkung der Akteure des Innovations systems 
einschließlich wirtschaftsnaher Infrastrukturen AF 1.2:  Entrepreneurship, innovationsorientierte 

Serviceeinrichtungen
AF 3: Forschung und Entwicklung in Unternehmen

AF 1.3:  Thematische Netzwerkentwicklung, 
Regionales Wissensmanagement

AF 4: Förderung von Innovation in Unternehmen

AF 1.4: Innovative Investitionsvorhaben von KMU
AF 5: Förderung des „unternehmerischen Spirits”

AF 6:  Know–how Erwerb und Wissensmanagement für 
Innovation

Förder–Einzelentscheidungen

Förderentscheidungen auf Basis von Richtlinien

 Umfasst sowohl Förder–Einzelentscheidungen (A 8.1) als auch 
Förderentscheidungen auf Basis von Richtlinien (A 8.1 und 
8.2)

Legende:
OP: Operationelles Programm
AF: Aktionsfeld
A: Aktion

Quellen:  Operationelle Programme (EFRE–Regionalprogramme) der Länder Steiermark und Wien; Abteilung 12 Amt der Steier-
märkischen Landesregierung; MA 27 Stadt Wien; Darstellung RH
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(2) Der Anteil der Einzelentscheidungen an den genehmigten öffent-
lichen Mitteln in der Steiermark und in Wien fiel unterschiedlich aus:

Während das Land Steiermark lediglich rd. 5 % der genehmigten öffent-
lichen Mittel auf Basis von Einzelentscheidungen vergab, betrug der 
Anteil in Wien rd. 99,6 %.

(3) Die durchschnittlich genehmigten öffentlichen Mittel pro Projekt 
auf Basis von Einzelentscheidungen waren in beiden überprüften Län-
dern höher als von richtlinienbasierten Projekten:

Tabelle 6:  Vergleichende Darstellung Anteil Mittel Einzelentscheidungen und  
Richtlinienentscheidungen

Prioritätsachsen

genehmigte öffentliche Mittel 

gesamt Richtlinienent-
scheidungen

Einzelentschei-
dungen

in Mio. EUR in %

Steiermark gesamt 239,4 227,5 11,9 5,0

1.  Innovation und wissensbasierte Wirtschaft 191,1 191,1 0,0 0,0

2. Regionalentwicklung 43,7 36,4 7,3 16,8

3.  Technische Hilfe und Governance 4,6 0,0 4,6 100,0

Wien gesamt 56,8 0,3 56,5 99,6

1.  Innovation und wissensbasierte Wirtschaft 22,9 0,3 22,6 98,9

2.  Regionalentwicklung 32,3 0,0 32,3 100,0

3. Technische Hilfe 1,6 0,0 1,6 100,0

Rundungsdifferenzen möglich

Quellen: BKA/EFRE–Monitoringstelle beim ERP–Fonds; Berechnungen RH

Tabelle 7:  Vergleichende Darstellung der durchschnittlichen Mittel pro Projekt  
(ohne Technische Hilfe)
Art der Entscheidung genehmigte öffent-

liche Mittel
Anzahl Fälle Durchschnittliche 

Mittel pro Projekt
in Mio. EUR in EUR

Steiermark Richtlinienbasiert 227,5 2.226 102.201,07

Einzelentscheidung 9,0 62 145.968,33

Wien Richtlinienbasiert 0,3 20 12.500,00

Einzelentscheidung 54,9 45 1.219.914,81

Österreich Richtlinienbasiert 1.066,7 12.485 85.440,56

Einzelentscheidung 174,7 338 516.731,07

Rundungsdifferenzen möglich

Quellen: BKA/EFRE–Monitoringstelle beim ERP–Fonds; Berechnungen RH
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Wie aus obiger Tabelle ersichtlich, waren pro Projekt die durchschnitt-
lich genehmigten öffentlichen Mittel einer Einzelentscheidung in der 
Steiermark mit rd. 146.000 EUR um rd. 43 % höher als jene von 
richtlinienbasierten Entscheidungen. Österreichweit waren die geneh-
migten öffentlichen Mittel bei Einzelentscheidungen pro Projekt im 
Durchschnitt rund sechsmal so hoch wie bei richtlinienbasierten Pro-
jekten. Aufgrund der geringeren Anzahl der Projekte in Wien waren 
die durchschnittlich genehmigten Mittel pro Projekt besonders hoch 
(rd. 1,2 Mio. EUR).

 10.2 Der RH wies kritisch darauf hin, dass die überprüften Länder den 
Einzelentscheidungsprojekten im Durchschnitt höhere öffentliche Mit-
tel genehmigten als den richtlinienbasierten Projekten. Aus Sicht des 
RH erhöhte dies das finanzielle Risiko, weil Einzelentscheidungen eine 
vergleichsweise geringere Gebarungssicherheit aufwiesen (siehe TZ 5). 
Um dieses Risiko zu reduzieren, empfahl der RH den überprüften Län-
dern, geeignete Maßnahmen zu ergreifen, um die Transparenz und 
Nachvollziehbarkeit des Verwaltungshandelns, insbesondere der Ent-
scheidungsfindung und der Projektauswahl, zu erhöhen.

 10.3 (1) Laut Stellungnahme des Landes Steiermark würden die höheren 
Förderungsquoten bei Einzelentscheidungen aus der Tatsache resul-
tieren, dass zahlreiche Projekte im außerwettbewerblichen Umfeld mit 
öffentlichen Mitteln unterstützt worden seien, wie z.B. im Bereich der 
Regionalentwicklung, im Stadt–Umland Bereich oder im Bereich der 
Kulturpolitik. Das Land Steiermark betonte die im Österreichvergleich 
geringe Anzahl an Einzelentscheidungen in der Steiermark.

(2) Laut Stellungnahme des Landes Wien werde die Empfehlung des 
RH dahingehend aufgegriffen, dass geeignete Maßnahmen hinsichtlich 
der Erhöhung der Transparenz bei der Projektauswahl sowie zur Ver-
meidung allfälliger Interessenkonflikte bei der Projektberatung gesetzt 
würden.

Keine weitere Veranlassung werde jedoch hinsichtlich der pauschalen 
Kritik des RH an Einzelentscheidungen getroffen. Nach Auffassung 
des Landes Wien sei aus dem Modus der Entscheidungsfindung nicht 
auf eine geringere Gebarungssicherheit zu schließen, was sich auch 
durch die Prüfergebnisse über den gesamten Programmzeitraum hinweg 
bestätigen würde. Die jährlichen von der Prüfbehörde des BKA vorge-
nommenen Stichprobenprüfungen hätten minimale bis gar keine Feh-
ler aufgewiesen, wobei kein Zusammenhang mit dem Entscheidungs-
modus bestanden habe.
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 10.4 Zur Argumentation des Landes Wien betreffend Einzelentscheidungen 
betonte der RH, dass in Richtlinien festgelegte transparente und nach-
vollziehbare Regelungen zur Förderungsabwicklung geeignet waren, 
das Fehlerrisikopotenzial im Förderwesen zu verringern.

Der RH nahm die Ausführungen des Landes Wien hinsichtlich der 
beabsichtigten Maßnahmen zur Verbesserung der Transparenz bei der 
Projektauswahl sowie zur Vermeidung allfälliger Interessenkonflikte 
zur Kenntnis.

Förderempfängerkreis

 11.1 (1) Die Länder Steiermark und Wien legten in ihren EFRE–Regional-
programmen den Kreis der potenziell Begünstigten fest. Dabei schränk-
ten beide Länder den Kreis potenziell Begünstigter bei Einzelentschei-
dungen weitgehend auf öffentliche Einrichtungen ein.

(2) Nachfolgende Tabelle listet den Kreis potenzieller Förderempfänger 
bei EFRE–Einzelentscheidungen im Land Steiermark auf:

Tabelle 8: Kreis der potenziellen Förderempfänger bei Einzelentscheidungen Steiermark
Programm Regionale Wettbewerbsfähigkeit Steiermark 2007–2013

Prioritätsachse, Aktionsfeld (AF) und Aktion Kreis der potenziellen Förderempfänger

Prioritätsachse 2
AF 8.1: Raumplanung und Raumentwicklung –  Juristische Personen (Vereine, Verbände, andere 

Landesdienststellen) oder durch Vertrag ge-
bundene Arbeitsgemeinschaften

AF 10: Urban Plus – Stadt–Umland Entwicklung –  Gemeinden des Förderungsgebietes und Abtei-
lungen der Stadt Graz sowie GBG Gebäude-
management Graz GmbH; Holding Graz – 
Kommunale Dienstleistungen GmbH

–  Kooperationen von Gemeinden des Förderungs-
gebietes, der Stadt Graz und Betrieben

–  Gemeindeverbände im Förderungsgebiet
–  Vereine (gemeinnützige Vereine mit Gemeinden 

des Förderungsgebietes und/oder der Stadt Graz 
als Mitglied)

AF 11: Governance –  Dienststellen des Amtes der Steiermärkischen 
Landesregierung

–  Steirische Wirtschaftsförderungsgesellschaft 
m.b.H. (SFG)

–  Sonstige Rechtsträger

Quellen: Operationelles Programm (EFRE–Regionalprogramm) des Landes Steiermark; Darstellung RH
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Das steirische Programm sah als potenziell Begünstigte des Aktions-
felds 8.1 (Raumplanung und Regionalentwicklung) Juristische Per-
sonen (Vereine, Verbände, andere Landesdienststellen) oder durch Ver-
trag gebundene ARGE vor. Tatsächlich verwendete die Abteilung 7 
des Amtes der Steiermärkischen Landesregierung — neben ihrer Funk-
tion als Zwischengeschaltete Förderstelle — sämtliche auf Basis von 
Einzelentscheidungen vergebenen EFRE–Mittel des Aktionsfelds 8.1 
zur Kofinanzierung von Eigenprojekten. Anderen Rechtsträgern kamen 
allenfalls auf Richtlinien basierende Förderungen des Aktionsfelds 8.1 
zugute. Für das Aktionsfeld 11 (Governance) wies das Programm neben 
Landesdienststellen und der Landesgesellschaft SFG auch sonstige 
Rechtsträger29 als potenziell Begünstigte aus. Die zur Gänze als Einzel-
entscheidungen vergebenen EFRE–Mittel des Aktionsfelds 11 nutzte die 
Verwaltungsbehörde Steiermark (Abteilung 12) ausschließlich für die 
Durchführung von Eigenprojekten im Wege von Auftragsvergaben. In 
der Darstellung der Förderbereiche auf der Homepage des Landes schien 
das Aktionsfeld 11 — und damit auch der Empfängerkreis — nicht auf.

Die folgende Grafik zeigt den Förderempfängerkreis im Land Steier-
mark bezogen auf die Anzahl und genehmigten öffentlichen Mittel 
bei Einzelentscheidungen:

29 u.a. Grazer Bau– und Grünlandsicherungsges.m.b.H.
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Wie aus der Abbildung ersichtlich, gingen mehr als 60 % von den 
genehmigten öffentlichen Mitteln an das Land Steiermark, an die Stadt 
Graz und an Gemeinden (im Umland der Stadt Graz).

Zudem war bei 28 von 62 Einzelentscheidungen im Rahmen des EFRE–
Regionalprogramms Steiermark die Förderstelle auch selbst Förder-
empfänger (rd. 45 %).

(3) Nachfolgende Tabelle listet den Kreis potenzieller Förderempfän-
ger bei EFRE–Einzelentscheidungen im Land Wien auf:

Abbildung 5:  Förderempfängerkreis bei Einzelentscheidungen  
Steiermark
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regionale Verkehrs– und Wirtschaftsgemeinschaften

Grazer Umlandgemeinden1

Stadt Graz

Land Steiermark

Anzahl genehmigte öffentliche 
Mittel

1  Die Förderungen an Grazer Umlandgemeinden wurden im Rahmen des Aktionsfeldes Urban 
Plus Graz abgewickelt.

Quellen:  BKA/EFRE–Monitoringstelle beim ERP–Fonds; Amt der Steiermärkischen Landes-
regierung; Darstellung RH
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Das EFRE–Regionalprogramm Wien sah für die Prioritätsachse 1 auch 
Unternehmen als potenziell Begünstigte vor. In den Veröffentlichungen 
im Internet (z.B. allgemeine Informationen und Erläuterungen zum 
Projektantrag) schränkte die Verwaltungsbehörde Wien den Kreis der 
zulässigen Begünstigten jedoch auf die in der Tabelle 9 unter den 
ersten vier Spiegelstrichen genannten Institutionen ein. Unternehmen 
erhielten ausschließlich Förderungen im Rahmen der einzigen auf einer 
Richtlinie basierten Förderaktion „Elektro–Nutzfahrzeuge“.

Für Wien ergab sich hinsichtlich der Einzelentscheidungen folgendes 
Bild:

Tabelle 9: Kreis der potenziellen Förderempfänger bei Einzelentscheidungen Wien
Programm Stärkung der Regionalen Wettbewerbsfähigkeit und integrative Stadtentwicklung in 
Wien 2007–2013

Prioritätsachse, Aktionsfeld und Aktion Kreis der potenziellen Förderempfänger

Prioritätsachsen 1 und 2
– Magistrat der Stadt Wien
–  Stiftungen und Fonds gemäß § 1 Wiener Landes–

Stiftungs– und Fondsgesetz
–  Kammer für Arbeiter und Angestellte, 

Wirtschafts kammer Wien
–  Juristische Personen, die keine Personen-

gesellschaften sind, deren Eigenmittel als 
„zuschussfähige öffentliche Ausgaben“ im Sinne 
des Art. 53 Abs. 1 lit. b VO (EG) 1083/2006 
gewertet werden können und an denen die unter 
den beiden ersten Spiegelstrichen genannten 
Institutionen unmittelbar oder mittelbar mit 
über 25 % beteiligt sind

In Prioritätsachse 1 zusätzlich auch
–  Institutionen, die Vorhaben gemäß Art. 44 VO 

(EG) 1083/2006 umsetzen

–  Unternehmen als Empfänger von öffentlichen 
Beihilfen im Sinne des Art. 87 des Vertrages

Quellen: Operationelles Programm (EFRE–Regionalprogramm) des Landes Wien; Darstellung RH
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Wie aus der Abbildung ersichtlich, genehmigte die Verwaltungsbe-
hörde Wien die öffentlichen Mittel nahezu zur Gänze an drei öffent-
liche Projektträger: Stadt Wien, Wirtschaftsagentur und Wirtschafts-
kammer (in Summe rd. 95 %).

 11.2 Der RH stellte kritisch fest, dass beide Länder bei Einzelentscheidungen, 
wenn auch in unterschiedlichem Ausmaß, den in den Programmen fest-
gelegten Kreis potenziell Begünstigter in der Förderungsabwicklung auf 
öffentliche Einrichtungen einschränkten. Er kritisierte, dass im Land 
Steiermark zudem bei 28 von 62 Einzelentscheidungen (rd. 45 %) die 
Förderstellen gleichzeitig auch Förderempfänger (sogenannte Eigen-
projekte, siehe TZ 17) waren.

 11.3 Das Land Steiermark wies in seiner Stellungnahme darauf hin, dass 
sich die Zulässigkeit von sogenannten Eigenprojekten sowie die Fest-
legung des Kreises möglicher Projektträger aus dem von der Euro-
päischen Kommission genehmigten Programmplanungsdokument, der 
Ergänzung zur Programmplanung und dem von der Europäischen Kom-
mission genehmigten Verwaltungs– und Kontrollsystem ergeben habe. 
Das Land erläuterte weiters ausführlich, dass im steirischen Programm 

Abbildung 6: Förderempfängerkreis bei Einzelentscheidungen Wien
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Quellen: BKA/EFRE–Monitoringstelle beim ERP–Fonds; Land Wien — MA 27
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lediglich 28 von insgesamt bislang 2.435 EFRE–kofinanzierten Pro-
jekten (somit nur 1,1 % aller Projekte) als sogenannte Eigenprojekte 
von den beteiligten Förderungsstellen umgesetzt worden seien.

Die vom RH überprüften Projekte des Aktionsfelds 8 des EFRE–Regi-
onalprogramms Steiermark (Raumplanung und Regionalentwicklung) 
seien — im Sinne einer gesamtsteirisch abgestimmten Entwicklung — 
als Grundlagenarbeiten auf Landesebene konzipiert und deshalb von 
der Abteilung 7 als thematisch zuständiger Abteilung federführend 
bearbeitet worden.

 11.4 Der RH entgegnete dem Land Steiermark, dass er die Zulässigkeit eines 
auf öffentliche Institutionen eingeschränkten Förderempfängerkreises 
und somit sogenannter Eigenprojekte nicht in Frage gestellt habe. Die 
Kritik des RH bezog sich vielmehr darauf, dass das Land Steiermark 
bei der Festlegung der Eigenprojekte die in der Allgemeinen Struk-
turfondsverordnung und den darauf basierenden Leitlinien der Euro-
päischen Kommission festgelegten Anforderungen an ein angemes-
senes Auswahlverfahren hinsichtlich Transparenz, Gleichbehandlung 
und Vollständigkeit nicht ausreichend beachtete (siehe TZ 13).

 12 Der RH überprüfte insgesamt 16 mittels Einzelentscheidung geneh-
migte Projekte der EFRE–Regionalprogramme Steiermark und Wien, 
darunter fünf Projekte, bei denen Abteilungen des Amtes der Steier-
märkischen Landesregierung bzw. die Stadtbaudirektion des Magis-
trats Graz Förderempfänger waren und gleichzeitig als Förderstellen 
fungierten (siehe nachfolgende Tabelle).

Überprüfte  
Einzelentscheidungen

Operative Umsetzung der Förderungsvergabe und der Förderungsabwicklung
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vergabe und der Förderungsabwicklung

Tabelle 10: Überprüfte Einzelentscheidungen nach Förderstellen
Lfd. 
Nr.

Projekttitel (Inhalte)  
und –laufzeit Förderungsempfänger Genehmigte förderfähige  

Projektkosten 
Verwaltungsbehörde Steiermark
1 Wibis I (wirtschaftspolitisches 

Berichtswesen), 2008–2009 Verwaltungsbehörde 
Steiermark
(Eigenprojekte) 

104.115 EUR (davon 50 % EFRE, 50 % 
Land Steiermark)

2 Wibis II (Fortsetzung), 2009–2015 1.131.790 EUR (davon 50 % EFRE, 50 % 
Land Steiermark)

Zwischengeschaltete Förderstelle Abteilung 7 (Landes– und Gemeindeentwicklung)
3 Koralmbahn — Regionale Auswirkungen 

und Standortanalyse, 2009
Zwischengeschaltete 
Förderstelle, 
Abteilung 7 
(Eigenprojekte)

46.678,80 EUR (davon 50 % EFRE, 50 % 
Land Steiermark)

4 Gemeindestrukturreform Steiermark 
(Gutachten), 2011

53.278,50 EUR (davon 50 % EFRE, 50 % 
Land Steiermark)

Zwischengeschaltete Förderstelle Magistrat Graz (Stadtbaudirektion)
5 Skaterpark Grünanger (Errichtung), 

2010–2012
Stadt Graz, Sportamt 400.000 EUR (davon 27,5 % EFRE, 72,5 % 

Stadt Graz)
6 Grünes Netz Grazer Feld Phase 1 

(Errichtung Generationenpark und 
Fahrradrast), 2008–2010

Sonstiger Rechts-
träger1

297.704 EUR (davon 50 % EFRE, 50 % 
zwei steirische Gemeinden)

7 Pendleranalyse Puntigam, 2009 Grazer Bau– und 
Grünland sicherungs-
ges.m.b.H.2

24.575,16 EUR (davon 50 % EFRE, 50 % 
Stadt Graz)

8 Ausbau St. Peter–Hauptstraße, 
Mehrzweckfahrstreifen für Busse und 
Radfahrer, 2009–2011

Stadt Graz, Stadt-
bau direktion (Eigen-
projekt)

543.000 EUR (davon 25,1 % EFRE, 25,1 % 
Stadt Graz, 49,7 % Land Steiermark)

Verwaltungsbehörde Wien
9 Spittelau Stadtbahnbögen, Umbau und 

Herstellung Radweg, 2007–2008
Land Wien, MA 29 
(Brückenbau und 
Grundbau)

1.519.900 EUR (davon 50 % EFRE, 50 % 
Land Wien)

10 Urban Loritz–Platz (Neugestaltung), 
2009

Land Wien, MA 42 
(Wiener Stadtgärten)

84.000 EUR (davon 50 % EFRE, 50 % Land 
Wien)

11 Kordonerhebung (Pendleranalyse), 
2009–2010

Land Wien, MA 18 
(Stadtentwicklung 
und –planung)

359.356,50 EUR (davon 50 % EFRE, je 
22 % Länder Niederösterreich und Wien, 
6 % Land Burgenland)

12 Technologiezentrum Aspern IQ 
(Errichtung), 2009–2012

Wirtschaftsagentur 
Wien 

14.703.113 EUR (davon 17,7 % EFRE, 
75,6 % Eigenmittel des Projektträgers 
und 6,7 % Bund)

13 Lokale Agenda 21 Plus (u.a. Projekte zur 
Bürgerbeteiligung), 2009–2012 

Land Wien, MA 18 
(Stadtentwicklung 
und –planung)

1.406.430 EUR (davon 50 % EFRE, 50 % 
Land Wien)

14 MINGO Services für KMU II (u.a. 
Gründer– und Unternehmensberatung), 
2011–2013

Wirtschaftsagentur 
Wien

1.853.900 EUR (davon 50 % EFRE, 50 % 
Eigenmittel Projektträger)

15 Vienna IT Enterprises, VITE (u.a. IT–
Clustermanagement), 2008–2010

Wirtschaftsagentur 
Wien 

1.193.783,13 EUR (davon 50 % EFRE, 
50 % Eigenmittel Projektträger)

16 Gebietsmanagement Betriebsgebiet 
Liesing, 2010–2014

Wirtschaftskammer 
Wien

1.612.709 EUR (davon 50 % EFRE, je 
16,7 % Land Wien, Wirtschaftskammer 
Wien, Wirtschaftsagentur Wien)

Rundungsdifferenzen möglich
1  Regionale Verkehrs– und Wirtschaftsgemeinschaft Graz–Umgebung–Süd (Vereinsmitglieder zum Zeitpunkt der Antragstellung 

im September 2008 waren acht Gemeinden: Fernitz, Gössendorf, Grambach, Hart bei Graz, Hausmannstätten, Mellach, Raaba 
und Vasoldsberg)

2  nunmehr GBG Gebäude– und Baumanagement Graz GmbH

Quellen: Unterlagen der Verwaltungsbehörden Steiermark und Wien; Darstellung RH
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 13.1 (1) Die Verwaltungsbehörde war gemäß Art. 60 der Allgemeinen Struk-
turfondsverordnung30 dafür verantwortlich, dass das EFRE–Regional-
programm im Einklang mit dem Grundsatz der wirtschaftlichen Haus-
haltsführung verwaltet und durchgeführt wurde. Eine der — in einer 
Leitlinie der Europäischen Kommission31 festgelegten — Kernanfor-
derungen der Europäischen Kommission an Verwaltungs– und Kon-
trollsysteme betraf ein angemessenes Verfahren für die Auswahl von 
Vorhaben. Das Ziel dieser Kernanforderung bestand darin, einen Aus-
wahlprozess zu schaffen, der durch Transparenz, Gleichbehandlung 
und Vollständigkeit gekennzeichnet ist.

Zwei der Bewertungskriterien zur Erreichung dieses Ziels lauteten:

—  Aufforderungen zur Einreichung von Anträgen sollten veröffent-
licht werden (damit alle möglichen Begünstigten erreicht werden 
können; sie sollten eine eindeutige Beschreibung des angewende-
ten Auswahlverfahrens sowie Rechte und Pflichten der Begünstig-
ten enthalten).

—  Alle Anträge/Projekte sollten gemäß den geltenden Kriterien bewer-
tet werden (beinhaltet u.a. eine konsistent vorgenommene Bewer-
tung, eine Übereinstimmung der angewendeten Kriterien mit jenen, 
die in der Veröffentlichung genannt wurden sowie eine Dokumen-
tation der Ergebnisse).

(2) Die Verwaltungsbehörde Steiermark (Abteilung 12) und die För-
derstelle Abteilung 7 des Amtes der Steiermärkischen Landesregie-
rung wickelten in den Aktionsfeldern 8.1 — Raumplanung und Regi-
onalentwicklung und 11 — Governance eine Reihe von Vorhaben als 
Eigenprojekte auf Basis von Einzelentscheidungen ab. Bei Eigenpro-
jekten war die Verwaltungsbehörde (Abteilung 12) bzw. die verwal-
tende Förderstelle (Abteilung 7) selbst Begünstigte, die — zumindest 
in den vier vom RH überprüften Fällen — externe Dienstleister mit der 
Vorhabensumsetzung beauftragten.

Gemäß der Beschreibung des Verwaltungs– und Kontrollsystems für 
das EFRE–Regionalprogramm Steiermark war für Eigenprojekte der 
Verwaltungsbehörde sowie der Förderstelle Abteilung 7 keine formale 
Antragstellung und kein Förderungsvertrag und somit auch kein nach-
vollziehbares Antragsbewertungs– und Auswahlverfahren vorgesehen. 
Die Verwaltungsbehörde und die Förderstelle Abteilung 7 legten in 
der Regel die aus EFRE–Mitteln zu fördernden Vorhaben sowie deren 
30 Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 des Rates
31 Leitlinien der Europäischen Kommission zu einer einheitlichen Methode für die Bewer-

tung von Verwaltungs– und Kontrollsystemen in den Mitgliedstaaten; COCOF 08/0019

Auswahlverfahren
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Leistungsumfang von sich aus fest und führten Vergabeverfahren zur 
Vorhabensumsetzung durch. Allfällige im Vorfeld angestellte Kosten–
Nutzen–Abwägungen, weshalb diese Vorhaben nicht von Landesdienst-
stellen selbst durchgeführt werden konnten, waren in den vier vom 
RH überprüften Fällen nicht dokumentiert.

Mit der Entscheidung der Verwaltungsbehörde bzw. der Förderstelle, 
EFRE–Mittel zur Kofinanzierung von Eigenprojekten heranzuziehen, 
reduzierten sie den Kreis potenzieller Begünstigter auf Landesdienst-
stellen. Der Festlegung der Eigenprojekte lagen weder dokumentierte 
Kosten–Nutzen–Abwägungen für die Vorhabensumsetzung durch 
externe Dienstleister, noch ausreichende schriftliche Begründungen 
für die Finanzierung dieser Vorhaben aus EFRE–Mitteln und nach-
vollziehbare Darlegungen zum Umfang der Vorhaben zugrunde. Dies 
widersprach den Kernanforderungen der Europäischen Kommission an 
ein angemessenes Verfahren für die Auswahl von Vorhaben hinsicht-
lich der öffentlichen Aufforderung zur Einreichung von Anträgen sowie 
hinsichtlich einer Projektbewertung nach den geltenden Kriterien.

(3) Die Verwaltungsbehörde Steiermark beauftragte in den Jahren 2008 
und 2009 ein landeseigenes Forschungsinstitut (das Joanneum 
Research) — zum wiederholten Male — mit der Weiterentwicklung 
des im Jahr 1999 eingerichteten wirtschaftspolitischen Berichtswesens 
(Projekte Nr. 1 und Nr. 2, Wibis I und II). Die insgesamt siebenjäh-
rige Beauftragung (Auftragsvolumen rd. 1,24 Mio. EUR, davon 50 % 
EFRE–Mittel) umfasste u.a. die Erstellung des Steirischen Wirtschafts-
berichts, der gemäß Landesgesetz32 jährlich dem Landtag zur Kennt-
nis zu bringen war.

(4) Die Verwaltungsbehörde Wien schränkte zwar ebenfalls den Kreis 
potenzieller Begünstigter bei Einzelentscheidungen auf öffentliche 
Institutionen ein (siehe TZ 11), anders als im Land Steiermark führte die 
Verwaltungsbehörde Wien jedoch keine Eigenprojekte durch. Den von 
anderen Magistratsabteilungen des Landes Wien durchgeführten Pro-
jekten lagen Anträge, Auswahlverfahren und Förderzusagen zugrunde.

 13.2 (1) Der RH kritisierte die Vorgangsweise der Verwaltungsbehörde Stei-
ermark bzw. der Förderstelle Abteilung 7 des Amtes der Steiermär-
kischen Landesregierung bei der Festlegung von Eigenprojekten, der 
— mangels dokumentierter Kosten–Nutzen–Abwägungen für die Vor-
habensumsetzung durch externe Dienstleister, Anträge und Förder-
vereinbarungen — kein nachvollziehbares, transparentes Antragsbe-
wertungs– und Auswahlverfahren zugrunde lag. Dies widersprach den 

32 § 9 Abs. 5 Steiermärkisches Wirtschaftsförderungsgesetz 2001
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in der Allgemeinen Strukturfondsverordnung und den darauf basie-
renden Leitlinien der Europäischen Kommission festgelegten Anfor-
derungen an ein angemessenes Auswahlverfahren hinsichtlich Trans-
parenz, Gleichbehandlung und Vollständigkeit. Mit der Entscheidung 
der Verwaltungsbehörde bzw. der Förderstelle, EFRE–Mittel zur Kofi-
nanzierung von Eigenprojekten heranzuziehen, reduzierten sie nicht 
nur den Kreis potenzieller Begünstigter auf Landesdienststellen (siehe 
TZ 11), sie schränkten auch die öffentliche Information ein. Der RH 
empfahl dem Land Steiermark, künftig für alle Projektarten — insbe-
sondere auch für Eigenprojekte — Auswahlprozesse zu schaffen, die 
den Anforderungen der Europäischen Kommission an ein angemes-
senes, transparentes Auswahlverfahren entsprechen.

(2) Der RH kritisierte die Verwendung von EFRE–Fördermitteln für ori-
ginäre Aufgaben der Verwaltung, die das Land Steiermark aufgrund 
einer rechtlichen Verpflichtung erbringen musste. Dadurch wurden 
nationale Mittel mit EFRE–Fördermitteln ersetzt, was dem von der 
Europäischen Kommission geforderten Grundsatz der Zusätzlichkeit 
der Strukturfondsmittel widersprach.33 Der RH empfahl dem Land Stei-
ermark, künftig beim Einsatz von EFRE–Fördermitteln auf die Ein-
haltung des Grundsatzes der Zusätzlichkeit der Mittel zu achten und 
landesgesetzlich vorgeschriebene Aufgaben aus Mitteln des Landes-
budgets zu finanzieren.

 13.3 (1) Das Land Steiermark teilte in seiner Stellungnahme mit, dass die 
Verwaltungsbehörde Mittel aus dem Aktionsfeld Governance für stra-
tegische Maßnahmen nutze. Die Verwaltungsbehörde könne nur Eigen-
projekte durchführen, weil sie keine zwischengeschaltete Stelle laut 
Definition der EU–Verordnung sei.

Das Projekt Wibis habe geistige Dienstleistungen umfasst, deren Beson-
derheit eine vorherige genaue Preisgestaltung nicht zugelassen habe, 
weshalb eine europaweite Ausschreibung durchgeführt worden sei. Für 
weitere vom RH geprüfte Projekte seien Projektaufträge erstellt wor-
den, welche umfangreiche Beschreibungen zu zahlreichen Projektkom-
ponenten enthielten34. Das Land Steiermark sagte jedoch zu, künftig 
die Gründe für die Vorhabensumsetzung durch externe Dienstleister 
nachvollziehbarer zu dokumentieren.

(2) Zur Kritik des RH an der Verwendung von EFRE–Fördermitteln 
für originäre Aufgaben der Verwaltung verwies das Land Steiermark 

33 siehe Art. 15 der Allg. SF–VO
34 Die Projektkomponenten waren: Ausgangslage, Projektbeschreibung, Projektziele, Pro-

jektorganisation, Meilensteine, Projektphasen und Arbeitspakete, Aufwand, Projekt-
umwelten sowie Weitere Bemerkungen
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darauf, dass der vom RH angesprochene Projektteil (Wirtschaftsbe-
richt) in finanzieller Hinsicht nur von untergeordneter Bedeutung für 
das Gesamtprojekt gewesen sei. Die Zusätzlichkeit der eingesetzten 
Strukturfondsmittel sei dadurch gegeben, dass Dank der Bereitstel-
lung von EFRE–Mitteln der Wirtschaftsbericht inhaltlich sehr umfas-
send umgesetzt werden konnte.

Weiters habe die österreichische Prüfbehörde das gegenständliche Pro-
jekt im Rahmen einer Second–Level–Control geprüft und keine Fest-
stellungen getroffen.

 13.4 (1) Der RH entgegnete dem Land Steiermark, dass sich seine Kritik 
nicht gegen die Vergabeverfahren an sich richtete, sondern sich viel-
mehr darauf bezog, dass das Land Steiermark bei der Festlegung der 
Eigenprojekte die in der Allgemeinen Strukturfondsverordnung und 
den darauf basierenden Leitlinien der Europäischen Kommission fest-
gelegten Anforderungen an ein angemessenes Auswahlverfahren hin-
sichtlich Transparenz, Gleichbehandlung und Vollständigkeit nicht aus-
reichend beachtet hatte. 

Der RH nahm jedoch positiv zur Kenntnis, dass das Land Steiermark 
beabsichtigte, die Gründe für die Vorhabensumsetzung durch externe 
Dienstleister künftig nachvollziehbar zu dokumentieren.

(2) Zur Feststellung des Landes Steiermark hinsichtlich des finanziell 
untergeordneten Umfangs an EFRE–Mitteln für originäre Aufgaben 
der Verwaltung (Wirtschaftsbericht) entgegnete der RH, dass das Land 
Steiermark — wenn auch in geringem Umfang bzw. Anteil — natio-
nale Mittel für eine Aufgabe, die das Land aufgrund einer rechtlichen 
Verpflichtung zu erbringen hatte, durch EFRE–Fördermittel ersetzte. 
Dies widersprach dem von der Europäischen Kommission geforderten 
Grundsatz der Zusätzlichkeit der Strukturfondsmittel — jedenfalls für 
den im Gesetz festgelegten Umfang des Wirtschaftsberichts. Der RH 
hielt daher seine Empfehlung an das Land Steiermark weiter aufrecht, 
künftig beim Einsatz von EFRE–Fördermitteln auf die Einhaltung des 
Grundsatzes der Zusätzlichkeit der Mittel zu achten und landesge-
setzlich vorgeschriebene Aufgaben aus Mitteln des Landesbudgets zu 
finanzieren.

Beratung und Betreuung von Antragstellern

 14.1 (1) Die Anforderungen der jeweiligen Förderstellen an die Förderwerber 
bei der Antragstellung ergaben sich inhaltlich grundsätzlich aus den 
EFRE–Regionalprogrammen und hinsichtlich der formalen Abwick-

Beratung und  
Antragseinreichung
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lung aus den Verwaltungs– und Kontrollsystemen der Verwaltungsbe-
hörden. Konkrete Details über die Voraussetzungen, die Förderwerber 
bei ihren Vorhaben je nach Aktionsfeld zu erfüllen hatten, sowie die 
genauen Abläufe der Antrags–, Genehmigungs– und Abrechnungs-
verfahren konnten die Länder grundsätzlich in entsprechenden För-
derrichtlinien festlegen.

Bei Einzelentscheidungen ergaben sich die formalen Anforderungen an 
die Förderwerber somit nur aus den zur Verfügung gestellten Antrags-
formularen und den Erläuterungen hiezu. Darüber hinaus berieten und 
betreuten die verantwortliche Förderstelle Magistrat Graz und die Ver-
waltungsbehörde Wien Förderwerber bei der Antragstellung in fol-
gender Weise.

(2) Die für Urban Plus Förderprojekte verantwortliche Förderstelle 
Magistrat Graz führte Beratungsgespräche mit Förderwerbern bereits 
vor Antragseinreichung. Die Beratung betraf sowohl die Ziele von 
Urban Plus als auch die Voraussetzungen für die Gewährung einer 
EFRE–Kofinanzierung. Die konkreten Beratungsinhalte waren aller-
dings nicht dokumentiert.

Aufgrund der Beratungen konnten die Antragsprüfungen zügig, ohne 
wesentliche Nachbesserungsaufträge durchgeführt werden. In drei 
der vier vom RH überprüften Urban Plus Projekte (Nr. 5 Skaterpark, 
Nr. 7 Pendleranalyse und Nr. 8 St. Peter–Hauptstraße) erfolgten die 
Antragsprüfung und die Förderempfehlung an die Urban Plus Steue-
rungsgruppe35 nahezu taggleich mit der Antragseinreichung, im vierten 
Fall knapp ein Monat nach Einlangen des Antrags. Neben der Behand-
lung in der Steuerungsgruppe bedurfte der Abschluss einer Förderver-
einbarung (Genehmigung der Förderung) auch einer Beschlussfassung 
der zuständigen Gemeinderatsgremien. Zwischen der Einreichung des 
Antrags und der Förderzusage durch die verantwortliche Förderungs-
stelle lagen zwischen 4,5 und 6,5 Monate; zwischen Vorliegen aller 
erforderlichen Beschlüsse und der Förderzusage längstens zwei Monate.

35 Der Urban Plus Steuerungsgruppe oblag die strategische Steuerung, die Entscheidungs-
kompetenz hinsichtlich grundlegender Fragen innerhalb des Aktionsfelds Urban Plus 
sowie die Vorberatung und der Vorschlag über die Genehmigung von Förderungen 
des Aktionsfelds zur Beschlussfassung in den jeweilig zuständigen Gemeinderäten. 
Die Urban Plus Steuerungsgruppe setzte sich aus Mitgliedern mit Stimmrecht (je vier 
politische VertreterInnen der Stadt Graz und der Umlandgemeinden sowie ein Vertreter 
der Verwaltungsbehörde) und Mitgliedern mit beratender Funktion ohne Stimmrecht 
(Stadtbaudirektor und Referat für EU–Programme und internationale Kooperation der 
Stadt Graz, Regionalmanagement Graz und Graz–Umgebung, Abteilung Landes– und 
Gemeindeentwicklung des Amtes der Steiermärkischen Landesregierung) zusammen.
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(3) Die Verwaltungsbehörde Wien bot mit einem Internet–Dokument 
„Erläuterungen zum Projektantrag“ Unterstützung bei der Antragstel-
lung (für Förderungen auf Basis von Einzelentscheidungen) an. Darüber 
hinaus betreute und koordinierte ein projektverantwortlicher Sachbe-
arbeiter der Verwaltungsbehörde einen Förderantrag von der Erstein-
reichung durch den Begünstigten bis zum Abschluss des geförderten 
Projektes (siehe auch TZ 19).

Im Rahmen dieser Betreuung beriet der Projektverantwortliche den 
Begünstigten zumeist auch

— bei der Erstellung des Erstantrags36,

—  bei Ergänzungen und Überarbeitungen des Förderantrags (Erarbei-
tung des Abänderungsantrags) sowie

— bei der Erstellung von Berichten.

Trotz der Unterstützung der Begünstigten bei der Erstellung des Erst-
antrags bedurfte es bei allen vom RH überprüften acht Fallbeispielen 
teilweise erheblicher Nachbesserungen, bevor eine Fördergenehmi-

36 Die Verwaltungsbehörde Wien verwendete den Terminus „Erstantrag“, weil nach einer 
Überarbeitungsphase in der Regel auch noch ein Abänderungsantrag eingereicht wurde. 
Der bei der verwaltenden Förderungsstelle Graz eingebrachte „Antrag“ stellt somit 
ebenso den offiziellen, in den Förderakten dokumentierten Prozessbeginn dar wie der 
an die Verwaltungsbehörde Wien gestellte „Erstantrag“.

Tabelle 11:  Zeitraum zwischen Antrag, Beschlussfassung und Fördervereinbarung –  
Förderstelle Magistrat Graz

Projekt Nummer

5 
Skaterpark

6 
Grünes Netz

7 
Pendler-
analyse

8 
St. Peter–Haupt-

straße

Datum

Antrag 11.8.2010 12.9.2008 14.5.2009 27.4.2009

Antragsprüfung 11.8.2010 8.10.2008 14.5.2009 28.4.2009

Beschluss Urban Plus Steuerungsgruppe 15.10.2010 29.10.2008 2.7.2009 2.7.2009

Letzter Gemeinderatsbeschluss bzw. 
Vorstandssitzung GU Süd 18.11.2010 2.2.2009 24.9.2009 24.9.2009

Genehmigung 23.12.2010 1.4.2009 6.10.2009 24.9.2009

Zeitraum zwischen

 Antrag und Fördervereinbarung 4,5 Monate 6,5 Monate 4,5 Monate 5 Monate

 letztem Beschluss und Fördervereinbarung 1 Monat 2 Monate 0,5 Monate taggleich

Quellen:  Unterlagen der verantwortlichen Förderungsstelle beim Magistrat Graz  und Referat für EU–Programme und internationale 
Kooperation; Darstellung RH
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gung erteilt werden konnte. Zwischen der Einreichung des Erstantrags 
und der Kofinanzierungszusage (Genehmigung der Förderung) durch 
die Verwaltungsbehörde Wien lagen zwischen fünfeinhalb und über 
27 Monaten. Vier Projekte davon (Nr. 11 Kordonerhebung, Nr. 13 Lokale 
Agenda 21+, Nr. 14 Mingo II und Nr. 15 VITE von Tabelle 10) betrafen 
Maßnahmen, die zumindest teilweise Fortführungen früherer Projekte 
darstellten. Trotzdem wiesen auch deren Anträge keine höhere Qua-
lität auf und konnten aufgrund erforderlicher Nachbesserungen auch 
nicht innerhalb weniger Wochen genehmigt werden.

 14.2 (1) Der RH erachtete eine Beratung potenzieller Förderwerber bei der 
Antragstellung grundsätzlich für zweckmäßig, sofern dadurch eine ent-
sprechende Qualität der Anträge erreicht und der Zeitraum zwischen 
Antragseinreichung und Förderentscheidung möglichst kurz gehalten 
werden konnte. Er wies jedoch darauf hin, dass durch detaillierte Erläu-
terungen der Fördervoraussetzungen und der administrativen Abläufe 
— bspw. in einer Förderrichtlinie — zumindest ein Teil der Antrags-
überarbeitungen und Nachbesserungen vermieden werden könnte.

Gleichzeitig wies der RH auch kritisch auf das Problem möglicher 
Befangenheiten hin, wenn Mitarbeiter der Verwaltungsbehörde Wien 
und der Förderstellen in der Steiermark sowohl die Beratung als auch 
Antragsprüfungen durchführen und an der Förderentscheidung mit-
wirken (siehe TZ 19).

(2) Der RH beurteilte positiv, dass die Förderstelle Magistrat Graz im 
Vergleich zur Verwaltungsbehörde Wien die Antragsprüfungen zügig 
durchführte. Er bemängelte jedoch die fehlende Dokumentation der 
Beratungen und empfahl daher dem Land Steiermark, die wesent-
lichen Eckpunkte der Beratungsgespräche schriftlich in den Förder-
akten festzuhalten.

Tabelle 12:  Zeitraum zwischen Erstantrag und Fördervereinbarung – Verwaltungs- 
behörde Wien

Projekt Nummer

9

Radweg 
Spittelau

10

Urban Loritz–
Platz

11

Kordon-
erhebung

12

Technologie-
zentrum 
Aspern

13

Lokale 
Agenda 21+

14

Mingo II

15

VITE

16

Gebiets-
management 

Liesing

Datum

Erstantrag 18.6.2007 4.6.2009 30.1.2009 30.1.2009 30.9.2008 15.10.2010 25.1.2008 12.10.2010

Genehmigung 3.6.2009 4.2.2010 28.5.2010 5.10.2010 26.3.2009 29.3.2011 12.5.2010 10.1.2012

Zeitraum 23,5 Monate 8 Monate 16 Monate 20 Monate 6 Monate 5,5 Monate 27,5 Monate 15 Monate

Quellen: Unterlagen der Verwaltungsbehörde Wien; Darstellung RH
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(3) Der RH stellte kritisch fest, dass es im Bereich der Verwaltungsbe-
hörde Wien trotz umfassender Erläuterungen zum Projektantrag und 
trotz der intensiven Beratung und Betreuung der Förderwerber bei 
der Erstellung und Überarbeitung des Erstantrags bei allen vom RH 
überprüften acht Fallbeispielen teilweise erheblicher Nachbesserungen 
bedurfte. Dies führte dazu, dass zwischen der Einreichung des Erstan-
trags und der Kofinanzierungszusage durch die Verwaltungsbehörde 
Wien zwischen fünfeinhalb und über 27 Monaten lagen.

Der RH kritisierte im Besonderen, dass auch Folgeprojekte keine höhere 
Antragsqualität als Erstprojekte aufwiesen und erhebliche Zeit bis zur 
Genehmigung erforderten.

Der RH empfahl dem Land Wien, der Qualität und Vollständigkeit von 
Förderanträgen bei der Beratung und Betreuung von potenziellen För-
derwerbern künftig ein höheres Augenmerk zu widmen und damit den 
zeitlichen und inhaltlichen Nachbesserungsaufwand zu verringern.

 14.3 (1) Das Land Steiermark stimmte mit dem RH überein, dass der Zeit-
raum zwischen der Antragseinreichung durch den potenziell Begünstig-
ten und dem Genehmigungszeitpunkt möglichst kurz gehalten werden 
solle. Bei komplexen Projekten seien jedoch mehrere Beratungs– und 
Abstimmungsgespräche oder die Einholung und Prüfung weiterer Pro-
jektunterlagen erforderlich.

Zu den Feststellungen des RH betreffend die Förderstelle Magistrat Graz 
teilte das Land Steiermark mit, dass die Empfehlung des RH betref-
fend Dokumentation aufgegriffen werde. Bislang sei eine schriftliche 
Dokumentation der Beratungen von Begünstigten bzw. Beratungsin-
halte im Antragsstellungsprozess im Verwaltungs– und Kontrollsystem 
nicht gefordert bzw. nicht vorgesehen.

(2) Das Land Wien sagte in seiner Stellungnahme zu, die Antrags-
formulare in der Förderperiode 2014–2020 so zu strukturieren, dass 
eine bessere Erfassung der erforderlichen Angaben und in weiterer 
Folge eine raschere Antragsprüfung ermöglicht werde. Unvollständige 
Anträge sollten mit kürzeren Fristsetzungen hinsichtlich erforderlicher 
Nachbesserungen versehen werden.
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Projektbeginn vor Antragstellung

 15.1 (1) Förderungen werden im Allgemeinen nur dann gewährt, wenn eine 
inhaltlich förderwürdige Leistung ohne diese Förderung nicht oder 
nicht im selben Umfang durchführbar wäre.37 Daher sehen die Allge-
meinen Rahmenrichtlinien des Bundes vor, dass eine Förderung (mit 
Bundesmitteln) grundsätzlich nur dann zulässig ist, wenn vor Gewäh-
rung der Förderung mit der Leistung noch nicht oder nur mit schrift-
licher Zustimmung der Förderabwicklungsstelle begonnen wurde. Ähn-
liche Bestimmungen auf Landesebene bestanden jedoch weder in der 
Steiermark noch in Wien.

Ein Vorhaben mit Hilfe von Förderungen oder anderen finanziellen 
Anreizen durchzuführen, wenn das Vorhaben auch ohne diese Unter-
stützungsleistungen durchgeführt worden wäre, wird als Mitnahme-
effekt bezeichnet.

(2) Die langen Genehmigungszeiten bei der Verwaltungsbehörde 
Wien führten dazu, dass mit Ausnahme eines Projekts (Nr. 13 Lokale 
Agenda 21+) alle vom RH überprüften Förderfälle zum Zeitpunkt der 
verbindlichen Kofinanzierungszusage begonnen, einige davon fortge-
schritten bzw. bereits abgeschlossen waren.

37 Für die Gewährung von Bundesmitteln sehen dies § 16 lit. 2 der ARR 2004 und 
§ 15 Abs. 2 der ARR 2014 vor. Gemäß Art. 15 der Allgemeinen Strukturfonds–Verord-
nung dürfen Beiträge aus den Strukturfonds nicht an die Stelle öffentlicher Struktur-
ausgaben oder diesen gleichwertigen Ausgaben des Mitgliedstaates treten (Grundsatz 
der Zusätzlichkeit). Darüber hinaus hat die Verwendung öffentlicher Mittel sowohl nach 
der Verordnung über die Haushaltsordnung der Europäischen Gemeinschaften (Verord-
nung (EG) Nr. 1605/2002) als auch nach dem Bundeshaushaltsgesetz nach den Grund-
sätzen der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit zu erfolgen.

Tabelle 13: Genehmigung fortgeschrittener bzw. abgeschlossener Projekte
Projekt Nummer

9

Radweg Spittelau

10

Urban Loritz–Platz

11

Kordonerhebung

Datum

Erstantrag 18.6.2007 4.6.2009 30.1.2009

Genehmigung 3.6.2009 4.2.2010 28.5.2010

Projektfortschritt zum 
Zeitpunkt der Geneh migung

Verkehrsfreigabe am:
3.6.2008

Parkeröffnung am:
28.10.2009

5 von 6 Meilensteinen 
umgesetzt

Quellen: Unterlagen der Verwaltungsbehörde Wien; Darstellung RH
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Darüber hinaus anerkannte die Verwaltungsbehörde im Beispiels-
fall Nr. 9 (Radweg Spittelau) in der Kofinanzierungszusage auch ein 
rund drei Monate vor der Einreichung des Erstantrags liegendes Datum 
als — rückwirkenden — Beginn des Durchführungszeitraums.

 15.2 Der RH wies kritisch darauf hin, dass sieben der acht vom RH über-
prüften Förderprojekte zum Zeitpunkt der verbindlichen Kofinanzie-
rungszusage durch die Verwaltungsbehörde Wien begonnen, davon 
ein Projekt weit fortgeschritten und zwei Projekte bereits abgeschlos-
sen waren.

Mit dem Beginn der Projektumsetzung vor einer verbindlichen För-
derzusage gingen die Projektträger grundsätzlich das Risiko ein, im 
Ablehnungsfall die Projekte zur Gänze selbst finanzieren zu müssen. 
Dies ließ aus Sicht des RH zwei Schlussfolgerungen zu:

—  Die Projektträger hätten die Projekte auch ohne EFRE–Förde-
rungen durchgeführt. In diesem Fall erzielen die Projektträger mit 
der Gewährung einer Förderung einen Mitnahmeeffekt. Die Ver-
waltungsbehörde Wien, die das EFRE–Regionalprogramm gemäß 
Art. 60 der Allgemeinen Strukturfonds–Verordnung38 nach dem 
Grundsatz der wirtschaftlichen Haushaltsführung zu verwalten und 
durchzuführen hatte, hätte die Förderwürdigkeit auch unter dem 
Aspekt möglicher unerwünschter Mitnahmeeffekte beurteilen müs-
sen.

—  Die zu fördernden Projekte — einschließlich des jeweiligen Pro-
jektträgers — standen bereits von vornherein fest. Indizien dafür 
waren neben der Durchführung einer Reihe von Folgeprojekten die 
Einschränkung der potenziell Begünstigten auf wenige, bestimmte 
öffentliche Institutionen (siehe TZ 11).

Der RH empfahl den Ländern Steiermark und Wien, künftig in Förder-
richtlinien oder sonstigen Fördervorschriften die Genehmigung von 
EFRE–Förderungen davon abhängig zu machen, dass die Projektträ-
ger mit der Leistung nicht oder nur mit schriftlicher Zustimmung 
der Förderabwicklungsstelle schon vor der Förderzusage beginnen. 
Damit sollen Mitnahmeeffekte vermieden werden, die dadurch ent-
stehen könnten, dass bereits begonnene oder fertiggestellte Projekte 
zur Förderung eingereicht werden, die auch ohne Förderung durch-
geführt hätten werden können.

38 Art. 60 der Verordnung (EG) Nr. 1083/2006, Aufgaben der Verwaltungsbehörden
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 15.3 Das Land Wien teilte in seiner Stellungnahme mit, es werde eine schrift-
liche Zustimmung der Förderabwicklungsstelle zu einem Projektstart 
vor definitiver Projektgenehmigung rechtlich prüfen.

Antragsbewertung

 16.1 (1) Die Förderstelle Magistrat Graz dokumentierte die Antragsprü-
fungen mit standardisierten Checklisten. Diese stellten insbesondere 
auf die Zuordenbarkeit der Projekte zu den Urban Plus Schwerpunk-
ten und auf die Vollständigkeit der Angaben zu den Projekten ab. In 
allen vier vom RH überprüften Fallbeispielen beurteilte die Förder-
stelle die Anträge in allen Punkten als vollständig. Die vier Anträge 
und die darauf basierenden Fördervereinbarungen enthielten zwar teil-
weise umfangreiche allgemeine Ausführungen, jedoch nicht alle im 
Antragsformular geforderten Daten, wie bspw. messbare Ergebnisse. 
Dies erschwerte nicht nur die Prüfung der Förderungswürdigkeit, son-
dern in weiterer Folge auch die Beurteilung der Zielerreichung (siehe 
auch TZ 24). Die Anträge entsprachen daher in folgenden Punkten 
nicht der in den Checklisten vermerkten Vollständigkeit:

(2) Die Verwaltungsbehörde Wien dokumentierte die Antragsprüfungen 
in Bewertungsbögen. Diese beinhalteten mehr und detailliertere Fra-
gen zu den Projekten als die Checkliste der Förderstelle Graz. Die Fra-
gen betrafen u.a. die Erfüllung von Formalvoraussetzungen, den Bei-
trag des Projekts zu den Programmzielen sowie die Projektziele.39 Die 
Bewertung erfolgte mittels Punktevergabe, indem der zu jeder Frage 
angegebenen maximal erreichbaren Punktezahl der Erfüllungsgrad (in 
39 z.B. sind Ziele realistisch, ist Projektoutput klar definiert und quantitativ beschrieben, 

Innovationsgrad, Beitrag zur Gleichstellung von Männern und Frauen

Antragsprüfung

Tabelle 14: Angaben in den Anträgen an die Förderstelle Magistrat Graz
Antragspunkt Projektziele und geplante quantifizierbare Ergebnisse

Soll: Ist:

messbare Ergebnisse, z.B. Mindestanzahl von 
TeilnehmerInnen, Länge errichteter Radwege,  
m2 aufgewerteter Flächen, …

in keinem Fall

Antragspunkt Kostenplan

Soll: Ist:

Kostenaufgliederung, die eine Plausibilisierung der 
Kostenangemessenheit zulässt, z.B. Stückzahl und 
Stückkosten (Stundensatz für Befragungen, Kosten 
pro Laufmeter, Stück, …)

geplante Sach– und Investitionskosten waren in 
keinem Fall aufgegliedert und umfassten auch 
keine Stückzahlen oder Stückkosten

Quellen: Unterlagen der Förderstelle Magistrat Graz; Darstellung RH
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Punkten) gegenüberzustellen war. Aus den Summen ermittelte die Ver-
waltungsbehörde die Zielkongruenz und die konzeptionelle Qualität 
des eingereichten Projekts in Prozent der maximal möglichen Punkte.

Für die Bewertung und Punktevergabe im Einzelfall gab es keinen Kri-
terienkatalog, sie erfolgte ausschließlich auf Basis der Einschätzung 
und Erfahrung des jeweiligen Sachbearbeiters. Die Punktevergabe war 
— wie nachfolgende Beispiele zeigen — in Verbindung mit den Kom-
mentaren im Bewertungsbogen bzw. anhand der Antragsunterlagen 
auch nicht immer nachvollziehbar.

 16.2 (1) Der RH beanstandete, dass die Förderstelle Magistrat Graz alle vier 
vom RH überprüften Anträge in den Checklisten als in allen Punkten 
vollständig beurteilte, obwohl die Anträge keine messbaren Ergebnisse 
enthielten. Unspezifische Ziele erschwerten nicht nur die Prüfung der 
Förderungswürdigkeit, sondern in weiterer Folge auch die Beurteilung 
der Zielerreichung (siehe auch TZ 24). Der RH empfahl dem Land Stei-

Tabelle 15: Eintragungen im Bewertungsbogen der Verwaltungsbehörde Wien
Projekt Nr. Frage Antwort/Punkte Kommentar der  

Begutachter
Feststellungen RH

im Bewertungsbogen

9 
Radweg 

Spittelau

Die Implementierung des 
Projekts hat nicht vor 
Antragstellung begonnen

ja – Laut Antragsunterlagen 
lag der Projektbeginn rund 
drei Monate vor Erstantrag

10 
Urban 

Loritz–Platz

Sind aussagekräftige 
Meilensteine definiert, 
die eine Überprüfung 
des Projektfortschrittes 
ermöglichen?

3 von 5 Punkten „Projekt bereits 
abgeschlossen“

Vergabe von 3 von 
5 Punkten nicht nach-
vollziehbar, weil keine 
Meilensteine (für bereits 
abgeschlossenes Projekt) 
festgelegt wurden

11 
Kordon-

erhebung

Sind im Projekt Follow–
up–Aktivitäten zur 
Nutzung der Ergebnisse 
vorgesehen?

2 von 5 Punkten – Keine Erläuterung, 
weshalb 2 von 5 Punkten 
vergeben wurden

13 
Lokale 

Agenda 21+

Ist der Projektoutput 
klar definiert und auch 
quantitativ beschrieben?

2 von 5 Punkten „Bildung von 
Agenda gruppen 
kann nur ange-
nommen werden“ 

Punktevergabe in Ver-
bindung mit Kommentar 
nicht nachvollziehbar

16 
Gebiets-

management 
Liesing

Führt der dargestellte 
Aktivitätenmix 
wahrscheinlich zu den 
erwarteten Ergebnissen?

3 von 5 Punkten „Etablierung einer 
Marke“ kann nicht 
gemessen werden

Punktevergaben in 
Ver bindung mit den 
Kommentaren nicht nach-
vollziehbar (z.B. weshalb 
4 von 5 Punkten, wenn 
Entwicklung schwer ab-
schätzbar)

Sind die Ziele realistisch? 4 von 5 Punkten Zukünftige Ent-
wicklung eines 
Betriebsgebiets 
schwer abschätzbar

Quellen: Unterlagen der Verwaltungsbehörde Wien; Darstellung RH
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ermark, künftig im Rahmen der Antragsprüfung auf die Einhaltung der 
im Antrag geforderten Voraussetzungen zu achten. Fehlende Unterla-
gen oder Antragsangaben (z.B. quantifizierbare Ergebnisse) wären in 
der Checkliste zu vermerken und vom Antragsteller nachzufordern.

(2) Der RH erachtete den Bewertungsbogen der Verwaltungsbehörde 
Wien als grundsätzlich zweckmäßig, bemängelte jedoch, dass der 
Punktebewertung kein nachvollziehbarer, von allen Sachbearbeitern 
anzuwendender Kriterienkatalog zugrunde lag. Darüber hinaus waren 
auch einige Eintragungen in sich nicht stimmig und nachvollziehbar. 
Er empfahl dem Land Wien daher im Interesse einer objektiven und 
einheitlichen Projektbeurteilung, einen Kriterienkatalog für die Punkte-
vergabe zu erstellen und für verbindlich zu erklären.

 16.3 (1) Das Land Steiermark wies in seiner Stellungnahme auf das von der 
Förderstelle Magistrat Graz wahrzunehmende Ziel von URBAN PLUS 
hin, Verwaltungsgrenzen überschreitende Problemstellungen und Chan-
cen der Stadt Graz und der 16 Umlandgemeinden in gemeinsamen 
interkommunal ausgerichteten pilothaften Projekten mit koordiniertem 
Planungs– und Entwicklungsprozess zu behandeln. Wegen dieses neu-
artigen Zugangs mit „innovativem Charakter“ hätten sich viele inter-
kommunale Projektinitiativen bei Förderantragsstellung noch nicht im 
Detailplanungsstatus befunden, weshalb teilweise auch quantifizier-
bare Ergebnisindikatoren gefehlt hätten.

Diese eher vage formulierten Zielerreichungsgrößen sowie der gänzlich 
neue Kooperationszugang dieser ausschließlich von öffentlichen Stel-
len bzw. in Einzelfällen von Unternehmen in öffentlicher Hand abgewi-
ckelten Projekten wären die Hauptgründe für die Akzeptanz von teil-
weise (noch) nicht konkret quantifizierbaren Zielindikatoren im Zuge 
der Förderantragsstellung durch die Förderstelle. Der lokale Ansatz der 
Förderung der Zusammenarbeit in der Stadtregion Graz habe europa-
weit bis hin zur EU–Kommission Beachtung gefunden und werde als 
Best Practice herangezogen.

(2) Das Land Wien teilte in seiner Stellungnahme mit, die Empfeh-
lung des RH bereits aufgegriffen zu haben und bei künftigen Bewer-
tungen von Projektanträgen einen bereits erstellten Kriterienkatalog 
zur Punktevergabe einsetzen zu wollen.

 16.4 Der RH entgegnete dem Land Steiermark, dass die Förderstelle Magistrat 
Graz selbst die Checkliste zur Antragsprüfung erstellt hatte, anhand 
der es das Vorhandensein messbarer Ergebnisse (unter Anführung von 
Beispielen wie Mindestanzahl von Teilnehmern, Länge errichteter Rad-
wege, m2 aufgewerteter Flächen) sowie von Kostenaufgliederungen, die 
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eine Plausibilisierung der Kostenangemessenheit zulassen (z.B. Stück-
zahl und Stückkosten sowie Stundensatz für Befragungen, Kosten pro 
Laufmeter oder Stück), erfragte. Auch wenn sich — insbesondere zu 
Beginn der Förderperiode — viele interkommunale Projektinitiativen 
bei Förderantragsstellung noch nicht im Detailplanungsstatus befan-
den, wären zumindest Eckdaten (z.B. eine Mindestanzahl von Befra-
gungen bei einer Pendleranalyse, voraussichtliche Länge eines Rad-
weges) zahlenmäßig festzulegen gewesen. Darüber hinaus betraf die 
Kritik des RH nicht nur die fehlenden quantifizierbaren Ziele und Ziel-
indikatoren, sondern auch die — unzutreffende — Beurteilung dieser 
Projektanträge als vollständig. Der RH hielt daher seine Empfehlung 
an das Land Steiermark, künftig im Rahmen der Antragsprüfung auf 
die Einhaltung der im Antrag geforderten Voraussetzungen zu ach-
ten und fehlende Unterlagen oder Antragsangaben (z.B. quantifizier-
bare Ergebnisse) in der Checkliste zu vermerken und vom Antragstel-
ler nachzufordern, weiterhin aufrecht.

Prüfung der Angemessenheit der Projektausgaben

 17.1 Die subsidiären nationalen Regeln für die Förderfähigkeit von Ausga-
ben mit Kofinanzierung aus dem EFRE (kurz: NFFR)40 erachteten Aus-
gaben nur insofern für förderfähig, als sie in ihrer Art und Höhe zur 
Erreichung des Förderzwecks angemessen waren. Weiters schrieben die 
NFFR vor, die Angemessenheit der geförderten Ausgaben insbesondere 
bei solchen Vorhaben zu überprüfen, die zu mehr als 50 % aus Mitteln 
des EFRE und/oder nationalen öffentlichen Mitteln finanziert werden. 
Ebenso wäre die Angemessenheit der Ausgaben auch dann nachvoll-
ziehbar sicherzustellen, wenn das Vergaberecht nicht zur Anwendung 
kommt. Bei allen vom RH überprüften Einzelentscheidungen erfolgte 
die Finanzierung zur Gänze aus öffentlichen Mitteln.

(1) Die Checkliste der Förderstelle Magistrat Graz enthielt keine Fra-
gen zur Angemessenheit der Projektausgaben. Die Förderstelle unter-
suchte auch nicht näher, ob der Projektumfang — insbesondere bei 
Investitionsvorhaben — in der beantragten Größenordnung erforder-
lich war oder das Projekt auch geringer dimensioniert durchgeführt 
hätte werden können. Eine Plausibilisierung der Sach– und Investi-
tionsausgaben durch die Förderstelle war darüber hinaus anhand der 

40 Art. 4 der subsidiären nationalen Regeln für die Förderfähigkeit von Ausgaben mit Kofi-
nanzierung aus dem EFRE gemäß Art. 56 Abs. 4 der Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 
beinhaltet die Grundsätze der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit. 
Darunter in Abs. 1 die oben angeführte Angemessenheit als Fördervoraussetzung und 
die besonderen Erfordernisse bei zu mehr als 50 % öffentlich finanzierten Vorhaben.
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wenig detaillierten Kostenpläne und aufgrund fehlender Indikatoren 
in den Förderungsanträgen kaum möglich (siehe auch TZ 16).

(2) Alle vier vom RH überprüften Vorhaben der Verwaltungsbehörde 
Steiermark (Abteilung 12) bzw. der Förderstelle Abteilung 7 betrafen 
im Wege der Auftragsvergabe umgesetzte Eigenprojekte.41 Aus den 
Vergabeunterlagen zu diesen Projekten konnte die Plausibilität und 
Angemessenheit der Projektausgaben — wie nachfolgend erläutert — 
nicht nachvollzogen werden:

—  Die Verwaltungsbehörde vergab beide Aufträge an dasselbe landes-
eigene Forschungsinstitut, das auch schon Vorläuferprojekte durch-
geführt hatte. Der Vorlagebericht an die Steiermärkische Landesre-
gierung enthielt zwar die Information, dass das Angebot einige neue 
Aspekte gegenüber der bisherigen Version aufwies. Eine Erläute-
rung, weshalb diese — EFRE–kofinanzierte — Ausweitung des Pro-
jekts der Verwaltungsbehörde zweckmäßig und erforderlich erschien, 
fehlte ebenso wie eine nachvollziehbare Darlegung der Angemes-
senheit der Ausgaben.

—  Die Förderstelle Abteilung 7 vermerkte bei einer Direktvergabe, dass 
der aus dem Anbot des Auftragnehmers ermittelte Tagsatz aufgrund 
eigener Marktbeobachtung als angemessen erachtet wurde. Entspre-
chende Preisvergleiche waren nicht dokumentiert. Erst auf Rück-
frage des RH übermittelte die Abteilung nicht datierte beispielhafte 
Ergebnisse von Marktbeobachtungen.

(3) Der Bewertungsbogen der Verwaltungsbehörde Wien umfasste zwar 
Fragen zur schlüssigen Darstellung und Angemessenheit der Projekt-
ausgaben — sowohl nach Kostenkategorien als auch nach Arbeitspa-
keten —, die auch immer positiv beantwortet wurden. Ein Punkteab-
zug erfolgte zumeist nur wegen zu geringer Tiefengliederung von 
Kostenpositionen. Wie nachfolgende Beispiele zeigen, führte die Ver-
waltungsbehörde keine oder nur unzureichende Prüfungen der Plau-
sibilität und Angemessenheit der Projektausgaben (z.B. durch Bau-
preis– oder Stunden–/Tagessatzvergleiche) bzw. des erforderlichen 
Projektumfangs durch.

41 Projekte, bei denen die Verwaltungsbehörde (Abteilung 12) bzw. die verwaltende För-
derstelle (Abteilung 7) selbst Begünstigte waren.
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 17.2 (1) Der RH kritisierte an der Antragsprüfung der Förderstellen in der 
Steiermark und der Verwaltungsbehörde Wien, dass mangelhafte 
Anträge zu integralen Vertragsbestandteilen werden konnten, wobei 
nicht plausibilisierte Plankosten und unspezifische Ziele in weiterer 
Folge auch die Beurteilung der Zielerreichung sowie der Zuschussfä-
higkeit der Ausgaben erschwerten.

(2) Der RH beanstandete, dass die Verwaltungsbehörde bzw. die bei-
den überprüften Förderstellen im Land Steiermark die Vorhaben bzw. 
bei Eigenprojekten die Angebote keiner Prüfung auf Angemessenheit 
der zu fördernden Ausgaben unterzogen. Da alle vom RH überprüf-
ten Fälle zur Gänze aus öffentlichen Mitteln finanziert wurden, wäre 
dies nicht nur aufgrund der nationalen Förderfähigkeitsregeln, son-
dern auch im Interesse einer wirtschaftlichen und sparsamen Verwal-
tung von nationalen öffentlichen Mitteln geboten gewesen.

Tabelle 16:  Prüfung der Angemessenheit der Projektausgaben durch die  
Verwaltungsbehörde Wien

Projekt Nr. Kommentare der Verwaltungsbehörde Wien 
in Bewertungsbögen (Antragsprüfung) Feststellungen RH

9  
Radweg 

Spittelau

Die Projektkosten sind schlüssig dargestellt 
und angemessen. (4 bzw. 5 von 5 Punkten)1

kein (Bau–)Kostenvergleich durch Verwaltungs-
behörde

11  
Kordon erhebung

Die Projektkosten sind schlüssig dargestellt 
und angemessen. (4 bzw. 5 von 5 Punkten)1

Der Aufforderung der Verwaltungsbehörde 
nach Aufschlüsselung der geschätzten Kosten 
(Stundensatz*Beschäftigungszeitraum*Personen) 
wurde nicht nachgekommen.

12 
Technologie-

zentrum Aspern

Die Projektkosten sind schlüssig dargestellt 
und angemessen. (3 bzw. 5 von 5 Punkten)1

keine Prüfung hinsichtlich des Bedarfs (Ange-
messenheit der Projektgröße); kein (Bau–)
Kostenvergleich durch Verwaltungsbehörde

13  
Lokale Agenda 

21+

Die Projektkosten sind schlüssig dargestellt 
und angemessen. (5 von 5 Punkten)

Punktevergabe und Kommentar nicht nach-
vollziehbar, weil laut Kostenschätzung auf 
Moderation von Agendagruppentreffen und 
Betreuung von Agendagruppen (deren Bildung 
nur angenommen wird) fast 800.000 EUR 
entfallen.

Kommentar zur Frage, ob der dargestellte 
Aktivitätenmix zu den erwarteten 
Ergebnissen führt: Bildung von 
Agendagruppen kann nur angenommen 
werden. (2 von 5 Punkten)

14  
Mingo II

Die Projektkosten sind schlüssig dargestellt 
und angemessen. (5 von 5 Punkten)

Laut Evaluierung wurden die Sollwerte der 
Zielindikatoren teilweise deutlich übererfüllt, 
ohne jedoch das geplante Projektbudget zu 
überschreiten (siehe TZ 24).

16  
Gebiets-

management 
Liesing

Laut Bewertung vom 11.10.2011 sind die 
Projektkosten schlüssig dargestellt und 
angemessen. (5 von 5 Punkten)

Mit Mail vom 27.10.2011 (somit nach Fest-
stellung der Angemessenheit und Schlüssigkeit 
der Kosten) verlangte die Verwaltungsbehörde 
eine Spezifizierung von Kostenpositionen und 
fragte nach der Entstehung von Veran staltungs-
kosten und dem Inhalt der Öffentlichkeits arbeit.

1  Der Bewertungsbogen enthielt zwei Fragen zur Schlüssigkeit und Angemessenheit von den Projektkosten, einmal hinsichtlich 
Kostenkategorien, einmal hinsichtlich Arbeitspaketen.

Quellen: Unterlagen der Verwaltungsbehörde Wien; Darstellung RH
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(3) Der RH bemängelte, dass die Verwaltungsbehörde Wien in ihren 
Bewertungsbögen Fragen zur schlüssigen Darstellung und Angemes-
senheit der Projektausgaben zwar vorsah, diese jedoch bei der Antrags-
prüfung nur nach formalen Aspekten untersuchte. Prüfungen, inwie-
weit der Projektumfang für die Zielerreichung erforderlich und die 
geplanten Projektausgaben angemessen waren, erfolgten bei den vom 
RH überprüften Fallbeispielen nicht bzw. waren nicht dokumentiert.

(4) Der RH empfahl den Ländern Steiermark und Wien, künftig die 
geplanten Projektausgaben sowohl hinsichtlich Erforderlichkeit als 
auch Angemessenheit im Verhältnis zu den angestrebten Vorha-
benszielen und –ergebnissen zu überprüfen. Die Vergleichsmaßstäbe 
und Ergebnisse der Prüfung wären nachvollziehbar zu dokumentie-
ren. Der RH erachtete den Einsatz von Checklisten für zweckmäßig. 
Diese sollten jedoch die Fragen, inwieweit der Projektumfang für die 
Zielerreichung erforderlich und die geplanten Projektausgaben ange-
messen sind, ausreichend berücksichtigen.

 17.3 (1) Das Land Steiermark teilte in seiner Stellungnahme (zum Teil zu 
TZ 13) mit, dass die Angemessenheit der zu fördernden Ausgaben durch 
die Einhaltung der Vergabevorschriften des BVergG sowie der subsi-
diären nationalen EFRE–Förderfähigkeitsregeln (z.B. auch im Direkt-
vergabebereich verpflichtend Vergleichsangebote einzuholen) erreicht 
worden sei.

So habe die Verwaltungsbehörde für das Projekt Wibis (eines der vier 
vom RH überprüften Vorhaben des Landes) ein EU–weites, zweistu-
figes Verhandlungsverfahren durchgeführt. Bei Nachverhandlungen mit 
dem Anbieter des einzigen ordnungsgemäß vorgelegten Anbots habe ein 
Preisnachlass in der Höhe von rd. 120.000 EUR erzielt werden können. 
Beim Projekt „Koralmbahn“ seien im Rahmen eines Verhandlungsver-
fahrens ohne Bekanntmachung fünf Ingenieurbüros zur Anbotlegung 
eingeladen worden. Die Jury habe im Rahmen der Anbotsbewertung 
auch die Angemessenheit des Preises beurteilt.

Bei einem Projektumfang unter dem Schwellenwert von 100.000 EUR 
— wie beim Projekt „Gemeindestrukturreform Steiermark“ — sei eine 
Direktvergabe durchgeführt worden. Die Marktüblichkeit der Preise 
und der sparsame, wirtschaftliche und zweckmäßige Einsatz der Mit-
tel sei in diesem Fall anhand Marktbeobachtung nachgewiesen worden.

Da sich viele geförderte interkommunale Projektinitiativen im Akti-
onsfeld URBAN PLUS bei Förderantragsstellung noch nicht im Detail-
planungsstatus befunden hätten, wäre eine eingehendere Prüfung der 
Angemessenheit der geplanten Projektausgaben teilweise nicht mög-
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lich gewesen. Die Förderstelle Magistrat Graz habe daher ausschließ-
lich qualitative Projektauswahlkriterien definiert, deren Bewertung im 
Rahmen der Antragsvorprüfung erfolgt sei. Sie sei weiters davon aus-
gegangen, dass die Gremien der an den Projekten beteiligten und vor-
finanzierenden Gemeinden auf eine zweckmäßige und sparsame Geba-
rung geachtet hätten.

Das Land Steiermark wies zusammenfassend darauf hin, dass für eine 
tiefer gehende Überprüfung geplanter Projektausgaben in Zukunft pro-
grammeinheitliche Standards für den Detaillierungsgrad von Kosten-
plänen in der Antragsphase definiert bzw. zusätzliche Gutachten zur 
Kostenargumentation eingeholt werden müssten. Dabei wäre jedoch auf 
die Verhältnismäßigkeit des administrativen Aufwandes für Antrags-
steller und prüfende Stellen zu achten.

(2) Das Land Wien teilte in seiner Stellungnahme mit, dass es die 
Empfehlung des RH aufgreife und künftig die Angemessenheit der Pro-
jektdimension, wenn die fachliche Kompetenz der Förderstelle nicht 
ausreiche, durch externe Experten prüfen werde. In der Förderperi-
ode 2014–2020 werde eine Vorabprüfung der Kostenaufstellung und 
Zielerreichung des Projektantrages mit den in Betracht kommenden 
Fachdienststellen durchgeführt und bei Bedarf im Einzelfall dazu auch 
externe Gutachten eingeholt.

 17.4 Der RH entgegnete dem Land Steiermark, dass die Durchführung eines 
Vergabeverfahrens per se weder eine Preisangemessenheit garantiert, 
noch einen Rückschluss auf die Erforderlichkeit des Projektumfangs 
ermöglicht. Wie das Land Steiermark selbst darlegte, hätten im Bei-
spielsfall Wibis, bei dem nur ein ordnungsgemäßes Anbot vorlag, Nach-
verhandlungen zu einer Preisreduktion geführt.

Die laut Stellungnahme des Landes Steiermark zum Preisvergleich im 
Projekt „Gemeindestrukturreform Steiermark“ herangezogenen Markt-
erhebungen lagen dem Projektakt zur Zeit der Gebarungsprüfung durch 
den RH nicht bei. Die erst auf Rückfrage des RH übermittelten beispiel-
haften Ergebnisse von Marktbeobachtungen waren nicht datiert. Der 
RH konnte daher nicht zweifelsfrei feststellen, von wann diese Unter-
lagen stammten und ob sie der Entscheidung zugrunde lagen.

Der Argumentation des Landes betreffend die Förderstelle Magistrat 
Graz, die an den Projekten beteiligten und vorfinanzierenden Gemein-
den hätten auf eine zweckmäßige und sparsame Gebarung geachtet, 
entgegnete der RH, dass die Beurteilungen der Projektumfänge und 
–kosten in den Gremien der beteiligten Gemeinden nicht die Prü-
fungen, Beurteilungen und Dokumentationen durch die im Verwal-
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tungs– und Kontrollsystem vorgesehenen Stellen (z.B. URBAN PLUS 
Kernteam) ersetzen kann. Der RH hielt weiters fest, dass seine Kritik 
auch die fehlenden Erläuterungen bezüglich der Angemessenheit des 
Umfangs der Projekte betraf.

Zum Hinweis des Landes Steiermark auf das Erfordernis programm-
einheitlicher Standards für den Detaillierungsgrad u.a. von Kosten-
plänen in der Antragsphase stellte der RH fest, dass es Aufgabe der 
Verwaltungsbehörde ist, für entsprechende, einheitliche Regelungen 
in Förderfähigkeitsregelungen und im Verwaltungs– und Kontrollsys-
tem zu sorgen.

Der RH hielt daher seine Empfehlung an das Land Steiermark, künf-
tig die geplanten Projektausgaben sowohl hinsichtlich Erforderlich-
keit als auch Angemessenheit im Verhältnis zu den angestrebten Vor-
habenszielen und –ergebnissen zu überprüfen und die Ergebnisse zu 
dokumentieren, weiterhin aufrecht.

Finanzielle Nachhaltigkeit

 18.1 (1) Die Verwaltungsbehörde Wien genehmigte mehrfach Projekte, die 
u.a. die Fortführung bereits zuvor geförderter Leistungen umfassten, 
ohne von den Projektträgern tragfähige Finanzierungskonzepte für die 
Zeit nach Ende der Förderung zu verlangen. Dies traf bspw. auf das 
Nachfolgeprojekt Nr. 15 (VITE) zu. Das Projekt bezweckte, ein Netz-
werk von IT–Unternehmen und Forschungseinrichtungen (das bereits 
in der Programmperiode 2000–2006 gefördert wurde) auszubauen, 
Ko operationen zu initiieren und IT–Unternehmen zu unterstützen. Die 
im Projekt angebotenen Beratungen — zu Förderungen und Vergabe-
verfahren — waren nur schwer von den Kernaufgaben des Projekt-
trägers, die auch die Beratung von Wirtschaftstreibenden umfasste, 
abzugrenzen. Die Nachhaltigkeit des Netzwerkes sollte gemäß Pro-
jektantrag u.a. durch eine erneute Antragstellung nach Projektende 
gewährleistet werden.

(2) Die Verwaltungsbehörde Wien bewilligte dem Projektträger ein wei-
teres, nunmehr drittes Fortsetzungsprojekt (IT–Cluster) mit einer Lauf-
zeit von 2011 bis Ende 2014.

 18.2 (1) Der RH bemerkte kritisch, dass die Verwaltungsbehörde Wien Pro-
jekte genehmigte, deren Finanzierung nach Ablauf der Förderung nicht 
gesichert war, weil eine Fortführung in hohem Maße von einer erneu-
ten Fördergenehmigung abhing. Er empfahl dem Land Wien, von den 
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Antragstellern auch tragfähige Finanzierungskonzepte für die Zeit nach 
Ende der Förderung abzuverlangen.

(2) Der RH kritisierte die mehrjährige Förderung eines Netzwerkpro-
jekts in Wien, das auch Leistungen umfasste, die schwer von den Kern-
aufgaben des Projektträgers abgrenzbar waren. Er empfahl dem Land 
Wien, bei der Projektbegutachtung auf eine Abgrenzung des Förder-
gegenstands von den Kernaufgaben öffentlicher Projektträger zu ach-
ten, um mit den eingesetzten Fördermitteln einen hohen Zusatznut-
zen zu erzielen.

 18.3 Laut Stellungnahme des Landes Wien werde der Empfehlung des RH 
insofern entsprochen, als bei künftigen Antragsprüfungen verstärkt auf 
die Zweckmäßigkeit beim Einsatz von Fördermitteln geachtet werde. 
Weiters solle bei Antragstellung im Zusammenhang mit Dienstleis-
tungsprojekten künftig auch die beabsichtigte Vorgangsweise nach Pro-
jektende routinemäßig abgefragt werden.

Zum Projekt „IT–Cluster“ merkte das Land Wien an, dass im Zusam-
menhang mit dem Begriff „Kernaufgaben“ öffentliche Projektträger 
grundsätzlich nur Aufgaben wahrnehmen dürften, die in ihrem Zustän-
digkeitsbereich lägen. Unter dem Begriff „Kernaufgaben“ im Zusam-
menhang mit Förderprojekten seien somit jene Tätigkeiten zu subsu-
mieren, für deren Umsetzung ausschließlich national budgetierte Mittel 
vorgesehen seien. Die Förderung einer quantitativen Ausweitung dieser 
Aufgaben stehe demnach nicht im Widerspruch zu einem zweckmä-
ßigen Mitteleinsatz. Die ohne Förderungen nicht gesicherte Fortführung 
des gegenständlichen Projektes bestätige vielmehr die Notwendigkeit 
der EU–Kofinanzierung und beweise, dass es sich bei den geförderten 
Tätigkeiten gerade nicht um ausfinanzierte Kernaufgaben des Projekt-
trägers gehandelt habe und auch kein Mitnahmeeffekt vorgelegen habe.

 18.4 Der RH nahm die Ausführungen des Landes Wien, wonach es bei 
künftigen Antragsprüfungen verstärkt auf die Zweckmäßigkeit beim 
Fördermitteleinsatz achten werde, sowie die vorgesehene Abfrage der 
Vorgangsweise nach Projektende zur Kenntnis und bekräftigte seine 
Empfehlung, Antragstellern tragfähige Finanzierungskonzepte für die 
Zeit nach Abschluss der Förderung abzuverlangen.

Betreffend der Förderung von Kernaufgaben entgegnete der RH dem 
Land Wien, dass die Antragsunterlagen des überprüften Nachfolgepro-
jektes Nr. 15 (VITE) keine Angaben zur Zusätzlichkeit jener Leistun-
gen enthielten, die das Eigenpersonal des Projektträgers erbrachte und 
die zu dessen Kernaufgaben (Beratung) zählten; ein Ersatz von Lan-
desmitteln durch Fördermittel und ein Mitnahmeeffekt waren — auch 
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in Anbetracht des Projektbeginns am 1. Jänner 2008, d.h. mehr als 
zwei Jahre vor der Fördergenehmigung am 12. Mai 2010 — nicht aus-
zuschließen. Der RH hielt folglich an seiner Empfehlung, bei der Pro-
jektbegutachtung auf eine Abgrenzung des Fördergegenstandes von 
den Kernaufgaben öffentlicher Projektträger zu achten, fest.

Befangenheiten

 19.1 (1) Bei den vom RH überprüften Projekten (Nr. 5 bis Nr. 8, Skaterpark, 
Grünes Netz, Pendleranalyse und St. Peter–Hauptstraße) der Förder-
stelle Magistrat Graz übte ein Mitarbeiter der Stadtbaudirektion meh-
rere Funktionen aus:

— Begutachter der Projektanträge,

—  Vertreter der Stadt Graz (ohne Stimmrecht) an den Sitzungen des 
Urban Plus Steuerungsgremiums und

— Prüfer der Projektabrechnungen.

Antragsteller des Projekts Nr. 8 (St. Peter–Hauptstraße) war die Stadt-
baudirektion selbst. Der Mitarbeiter begutachtete in diesem Fall ein 
Projekt der eigenen Dienststelle und prüfte in der Folge auch die 
Abrechnungsunterlagen (siehe TZ 22).

(2) Bei der Hälfte der vom RH in Wien überprüften Projekte begutach-
teten Mitarbeiter der Verwaltungsbehörde Wien die Projektanträge, an 
deren Erstellung sie zuvor beratend mitgewirkt hatten, und beurteil-
ten in der Folge die Projektfortschritte sowie den Zielerreichungsgrad.

 19.2 Der RH kritisierte das Vorliegen von Interessenkonflikten in der Steier-
mark, weil in der Förderstelle Magistrat Graz ein Mitarbeiter ein Pro-
jekt der eigenen Dienststelle begutachtete und in der Folge die Pro-
jektabrechnungen prüfte (siehe Empfehlungen zu TZ 22). Er kritisierte 
weiters, dass Mitarbeiter der Verwaltungsbehörde Wien in der Hälfte 
der vom RH in Wien überprüften Fälle Förderanträge von EFRE–Pro-
jekten, an deren Beratung und Unterstützung sie zuvor mitgewirkt hat-
ten, begutachteten und in der Folge deren Zielerreichung beurteilten. 
Er sah die für eine unabhängige Begutachtung und sachliche Beurtei-
lung erforderliche Distanz beeinträchtigt und ein erhöhtes Potenzial 
für Interessenkonflikte.
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Der RH empfahl den Ländern Steiermark und Wien, geeignete Maß-
nahmen zur Vermeidung von Interessenkonflikten bei der Begutach-
tung von Projekten zu treffen.

 19.3 (1) Laut Stellungnahme des Landes Steiermark entsprächen die Vorge-
hensweisen der Förderungsstellen bei Antragsprüfungen und Abrech-
nungen dem von der Europäischen Kommission und der Prüfbehörde 
genehmigten Verwaltungs– und Kontrollsystem. Das im Verwaltungs– 
und Kontrollsystem der Förderstelle Magistrat Graz festgeschriebene 
mehrstufige Genehmigungsverfahren habe bisher der geforderten funk-
tionalen Trennung von genehmigender und kontrollierender Funktion 
entsprochen. Die Förderstelle sei in keinster Weise an der Durchfüh-
rung abteilungsinterner Projekte beteiligt gewesen. In Zukunft werde 
— um nicht einmal den Anschein einer Interessenkollision entstehen 
zu lassen — großes Augenmerk auf eine organisatorische Trennung der 
einzelnen Funktionsbereiche gelegt.

(2) Laut Stellungnahme des Landes Wien werde es der Empfehlung 
des RH entsprechen.

 19.4 Der RH stellte gegenüber dem Land Steiermark hinsichtlich der Förder-
stelle Magistrat Graz klar, dass seine Empfehlung nicht auf die Funk-
tionstrennung von Genehmigung und Kontrolle, sondern auf die Ver-
meidung von Interessenkonflikten bei der Begutachtung abzielte. Er 
hielt seine Empfehlung daher aufrecht.

Genehmigungsverfahren

 20.1 (1) Die Beschreibungen der Verwaltungs– und Kontrollsysteme beider 
Länder enthielten auch die Vorgangsweisen bei der Projektgenehmi-
gung.

(2) Das Verwaltungs– und Kontrollsystem für das Programm Regionale 
Wettbewerbsfähigkeit Steiermark sah nach Abschluss der Prüfung und 
Erfüllung der Projektselektions– bzw. Vergabekriterien folgende wei-
tere Genehmigungsschritte vor. In nachfolgender Tabelle werden den 
Genehmigungsvorgaben die aus den Projektunterlagen nachvollzieh-
baren Umsetzungen gegenübergestellt:

Genehmigung und 
Projektumsetzung
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Während die Verwaltungsbehörde Abteilung 12 und die Förderstelle 
Magistrat Graz die im Verwaltungs– und Kontrollsystem beschrie-
benen Genehmigungsverfahren einhielten, unterließ die Förderstelle 
Abteilung 7 bei den beiden vom RH überprüften Projekten die Befas-
sung der Steuerungsgruppe „Integrierte nachhaltige Raumentwick-
lung“ und teilweise auch der politischen Gremien. Die Abteilungslei-
terin — zugleich Projektauftraggeberin — begründete die unterbliebene 
Befassung der Steuerungsgruppe gegenüber dem RH u.a. damit, dass 
für die beiden Eigenprojekte der Abteilung 7 eine Projektorganisation 
gebildet wurde. Diese bestand aus einem Projekteigner, einem Projekt-
leiter, einem Projektkernteam, einem erweiterten Kernteam und einem 
Lenkungsausschuss. Die inhaltliche Abstimmung des Projekts inner-
halb der Abteilung 7 sowie auch mit den relevanten weiteren Akteuren 
wäre somit gewährleistet gewesen und hätte die Befassung durch die 
Steuerungsgruppe ersetzt.

Tabelle 17: Einhaltung der Genehmigungsvorgaben durch Förderstellen des Landes Steiermark
Projekt Nr. Genehmigungsphase gemäß Verwaltungs–  

und Kontrollsystem
Vorgaben 

erfüllt

Verwaltungsbehörde Abteilung 12

1 
Wibis I 

1.  bei Aufträgen bzw. Anträgen über 30.000 EUR netto Vorlage an die 
Landesregierung zur Genehmigung ja

2. 
Wibis II 2. Auftragsvergabe (an Bestbieter) ja

Förderstelle Abteilung 7

3 
Koralmbahn

1.  Vorlage an die Steuerungsgruppe „Integrierte nachhaltige 
Raumentwicklung“ 1. bis 3. nein 

4. ja2.  Übermittlung der Entscheidung der Steuerungsgruppe an die 
zuständigen Referenten der Landesregierung

4 
Gemeinde-

strukturreform

3.  Freigabe der Ausschreibung durch die politischen Referenten 1. und 2. nein 
3. ja

4. nein
4.  formale, endgültige Förderentscheidung als Einzelentscheidung der 

Landesregierung 

Förderstelle Magistrat Graz

5 
Skaterpark 1. Vorlage an die Urban Plus Steuerungsgruppe ja

6 
Grünes Netz

2.  Weiterleitung der formalen Förderungsempfehlung an die 
zuständigen Gemeinderatsgremien ja

7 
Pendleranalyse

3.  endgültige Förderentscheidung durch den Stadtsenat bzw. den 
Gemeinderat der Stadt Graz bzw. die entscheidungsbefugten Gremien 
der Umlandgemeinden

ja

8 
St. Peter–Hauptstraße ja

Quellen: Unterlagen der jeweiligen Förderstellen; Darstellung RH
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(3) Im Bereich der Verwaltungsbehörde Wien legte der jeweilige Sach-
bearbeiter den Genehmigungsakt nach vollständigem Vorliegen aller 
Antragsunterlagen und nach Klärung offener Fragen im Wege des 
Dezernatsleiters an den Abteilungsleiter zur Unterfertigung vor. Eine 
Vorlage der Kofinanzierungszusage an die Wiener Landesregierung oder 
ein Mitglied der Landesregierung zur Genehmigung oder Beschluss-
fassung bzw. zur Information war nicht vorgesehen.

 20.2 Der RH beanstandete, dass die Förderstelle Abteilung 7 des Amtes der 
Steiermärkischen Landesregierung das in der Beschreibung des Ver-
waltungs– und Kontrollsystems vorgesehene Genehmigungsverfah-
ren nicht einhielt. Da die Abteilung 7 beide betreffenden Vorhaben als 
Eigenprojekte durchführte, hätte die Projektauswahl und insbesondere 
auch die Entscheidung über den Inhalt und Umfang des Projekts beson-
derer Transparenz und Nachvollziehbarkeit bedurft. Auch wenn die 
Projekteignerin, die Projektleiter und die Mitglieder der Projektteams 
weitgehend ident mit den Mitgliedern der Steuerungsgruppe „inte-
grierte nachhaltige Raumentwicklung“ gewesen sein mögen, konnte 
eine Entscheidung innerhalb der Projektorganisation nicht die in der 
Beschreibung des Verwaltungs– und Kontrollsystems vorgesehene 
Befassung der Steuerungsgruppe ersetzen. Mangels Befassung der 
Steuerungsgruppe fehlte auch die dokumentierte Entscheidungsfin-
dung dieses Gremiums, welches — als weiterer vorgegebener Geneh-
migungsschritt — den politischen Referenten zu übermitteln gewesen 
wäre. Darüber hinaus unterblieb bei einem Projekt (Nr. 4, Gemeinde-
strukturreform, siehe Tabelle 10) auch die formale, endgültige Förder–
Einzelentscheidung durch die Steiermärkische Landesregierung.

Der RH empfahl dem Land Steiermark daher, künftig die im Verwal-
tungs– und Kontrollsystem beschriebenen Verfahren einzuhalten und 
die Entscheidungsfindung und Genehmigungsschritte nachvollzieh-
bar zu dokumentieren.

 20.3 Das Land Steiermark teilte in seiner Stellungnahme mit, dass es die 
vorgesehenen Genehmigungsverfahren bei den Projekten „Koralm-
bahn“ und „Gemeindestrukturreform“ mit der formalen Förderent-
scheidung durch die Landesregierung eingehalten habe. Im Sinne der 
Sitzungs ökonomie sei eine Zusammenführung der Projektorganisation 
(bestehend aus einem Projekteigner, einem Projektleiter, einem Pro-
jektkernteam sowie einem erweiterten Projektteam und einem Len-
kungsausschuss) und der Steuerungsgruppe „Integrierte nachhaltige 
Raumentwicklung“ (dem gemäß Verwaltungs– und Kontrollsystem 
in das Genehmigungsverfahren einzubindenden Gremium) erfolgt, in 
denen größtenteils idente Personen vertreten gewesen seien. Die inhalt-
liche Abstimmung des Projektes innerhalb der Abteilung — dies sei der 
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originäre Zweck der Einrichtung der Steuerungsgruppe u.a. auch zum 
Zwecke des Ausschlusses von Doppelförderungen gewesen — sowie auch 
mit relevanten weiteren (externen) Akteurinnen sei somit gewährlei-
stet gewesen.

Das Land Steiermark sagte jedoch zu, die Genehmigungsschritte künf-
tig für externe Stellen nachvollziehbarer zu dokumentieren.

 20.4 Der RH nahm zur Kenntnis, dass das Land Steiermark die Genehmi-
gungsschritte künftig nachvollziehbarer dokumentieren werde. Zum 
Hinweis des Landes Steiermark, wonach aus sitzungsökonomischen 
Gründen von der in der Beschreibung des Verwaltungs– und Kon-
trollsystems vorgesehenen, formellen Befassung der Steuerungsgruppe 
wegen weitgehender Personenidentität mit der Projektorganisation 
abgesehen wurde, stellte der RH klar, dass nicht alle Mitglieder der 
Steuerungsgruppe auch der Projektorganisation angehörten. Der RH 
hielt daher seine diesbezügliche Kritik und Empfehlung weiter auf-
recht.

Fördervereinbarungen

 21.1 Die Bund–Länder–Vereinbarung gemäß Art. 15a B–VG über das Ver-
waltungs– und Kontrollsystem in Österreich für die EU–Strukturfonds 
in der Periode 2007–201342 sah — im Sinne des Grundsatzes der Trans-
parenz — Mindestelemente43 für eine rechtsverbindliche Zusage von 
EFRE–Mitteln vor, die u.a. als Grundlage für Prüfungen dienten. Diese 
Elemente waren auch bei Vorhaben, bei denen die Verwaltungsbehörde 
selbst oder eine andere öffentliche Dienststelle Begünstigter war, in 
geeigneter Form — z.B. Verwaltungsvereinbarungen oder verwaltungs-
internen Aktenvermerken — für alle Beteiligten jederzeit nachvollzieh-
bar schriftlich zu dokumentieren.

Die Einhaltung dieser Vorgaben war insbesondere auch deshalb gebo-
ten, weil aus fehlerhaften oder unvollständigen Kofinanzierungszu-
sagen — mangels Rechtsgrund — kein Anspruch auf die Zahlung von 
EFRE–Mitteln erwuchs.44

42 BGBl. I Nr. 60/2008
43 Begünstigter, Inhalt der Vorhaben, zuschussfähige Ausgaben, Durchführungszeitraum 

inkl. Termine für Berichte, Nachweise und Belegsaufbewahrung, Standort, Kosten– und 
Finanzierungsplan, Höhe der ESF–Mittel und Bedingungen für allfällige Mittelkürzung 
oder –rückzahlung, Rechtsvorschriften, zuständige Stelle für Abrechnung, Prüfung und 
Bestätigung, Zustimmung des Begünstigten zur Veröffentlichung der Förderdaten

44 Art. 12 Abs. 5 der Art. 15a B–VG–Vereinbarung
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(1) Die Verwaltungsbehörde Steiermark (Abteilung 12) und die För-
derstelle Abteilung 7 erläuterten die vom RH überprüften Eigenpro-
jekte in den Vorlageberichten an die Steiermärkische Landesregie-
rung. Die Abteilung 7 erstellte darüber hinaus auch Projektaufträge. 
Diese internen Unterlagen der Verwaltungsbehörde und der Förder-
stelle Abteilung 7 entsprachen nicht zur Gänze den Mindestelementen 
der Art. 15a B–VG–Vereinbarung. In allen vier Fällen unterblieb die 
schriftliche Dokumentation der Bedingungen für allfällige Mittelkür-
zung oder –rückzahlung. Dadurch informierten die beiden Förder-
stellen die Steiermärkische Landesregierung weder zeitgerecht noch 
ausreichend über die Möglichkeit der Rückforderung von EFRE–För-
derungen und der daraus resultierenden Belastung des Landesbud-
gets. In je einem Fall fehlte im Aktenvermerk die Kostenaufschlüsse-
lung bzw. der Kofinanzierungsanteil.

(2) Die Fördervereinbarungen der Förderstelle Magistrat Graz, die För-
derzusagen im Rahmen der auf der Richtlinie für die steirische Wirt-
schaftsförderung basierenden Projekte der Steirischen Wirtschafts-
förderungsgesellschaft m.b.H. sowie die Kofinanzierungszusagen der 
Verwaltungsbehörde Wien und die Förderzusagen im Rahmen der auf 
Richtlinien basierenden Förderaktion „Elektro–Nutzfahrzeuge“ der Wirt-
schaftsagentur Wien entsprachen den Vorgaben der Art. 15a B–VG–
Vereinbarung (siehe TZ 27).

Die in den Fördervereinbarungen der vom RH überprüften Fallbei-
spiele angeführten Voraussetzungen für (aliquote) Mittelkürzungen 
bzw. Rückzahlungen von EFRE–Mitteln45 entsprachen zwar den Vor-
gaben der Nationalen Förderfähigkeitsregeln, enthielten jedoch keine 
näheren Erläuterungen darüber, wer — Begünstigter oder eine zwi-
schengeschaltete Stelle, etwa bei ihr zuzurechnenden Fehlern — EFRE–
Mittel bis wann zurückzuzahlen hatte. Der Förderungswerber hatte sich 
zu verpflichten, Förderungsbeträge rückzuerstatten, falls die Europä-
ische Kommission dies verlangte. Es fehlte jedoch eine Information 
darüber, dass eine solche Rückforderung auch lange nach Abschluss 
eines geförderten Vorhabens46 erfolgen könnte. Die Rückforderungs-
bestimmungen waren daher zu wenig präzise, um eine verursacherge-
rechte Rückforderung zu gewährleisten und Förderungswerber ausrei-
chend über das gesamte Rückforderungsrisiko zu informieren.

 21.2 (1) Der RH stellte kritisch fest, dass die Verwaltungsbehörde Steier-
mark (Abteilung 12) und die Förderstelle Abteilung 7 bei ihren Eigen-
projekten nicht alle in Art. 15a B–VG der Bund–Länder–Vereinba-
45 Diese waren in Wien in den von den Förderempfängern verpflichtend einzuhaltenden 

Allgemeinen Bedingungen für die EU–Kofinanzierung enthalten.
46 bis zum endgültigen Abschluss des Programms
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rung genannten, für eine rechtsverbindliche Zusage von EFRE–Mitteln 
erforderlichen Mindestelemente in Verwaltungsvereinbarungen oder 
verwaltungsinternen Aktenvermerken schriftlich und nachvollziehbar 
dokumentierten. Dadurch unterblieb nicht nur eine zeitgerechte und 
ausreichende Information der Steiermärkischen Landesregierung über 
die Möglichkeit der Rückforderung von EFRE–Förderungen und der 
daraus resultierenden Belastung des Landesbudgets. Die Einhaltung 
dieser Vorgaben war auch deshalb geboten, weil aus fehlerhaften oder 
unvollständigen Kofinanzierungszusagen — mangels Rechtsgrund — 
kein Anspruch auf die Zahlung von EFRE–Mitteln erwuchs. Der RH 
empfahl dem Land Steiermark daher, künftig auch bei Eigenprojekten 
alle für eine rechtsverbindliche Zusage von EFRE–Mitteln erforder-
lichen Mindestelemente schriftlich festzuhalten.

(2) Der RH wies weiters kritisch darauf hin, dass die (aliquoten) Mittel-
kürzungen unzulänglich geregelt und die Bedingungen für eine Rück-
zahlung von EFRE–Mitteln zu wenig präzise waren, um eine verursa-
chergerechte Rückforderung zu gewährleisten und Förderempfänger 
ausreichend zu informieren. Er empfahl den Ländern Steiermark und 
Wien, in den EFRE–Förderrichtlinien für die Periode 2014–2020 bzw. 
jedenfalls in den Fördervereinbarungen die EU–spezifischen Rückfor-
derungsgründe näher zu definieren — darunter auch Fälle, in denen 
Rückzahlungen an den EFRE durch die zwischengeschalteten Stellen 
zu erfolgen hätten —, um verursachergerechte Rückforderungen zu 
gewährleisten.

 21.3 (1) Das Land Steiermark erachtete in seiner Stellungnahme die Bestim-
mungen des Art. 12 Abs. 4 der Vereinbarung gemäß 15a B–VG für 
eingehalten, indem

—  sich spezifische Rückforderungstatbestände aus den Verordnungs-
texten ergäben, welche von allen Stellen im System zu berücksich-
tigen seien,

—  der Steiermärkischen Landesregierung das Operationelle Programm 
„Regionale Wettbewerbsfähigkeit Steiermark 2007–2013“ inkl. der 
darin enthaltenen finanziellen Regelungen und Bedingungen für 
EFRE–Förderungen bekannt sei,

—  die Steiermärkische Landesregierung und der Landtag Steiermark 
einen Beschluss über die Vereinbarung gemäß 15a B–VG getroffen 
hätten und daher auch auf diesem Weg über alle Rechte und Pflich-
ten im Zusammenhang mit der EFRE–Programmabwicklung infor-
miert seien,
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—  das genehmigte Verwaltungs– und Kontrollsystem die Bestimmungen 
der 15a–Vereinbarung berücksichtige und

—  die Förderungsempfänger im Förderungsvertrag über ihre Verpflich-
tungen informiert würden.

Weiters enthielten die Vorlagen an die Landesregierung Hinweise auf 
die EFRE–Kofinanzierung. Der Kofinanzierungsanteil sei entweder kon-
kret mit 50 % angegeben worden oder sei aus den Programmdoku-
menten ableitbar, indem für alle Projekte der Förderstelle Abteilung 7 
ein Förderschlüssel von 1:1 EFRE zu nationalen Mitteln festgelegt sei.

(2) Das Land Wien sagte in seiner Stellungnahme zu, der Empfeh-
lung des RH werde im Rahmen seiner Möglichkeiten im gemeinsamen 
österreichweiten Förderprogramm dahingehend entsprochen, dass in 
den künftigen Förderbedingungen die Gründe und Fristen für mögliche 
Rückforderungen näher präzisiert würden.

 21.4 Der RH verwies das Land Steiermark auf die Bestimmungen des 
Art. 15a B–VG über das Verwaltungs– und Kontrollsystem, wonach 
die Rückforderungs– und Kürzungsbestimmungen bei Eigenprojekten 
der Verwaltung in geeigneter Form für alle Beteiligten jederzeit nach-
vollziehbar schriftlich zu dokumentieren gewesen wären. Die allge-
meine Kenntnis der EU–Vorschriften, der Programmdokumente sowie 
der Vereinbarung gemäß Art. 15a B–VG konnten die für eine rechts-
verbindliche Zusage von EFRE–Mitteln erforderlichen Formalerfor-
dernisse, wonach Mindestelemente schriftlich festzuhalten sind, nicht 
ersetzen. Der RH hielt daher seine Empfehlung aufrecht.

Kontrolle widmungsgemäßer Verwendung

 22.1 (1) Die Verwaltungsbehörde bzw. deren zwischengeschaltete Förder-
stellen hatten zu prüfen, ob die kofinanzierten Investitionen oder Leis-
tungen tatsächlich geliefert bzw. erbracht und die geltend gemachten 
Ausgaben im Einklang mit den Rechtsvorschriften der EU und Öster-
reichs getätigt wurden.47 Bei der Durchführung der Kontrollen waren 
Interessenkonflikte auszuschließen. Die mit den Prüfungen befassten 
Personen durften bspw. gemäß 15a B–VG–Vereinbarung nicht an der 
Durchführung der zu prüfenden Vorhaben beteiligt sein.48

47 siehe Art. 60 lit. b der Allg. SF–VO
48 siehe Art. 13 (3) der 15a B–VG–Vereinbarung
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(2) Die Abrechnungskontrollen bei den vom RH in Wien überprüften 
Projekten erfolgten durch Mitarbeiter der MA 27 (Dezernat Ausgaben-
kontrolle), die personell und organisatorisch von der Verwaltungsbe-
hörde Wien getrennt waren. Das Dezernat Ausgabenkontrolle bediente 
sich bei nicht landeseigenen Projekten zusätzlich externer Prüfer, deren 
Kosten die Projektträger als förderfähig geltend machen konnten.

(3) Gemäß Beschreibung des Verwaltungs– und Kontrollsystems Steier-
mark oblag die rechnerische und sachliche Prüfung der Rechnungen bei 
Eigenprojekten der Abteilung 12 (Wirtschaft, Tourismus, Sport) grund-
sätzlich einem Mitarbeiter der Verwaltungsbehörde, der diese Tätigkeit 
innerhalb der Verwaltungsbehörde weisungsfrei wahrzunehmen hatte.

Die beiden Eigenprojekte der Abteilung 12 (Nr. 1 und Nr. 2, Wibis I 
und II) prüften jeweils Mitarbeiter der Abteilung. Der mit der Prüfung 
bei Projekt Nr. 2 (Wibis II) betraute Mitarbeiter war zugleich Projekt-
koordinator und erteilte in dieser Funktion einem externen Dienstleis-
ter Arbeitsaufträge zur Projektumsetzung.

(4) Auch bei den Eigenprojekten Nr. 3 und Nr. 4 (Standortanalyse 
Koralmbahn und Gemeindestrukturreform) der Abteilung 7 prüften 
jeweils verschiedene Mitarbeiter der Abteilung die rechnerische bzw. 
sachliche Richtigkeit der Rechnungen. Die Abrechnungskontrollen 
der Förderstelle Magistrat Graz führte bei den Projekten Nr. 5 bis 8 
(Skaterpark, Grünes Netz, Pendleranalyse, St. Peter–Hauptstraße) ein 
Mitarbeiter der Stadtbaudirektion durch. Der Mitarbeiter prüfte beim 
Projekt Nr. 8 (St. Peter–Hauptstraße) die Abrechnungen der eigenen 
Dienststelle.

Die Beschreibung des Verwaltungs– und Kontrollsystems sah bei der 
Abteilung 7 eine formelle Weisungsfreistellung im Fall von Eigen-
projekten vor.

 22.2 Der RH kritisierte das Vorliegen von Interessenkonflikten in der Stei-
ermark bei EFRE–Projekten, weil Mitarbeiter der Abteilung 7 bzw. 12 
sowie der Förderstelle Magistrat Graz die Projektabrechnungen ihrer 
eigenen Dienststellen prüften. Er kritisierte mit Nachdruck, dass bei 
einem Projekt der Abteilung 12 die für die Abrechnungskontrolle 
zuständige Person auch an der Projektdurchführung beteiligt war. 
Er beurteilte die Weisungsfreistellung bei Eigenprojekten der Abtei-
lungen 7 und 12 kritisch, weil sie aufgrund der direkten hierarchi-
schen Abhängigkeit nur eine formale Funktionstrennung gewährleis-
tete.
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Der RH empfahl dem Land Steiermark, die Abrechnungskontrollen von 
Eigenprojekten anderen Dienststellen zu übertragen, um potenzielle 
Interessenkonflikte auszuschließen.

 22.3 Laut Stellungnahme des Landes Steiermark sei der vom RH angespro-
chene Interessenkonflikt bei einem für die Abrechnungskontrolle zustän-
digen Mitarbeiter der nunmehrigen Abteilung 12 nicht gegeben gewe-
sen. Es sei exakt jene Vorgangsweise angewandt worden, die im von 
der Europäischen Kommission und der Prüfbehörde genehmigten Ver-
waltungs– und Kontrollsystem vorgesehen gewesen sei. Das Projekt sei 
auch von der Prüfbehörde im Rahmen einer Second–Level–Control Prü-
fung geprüft worden. Dabei habe es keinerlei Feststellungen gegeben. 
Das bei Auftragsvergaben und Abrechnungen vorgeschriebene Vier–
Augen–Prinzip sei von der Verwaltungsbehörde selbstverständlich ein-
gehalten worden.

Hinsichtlich der Förderstelle Abteilung 17 (vormals Abteilung 7) teilte 
das Land mit, dass diese die Empfehlung des RH aufnehmen und im 
Nachfolgeprogramm keine thematischen Eigenprojekte in dieser Form 
durchführen werde.

Ferner teilte das Land zur Förderstelle Magistrat Graz mit, dass diese 
in Zukunft — um nicht den Anschein einer Interessenkollision entste-
hen zu lassen — großes Augenmerk auf eine organisatorische Tren-
nung einzelner Funktionsbereiche legen werde. Interessenkonflikte bei 
der Abrechnungsprüfung könnten in der Praxis aufgrund der anzu-
wendenden nationalen EFRE–Kofinanzierungsregeln, einer standard-
mäßigen Vollprüfung sämtlicher Ausgaben im Aktionsfeld 10 durch 
die verantwortliche Förderstelle und ein engmaschiges Second–Level–
Kontrollnetz mit jährlichen Stichprobenprüfungen durch die EFRE–
Prüfbehörde ausgeschlossen werden.

 22.4 Der RH erwiderte dem Land Steiermark zum Eigenprojekt der Abtei-
lung 12, dass die abrechnungsprüfende Person als Projektkoordinator 
dem externen Dienstleister auch Arbeitsaufträge zur Projektumsetzung 
erteilte. Ungeachtet des vom Land ins Treffen geführten Vier–Augen–
Prinzips bei Abrechnungen war der Grundsatz der Funktionstrennung 
in dieser Konstellation nicht ausreichend gewährleistet.

Bezüglich des Hinweises zur Förderstelle Magistrat Graz, wonach Inte-
ressenkonflikte bei der Abrechnungsprüfung ausgeschlossen werden 
könnten, entgegnete der RH, dass beim gegenständlichen Eigenpro-
jekt der Abrechnungsprüfer hierarchisch dem Antragsteller (Leiter der 
Dienststelle) untergeordnet war. Diese Konstellation stand im Wider-
spruch zu einer unbefangenen und objektiven Aufgabenwahrnehmung.
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Der RH hielt daher seine Empfehlung, die Abrechnungskontrollen von 
Eigenprojekten anderen Dienststellen zu übertragen, aufrecht.

Berichtswesen

 23.1 (1) Die Förderstelle Magistrat Graz vereinbarte in den Förderungsver-
trägen der vier vom RH überprüften Projekte Meilensteine sowie Ter-
mine für die Endberichtslegung und die Projektabrechnungen. Die 
Mindestinhalte der Berichte sollten demnach u.a. eine Gegenüberstel-
lung geplanter und tatsächlicher Aktivitäten, Projektergebnisse sowie 
Angaben über geplante Folgeaktivitäten umfassen. Bei zwei der vier 
Projekte legten die Projektträger jedoch Berichte vor, die nicht den 
Fördervereinbarungen entsprachen:

—  Zu Projekt Nr. 7 (Pendleranalyse) reichte der Projektträger die Ergeb-
nisberichte zu den im Projekt beauftragten Befragungen als End-
bericht ein.

—  Der gemäß Berichtsdatum mit sechsmonatiger Verspätung vorge-
legte Endbericht zu Projekt Nr. 8 (St. Peter–Hauptstraße) enthielt 
allgemeine Angaben zum Ergebnis mehrerer EFRE–geförderter Bau-
projekte im Bereich dieser Straße, jedoch keine konkreten Angaben 
zur Durchführung des geförderten Teil–Projekts.

Die Förderstelle Magistrat Graz hielt ihre Beurteilung der Projektum-
setzung in keinem der vier Fälle schriftlich fest.

(2) Gemäß den Kofinanzierungszusagen der acht vom RH in Wien über-
prüften Projekte hatten die Projektträger zu bestimmten Terminen Zwi-
schen– und Endberichte sowie Projektabrechnungen vorzulegen und 
das Ausmaß der Zielerreichung sowie der Meilensteine nachzuwei-
sen. Berichtsvorlagen standen den Projektträgern auf der Programm-
homepage zur Verfügung. Die Verwaltungsbehörde Wien beurteilte die 
standardisierten Berichte und hielt die Ergebnisse (u.a. die Erreichung 
der vereinbarten Ziele bzw. Meilensteine) jeweils schriftlich in Evalu-
ierungsbögen zu den Projektberichten fest.

 23.2 (1) Der RH bemerkte kritisch, dass die Projektberichte in der Steier-
mark in zwei überprüften Fällen nicht den Anforderungen der Förder-
verträge hinsichtlich der Mindestberichtsinhalte bzw. Berichtstermine 
entsprachen. Der RH empfahl dem Land Steiermark, auch bei EFRE–
Einzelentscheidungen auf die Einhaltung der in Fördervereinbarungen 
bzw. Werkverträgen vereinbarten Berichtspflichten (Berichtstermine 
und –mindestinhalte) zu achten.
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(2) Der RH erachtete die dokumentierte Beurteilung der Projektum-
setzung und Zielerreichung durch die Verwaltungsbehörde Wien in 
Evaluierungsbögen als zweckmäßig. Er bemängelte, dass die Förder-
stelle Magistrat Graz ihre Projektbeurteilungen für keines der vom RH 
überprüften Projekte in vergleichbarer und nachvollziehbarer Weise 
schriftlich festhielt.

Der RH empfahl dem Land Steiermark, die Beurteilung der Projektum-
setzung und Zielerreichung — in Anlehnung an die Vorgangsweise im 
Land Wien — nachvollziehbar zu dokumentieren.

 23.3 Zur Förderstelle Magistrat Graz teilte das Land Steiermark mit, dass 
ein standardisierter Berichts–/Evaluierungsbogen als schriftliche Pro-
jektbeurteilung bislang nicht im Verwaltungs– und Kontrollsystem vor-
gesehen bzw. gefordert gewesen sei. Die Empfehlung der Ausarbeitung 
und einheitlichen Anwendung im aktuell umgesetzten EFRE–Programm 
Österreich 2014–2020 erscheine der Förderstelle als sinnvolle Doku-
mentationsmaßnahme.

 23.4 Der RH erwiderte dem Land Steiermark, dass die Förderstelle Magis-
trat Graz — gemäß der zwischen der Verwaltungsbehörde und ihrer 
zwischengeschalteten Förderstelle geschlossenen Vereinbarung — eine 
Mitwirkungspflicht bei der Erstellung bzw. Anpassung der Beschrei-
bung des Verwaltungs– und Kontrollsystems in ihrem Wirkungsbe-
reich hatte. Es wäre daher an der Förderstelle Magistrat Graz selbst 
gelegen, ein Verfahren für die Beurteilung der Projektumsetzung und 
Zielerreichung festzulegen und die Durchführung nachvollziehbar zu 
dokumentieren.

Zielerreichung und –messung

 24.1 (1) Die Verwaltungsbehörden Steiermark und Wien erfassten Zielindi-
katoren (u.a. Anzahl der neu geschaffenen Arbeitsplätze), um zu beur-
teilen, inwieweit die quantitativen Programmziele erreicht wurden. Die 
genehmigten Projekte sollten zur Erreichung der Programmziele bei-
tragen.

(2) Bei den vier überprüften Projekten der Förderstelle Magistrat Graz, 
darunter drei Projekte zur Errichtung von Infrastruktur, gab es — wie 
auch bei zwei von drei investiven Projekten in Wien — keine projekt-
bezogenen Zielindikatoren.
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(3) Die Verwaltungsbehörde Wien vereinbarte bei sechs überprüften 
Projekten (Nr. 11 bis 16: Kordonerhebung, Technologiezentrum Aspern, 
Lokale Agenda 21+, Mingo II, VITE, Gebietsmanagement Liesing) Ziel -
indikatoren — bspw. die Anzahl der (geplanten) Beratungen — sowie 
dazugehörige Zielwerte. Die Anzahl der Zielindikatoren je Projekt vari-
ierte zwischen vier und zehn. Die Projektträger meldeten in den Zwi-
schen– bzw. Endberichten die jeweils erzielten Istwerte. Demnach 
übertrafen vier der sechs Projekte die angestrebten Zielwerte (zum Pro-
jektabschluss bzw. per Ende 2014) zum Teil deutlich und ohne die Pro-
jektbudgets zu überschreiten. Die Verwaltungsbehörde Wien analysierte 
in ihren Projekt–Evaluierungen die Gründe für die Abweichungen — etwa 
zu wenig ambitionierte Ziele — nicht.

Folgende Beispiele illustrieren Zielindikatoren der vom RH überprüf-
ten Projekte, bei denen die Zielwerte teils deutlich übertroffen wurden:

—  Das Projekt Nr. 16 (Gebietsmanagement Liesing), das laut Projekt-
antrag beabsichtigte überbetriebliche ressourcenschonende Maß-
nahmen zu initiieren, maß seine Zielerreichung u.a. anhand des 
Indikators „Stückzahl PR–Material“.

—  Die Messung der Zielerreichung des IT–Netzwerkpro-
jekts Nr. 15 (VITE) erfolgte u.a. mittels des Indikators „Anzahl der 
initiierten Technologiekooperationen“. Da die Mitgliedschaft im 
Netzwerk in den Jahren 2008 und 2010 kostenlos war und der Pro-
jektträger im Projektzeitraum wiederholt selbst (nationale) Förde-
rungen für Kooperationsprojekte anbot, die sich ausschließlich an 
die Mitglieder des Netzwerks richteten, wurde der Zielwert deut-
lich übererfüllt. Nähere Angaben zu den initiierten Kooperationen 
— etwa die Art der Zusammenarbeit bzw. erzielte Projektergeb-
nisse — fehlten in den Berichten des Projektträgers.

—  Das Projekt Nr. 14 (Mingo II) mit einem Schwerpunkt auf die Bera-
tung und Schulung von Kleinunternehmern sowie Neugründern 
erfasste u.a. den Indikator „Anzahl der Teilnehmer an durchge-
führten Veranstaltungen“, wobei der Projektträger in den Zwischen-
berichten angab, die Teilnehmer einzelner Informations– und Netz-
werkveranstaltungen nicht erfassen zu können.

 24.2 (1) Der RH hielt kritisch fest, dass nur zu einem der in der Steiermark 
und Wien überprüften sechs Investitionsprojekte Zielindikatoren vor-
lagen. Er empfahl den Ländern Steiermark und Wien, bei investiven 
Projekten, zumal diese mit hohen öffentlichen Förderungen durchge-
führt wurden — mit zeitlichem Abstand zur Fertigstellung — Evaluie-
rungen der Nutzung vorzunehmen.
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(2) Der RH kritisierte, dass die Verwaltungsbehörde Wien zur Mes-
sung der Zielerreichung von Projekten überwiegend Zielindikatoren 
vereinbarte, die die Projektleistung (Outputs) beschrieben und kaum 
oder überhaupt nicht geeignet waren, die angestrebten Projektziele 
und – ergebnisse zu beurteilen. Er bemängelte, dass die Verwaltungs-
behörde Wien die Übererfüllung der Zielwerte bei ihren Projektbeur-
teilungen nicht näher analysierte, um daraus Schlüsse für künftige 
Fördervergaben und Zielvereinbarungen zu ziehen. Damit bestand das 
Risiko, dass Fördermittel unzweckmäßig, unwirtschaftlich und mit zu 
geringer Hebelwirkung eingesetzt werden. Aus Sicht des RH war das 
deutliche Übererreichen vereinbarter Zielindikatoren bei einzelnen der 
vom RH überprüften Projekte bei gleichzeitiger Unterschreitung bzw. 
Einhaltung der Projektbudgets ein Hinweis auf mangelhafte Planan-
nahmen und Antragsbegutachtung.

Der RH empfahl den Ländern Steiermark und Wien, bei EFRE–Einzel-
entscheidungen überprüfbare, aussagekräftige, ergebnisorientierte Ziel-
indikatoren zur Messung der Zielerreichung zu verwenden und ange-
messene Zielwerte — im Verhältnis zu den Projektbudgets — mit den 
Projektträgern zu vereinbaren.

 24.3 (1) Das Land Steiermark nahm zur Thematik der Zielindikatoren in 
TZ 16 Stellung.

(2) Laut Stellungnahme des Landes Wien werde die Empfehlung des 
RH bezüglich Indikatoren und Überprüfungen der Nutzung nach Pro-
jektabschluss dahingehend aufgegriffen, dass bei Infrastrukturprojekten 
durchgehend geeignete Indikatoren festgelegt und in der Kofinanzie-
rungszusage übersichtlich abgebildet würden. Die Wirkung bzw. Ziel-
erreichung von Schlüsselprojekten solle in zweckmäßigen, zeitlichen 
Abständen nach Fertigstellung evaluiert werden.

Aus Sicht des Landes Wien liege es nicht in der Verantwortung einzel-
ner Projektträger, wenn erwartete Ergebnisse nicht unmittelbar nach 
Projektende oder auch nicht in dem erwarteten Ausmaß eintreten wür-
den. Die Förderstelle könne das fertige Projekt lediglich hinsichtlich 
jener Indikatoren beurteilen, die in der unmittelbaren Einflusssphäre 
des Projektträgers lägen (Output–Indikatoren). Umgekehrt sei häufig 
jedoch kein unmittelbarer Kausalzusammenhang (Ergebnis–Einzelpro-
jekt) nachweisbar, die Gesamtwirkung der Vorhaben aber dennoch gut 
ersichtlich. Die Empfehlung des RH, Zielindikatoren anstelle von Out-
put–Indikatoren festzusetzen, werde daher nicht weiter verfolgt.
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 24.4 Der RH erwiderte dem Land Wien, dass seine Empfehlung auf die Wir-
kungsorientierung der eingesetzten Fördermittel und nicht auf eine 
Sanktionierung der Projektträger bei Nichterreichung erwarteter Pro-
jektergebnisse abzielte. Er betonte ferner, dass sich Output–Indika-
toren, die vorwiegend die Projektleistung erfassten, nicht zur Mes-
sung des Projekterfolgs und der unmittelbaren Förderwirkung auf die 
(End–)Begünstigten eigneten. Abschließend verwies der RH darauf, dass 
gerade die Projekte öffentlicher Projektträger mit hohen Fördervolu-
men und –intensitäten eine angemessene Ergebnis– und Wirkungs-
kontrolle rechtfertigten, und hielt seine Empfehlung aufrecht.

 25.1 (1) Die Verwaltungsbehörde Wien förderte die Errichtung eines Tech-
nologiezentrums im Stadtentwicklungsgebiet Aspern (Projekt Nr. 12).49 
Das im August 2012 fertiggestellte Gebäude sollte gemäß Kofinanzie-
rungszusage auf einer Nettonutzfläche von rd. 6.500 m2 Büro– und 
Forschungsinfrastruktur für kleine und mittlere Unternehmen (KMU) 
sowie für forschungs– und entwicklungsorientierte Einrichtungen aus 
dem Bereich der nachhaltigen Technologieentwicklung bieten. Der Pro-
jektträger verpflichtete sich, der Verwaltungsbehörde Wien nach Fer-
tigstellung u.a. die Anzahl der neu geschaffenen Arbeitsplätze sowie 
die tatsächlich realisierten Nettoeinnahmen50 aus der Vermietung zu 
melden.

(2) Der Projektträger übermittelte der Verwaltungsbehörde Wien zuletzt 
im Februar 2015 Unterlagen, wonach die Nettoeinnahmen die geneh-
migte Höchstgrenze nicht überschritten. Die mit Stand 31. Dezem-
ber 2014 gemeldete Anzahl von 131 Arbeitsplätzen im Technologie-
zentrum beruhte auf Schätzungen des Projektträgers, da die Mieter 
nicht zur Meldung von Mitarbeiterdaten verpflichtet waren. Unklar 
blieb daher auch, ob es sich um neu geschaffene oder von anderen 
Standorten verlegte Arbeitsplätze handelte.

(3) Gemäß Allg. SF–VO waren Infrastrukturprojekte bis fünf Jahre nach 
Fertigstellung auf allfällige wesentliche Änderungen (Dauerhaftigkeit) 
zu prüfen. Die Verwaltungsbehörde Wien kontrollierte die bestim-
mungsgemäße Gebäudenutzung — anhand der Art bzw. Tätigkeit der 
Mieter — nicht. Zum Stand 31. März 2015 hatten sich laut einer Auf-
stellung des Projektträgers im Technologiezentrum — einschließlich 
einer Zwischennutzung — 20 Unternehmen und Forschungseinrich-

49 Einnahmenschaffendes Projekt gemäß Art. 55 der Allg. SF–VO — die EFRE–Förderung 
verringerte sich oder verfiel, wenn sich aufgrund einer Neuberechnung nach Inbetrieb-
nahme die Finanzierungslücke (Errichtungskosten abzüglich Nettoeinnahmen) redu-
zierte (insbesondere durch höhere Einnahmen als geplant).

50 jährlich bis zum Programmabschluss (längstens bis zum 31. März 2017)
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tungen sowie eine Dienststelle des Magistrats der Stadt Wien angesie-
delt, die demnach insgesamt rd. 77 % der verfügbaren Fläche belegten. 
Drei Mieter, darunter eine Dienststelle des Magistrats der Stadt Wien, 
entsprachen nicht dem in der Fördervereinbarung festgelegten För-
derzweck des Gebäudes.

 25.2 Der RH stellte kritisch fest, dass die Verwaltungsbehörde Wien die wid-
mungsgemäße Nutzung eines mit Fördermitteln errichteten Gebäudes 
nicht überprüfte. Damit verletzte die Verwaltungsbehörde ihre Ver-
pflichtung zur Überprüfung der Dauerhaftigkeit von Infrastrukturpro-
jekten bis zu fünf Jahre nach dem Projektende. Er wies weiters kritisch 
darauf hin, dass die drei Mieter nicht dem in der Fördervereinbarung 
festgelegten Förderzweck entsprachen.

Der RH kritisierte das Erfassen von Zielindikatoren, die auf Schät-
zungen des Projektträgers beruhten, und verwies auf seine Empfeh-
lungen in TZ 24.

Der RH empfahl der Verwaltungsbehörde Wien, die Daten über die Art 
der Nutzung des Gebäudes — auch rückwirkend für die Jahre 2012 
bis 2014 — vom Projektträger einzufordern und zu beurteilen, ob die 
Förderung widmungsgemäß verwendet wurde.

 25.3 Laut Stellungnahme des Landes Wien werde die Empfehlung des RH 
aufgegriffen. Die Nutzungsdaten der vergangenen Jahre würden nach-
gefordert und mit dem Bewilligungszweck abgeglichen.

Querschnittsziel Gleichstellung

 26.1 (1) Gemäß EU–Vorgabe sollten die Strukturfonds die Gleichstellung 
von Männern und Frauen fördern. Dementsprechend galt das Thema 
Gleichstellung in den EFRE–Regionalprogrammen Steiermark und 
Wien als Querschnittsziel, das bei der Programmumsetzung durch-
gängig zu berücksichtigen war.

(2) In den vom RH überprüften Antragsformularen der Förderstelle 
Magistrat Graz bestätigten die Antragsteller ohne Kommentare, dass 
das beantragte Projekt mit den Programmzielen (u.a. Gleichstellung) 
vereinbar war. Den allfälligen Projektbeitrag zur Gleichstellung doku-
mentierte die Förderstelle auf ihrer Checkliste zur Antragsbegutach-
tung als optionales „Zusatzkriterium“. Aus Sicht der Förderstelle traf 
dieses Kriterium für keines der vier vom RH überprüften Projekte zu.
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(3) Die Vorlageberichte an die Steiermärkische Landesregierung zu den 
Eigenprojekten (Nr. 1 bis 4, Wibis I und II, Standortanalyse Koralmbahn 
und Gemeindestrukturreform) der Förderstellen Abteilung 7 bzw. 12 
enthielten keine Angaben zum jeweils geplanten Beitrag zur Gleich-
stellung.

(4) In Wien erfassten die vom RH überprüften Förderanträge in einem 
Abschnitt auch den geplanten Projektbeitrag zur Gleichstellung. Den 
Antragstellern stand auf der Programmhomepage ein Leitfaden u.a. 
mit Beispielen für Gleichstellungsziele zur Verfügung. Anhand der 
Beschreibungen im Projektantrag bewertete die Verwaltungsbehörde 
Wien den Gleichstellungsbeitrag des Projekts. Umfang und Qualität der 
Angaben der Projektträger variierten je nach Fördergegenstand sowie 
mangels Mindestanforderungen in den Antragsformularen (z.B. Kri-
terien, die den Programmbeitrag zur Gleichstellung operationalisie-
ren). Nur zwei der acht überprüften Kofinanzierungszusagen enthiel-
ten Gleichstellungsziele, deren Erreichung anhand von Indikatoren 
mit Zielgrößen auch messbar war (u.a. Anzahl männlicher bzw. weib-
licher Teilnehmer).

 26.2 Der RH bemerkte kritisch, dass das Land Steiermark bei den vom RH 
überprüften Projekten auf eine nachvollziehbare Beschreibung des 
Projektbeitrags zur Gleichstellung verzichtete, wiewohl das Thema ein 
Querschnittsziel des EFRE–Regionalprogramms Steiermark war.

Der RH hielt fest, dass das Land Wien das Thema Gleichstellung im För-
derprozess systematisch berücksichtigte. Er bemerkte jedoch kritisch, 
dass Umfang und Qualität der Angaben in den Antragsformularen zum 
geplanten Projektbeitrag zur Gleichstellung — mangels Mindestanfor-
derungen — von den Projektträgern abhingen und deutlich variierten.

Der RH empfahl dem Land Steiermark, den Beitrag von Förderprojekten 
zum Thema Gleichstellung gemäß EU–Vorgabe als horizontale Anfor-
derung bei der Antragstellung, –begutachtung und Projektbeurteilung 
durchgängig zu berücksichtigen. Er empfahl den Ländern Steiermark 
und Wien, Gleichstellungsziele für die Programmperiode 2014–2020 
zu formulieren und den geplanten Projektbeitrag zur Gleichstellung 
anhand davon abgeleiteter Mindestkriterien zu prüfen.

 26.3 (1) Laut Stellungnahme des Landes Steiermark sei die Relevanz und 
Aktualität des Themas „Gleichstellung von Männern und Frauen“ 
im EFRE–Regionalprogramm Steiermark inhaltlich im Kapitel Quer-
schnittsthemen schriftlich verankert. Das Querschnittsthema „Gleich-
stellung“ sei dabei — neben dem Thema „Umwelt/nachhaltige Ent-
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wicklung“ — auch in den Referenzdokumenten51 der Förderungsstellen 
behandelt worden. Das Land Steiermark betonte die Abnahme bzw. 
Genehmigung dieser Referenzdokumente im Verwaltungs– und Kon-
trollsystem durch die Prüfbehörde und die Europäische Kommission 
zu Beginn der Strukturfondsperiode 2007–2013.

Zur Förderstelle Magistrat Graz teilte das Land Steiermark mit, dass bis 
dato im EFRE–Regionalprogramm Steiermark keine für die Planungs– 
und Baupraxis ableitbaren Mindestkriterien für das Querschnittsziel 
Gleichstellung vorgelegen seien. Eine praxisnahe Vorgabe werde für 
zukünftige Projektbeurteilungen berücksichtigt (Beispiele praktischer 
Anwendung vor allem für Infrastrukturprojekte).

(2) Laut Stellungnahme des Landes Wien werde der Empfehlung des RH 
im Rahmen der EU–Förderperiode 2014—2020 bereits entsprochen. Es 
seien österreichweit einheitliche Bewertungsbögen für Projektanträge 
mit einem höheren Detaillierungsgrad erstellt worden.

 26.4 Der RH erwiderte dem Land Steiermark, dass seine Empfehlung nicht 
auf eine formale Darstellung in den programmrelevanten Dokumenten 
abstellte, sondern darauf, dass der geplante bzw. erzielte Beitrag von 
Förderprojekten zum Querschnittsziel Gleichstellung in den Verfah-
ren der Förderstellen durchgängig berücksichtigt wird. Er hielt seine 
Empfehlung daher aufrecht.

 27.1 (1) Der RH überprüfte beispielhaft52 anhand von je zwei ausgewählten 
EFRE–Projekten in den Ländern Steiermark und Wien auch die richt-
linienbasierte53 Förderabwicklung hinsichtlich der Anforderungen an 
Antragstellung, Projektbegutachtung, Förderzusage und Kontrolle.

51 Anmerkung RH: z.B. Organigramme, Musterprozesse, Checklisten, Musterformulare, 
Vereinbarungen

52 Die kriteriengestützte Auswahl erfolgte nach dem in TZ 1 dargestellten Kriterienka-
talog. Die beiden ausgewählten steirischen Projekte waren im EFRE–Monitoring als 
Einzelentscheidung dargestellt, beruhten jedoch auf einer Landesförderrichtlinie (siehe 
TZ 6).

53 Richtlinie für Steirische Wirtschaftsförderung i.d.F. 8. Juni 2009; in Wien „Allge-
meine Förderbedingungen für EFRE–Kofinanzierungen der Wirtschaftsagentur Wien. 
Ein Fonds der Stadt Wien.“ in Verbindung mit Bestimmungen der „Ausschreibung der 
Förderaktion „Elektro–Nutzfahrzeuge“ vom Februar 2013“.

Feststellungen 
zu ausgewählten 
richtlinienbasierten 
Förderfällen
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(2) Der RH stellte zur Förderabwicklung der beiden überprüften Pro-
jekte in der Zuständigkeit der Förderstelle Steirische Wirtschaftsför-
derungsgesellschaft m.b.H. (SFG) bei der Antragsbegutachtung und 
Abrechnungskontrolle folgendes fest:

—  Die Begutachtung der Projektanträge (Projekte Nr. 17 und 
Nr. 18 Regionales Gründungsmanagement und Fast Forward 
Award 2010) erfolgte anhand von Checklisten mit überwiegend 
Formalkriterien. Die SFG qualifizierte die Förderung der Projekte 
als „Beihilfe für regionale Infrastruktur und Initiativen“. Die Erfül-
lung der in der Richtlinie angeführten sieben Beurteilungskriterien54 
der Förderungswürdigkeit dokumentierte die SFG anhand einer ein-
zigen Checklisten–Frage, ohne das Ausmaß des jeweiligen Projekt-

54 Gemäß Punkt 5.6.2 der Richtlinie war die Förderungswürdigkeit von Projekten primär 
nach folgenden Kriterien zu beurteilen:

 —  die technologie–, struktur– und regionalpolitische Relevanz des Projektes;
 —  die überregionale Bedeutung des Projektes;
 —  die Bedeutung der Infrastruktureinrichtung für die Beratung bzw. den Informations-

transfer sowohl für anzusiedelnde Unternehmen als auch für die ansässigen Unter-
nehmen in der Region;

 —  thematische Schwerpunktsetzung (jede Infrastruktureinrichtung soll nur auf ausge-
wählte Branchen ausgerichtet sein).

  Darüber hinaus waren folgende zusätzliche Aspekte zu beurteilen:
 —  die Kooperation mit Universitäten, Fachhochschulen, berufsbildenden Schulen und 

privaten Forschungseinrichtungen,
 —  die Zusammenarbeit mit in der Region ansässigen Firmen,
 —  die Umweltrelevanz des Gesamtprojektes.

Tabelle 18: Überprüfte richtlinienbasierte Projekte nach Förderstellen
Lfd. Nr. Projekttitel (Inhalte)   

und –laufzeit
Förderungsempfänger Genehmigte förderfähige  

Projektkosten

Zwischengeschaltete Förderstelle Steirische Wirtschaftsförderungsgesellschaft m.b.H.

17 Regionales Gründungsmanagement 
Steiermark, 20081–2010

12 Unternehmen sowie 
Wirtschafts kammer Steiermark

2.400.000 EUR (davon 25 % 
EFRE, 25 % Land Steiermark, 
50 % Eigenmittel der Projekt-
träger)

18 Fast Forward Award 2010 (u.a. 
Verleihung eines Wirtschafts-
preises), 2010

Steirische Wirtschafts förderungs-
gesellschaft m.b.H. (Eigenprojekt)

363.800 EUR (davon 32,5 % 
EFRE, 32,5 % Land Steiermark, 
35 % Eigenmittel des Projekt-
trägers)

Zwischengeschaltete Förderstelle Wirtschaftsagentur Wien

19
Förderaktion „Elektro–Nutz-
fahrzeuge“, 2014–2015 bzw. 

2012–2013

Unternehmen A 61.874,99 EUR (davon 24,2 % 
EFRE, 24,2 % Land Wien)

20 Unternehmen B 60.000 EUR (davon 25 % EFRE, 
25 % Land Wien)

1 Änderung des Fördervertrags und Hinzunahme von Projektpartnern

Quellen: Unterlagen der Verwaltungsbehörde Wien; Darstellung RH
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beitrags zu quantifizieren (bspw. Punktebewertung) oder nachvoll-
ziehbar zu erläutern.

—  Die Prüfung der Angemessenheit der geplanten Projektkosten 
— bspw. im Verhältnis zur geplanten Leistung — war in beiden Fäl-
len in den Unterlagen zur Antragsbegutachtung nicht dokumen-
tiert.

—  Die Begutachtung des Eigenprojekts (Nr. 18) erfolgte durch Mitar-
beiter der SFG selbst. Den Beschluss über die Förderung unterfer-
tigte u.a. ein Prokurist der SFG.

—  Die Abrechnungskontrollen erfolgten auch beim Eigenpro-
jekt (Nr. 18) durch Mitarbeiter der SFG. Eine Weisungsfreistellung 
sah die Beschreibung des Verwaltungs– und Kontrollsystems Stei-
ermark nicht vor.

(3) Die Abwicklung der einzigen richtlinienbasierten Förderaktion des 
EFRE–Regionalprogramms Wien oblag der Förderstelle Wirtschafts-
agentur Wien. Der RH stellte bei den zwei von ihm überprüften Pro-
jekten keine Mängel fest.

 27.2 Der RH wies kritisch auf Mängel bei der Antragsbegutachtung von 
richtlinienbasierten EFRE–Projekten in der Steiermark sowie auf Inte-
ressenkonflikte bei Eigenprojekten, bei denen die Förderstelle SFG als 
Projektträger fungierte, hin.

Der RH empfahl dem Land Steiermark, die EFRE–relevanten Förder-
richtlinien des Landes um Mindeststandards hinsichtlich der Antrags-
begutachtung sowie zur Vermeidung potenzieller Interessenkonflikte 
zu ergänzen.

 27.3 Das Land Steiermark merkte zur Förderstelle SFG an, die überprüften 
Projekte entsprächen jedenfalls den Vorgaben bzw. Anforderungen der 
SFG–Richtlinie. Die Projektinhalte bzw. –auswirkungen seien ausführ-
lich in den jeweiligen Vorlageberichten dargestellt worden. Zwischen-
zeitig seien Verbesserungen — auch auf Anregung der Prüfbehörde — 
hinsichtlich einer konkreteren Dokumentation der Erfüllung einzelner 
Beurteilungskriterien durchgeführt worden; die Projektselektion werde 
sowohl im Vorlagebericht als auch in der Beschlusscheckliste seither 
umfassender dokumentiert.

Weiters teilte das Land mit, dass die Angemessenheit der geplanten Pro-
jektkosten bei beiden Projekten — anhand von Erfahrungswerten (Pro-
jekt Nr. 17, Regionales Gründungsmanagement) und Vergleichsanboten 
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bzw. Vergabevermerken (Projekt Nr. 18, Fast Forward Award 2010) — 
geprüft worden sei. Hinsichtlich einer detaillierten Dokumentation die-
ses Prüfungsschrittes seien ebenso bereits Verbesserungsmaßnahmen 
in der SFG umgesetzt worden.

Zur Begutachtung und zu den Abrechnungskontrollen eines Eigenpro-
jektes durch Mitarbeiter der SFG selbst betonte das Land Steiermark, 
dass diese Vorgangsweise in dem durch die Prüfbehörde und die Euro-
päische Kommission genehmigten Verwaltungs– und Kontrollsystem 
für die EFRE–Abwicklung geregelt sei. Die dort festgeschriebene perso-
nelle Trennung sei bei dem überprüften Eigenprojekt jedenfalls gewähr-
leistet gewesen. Die Vorgangsweise der SFG habe somit den geltenden 
Regelungen entsprochen und ein Interessenkonflikt bzw. eine Befan-
genheit könne demnach nicht abgeleitet werden.

Zusammenfassend teilte das Land mit, dass im Bereich der Dokumen-
tation die Anregungen des RH zur Kenntnis genommen würden bzw. 
in der Vergangenheit (nach der Abwicklung der geprüften Projekte und 
vor der RH–Prüfung) bereits entsprechende Verbesserungsmaßnahmen 
in diesem Bereich gesetzt worden seien.

 27.4 Der RH entgegnete dem Land Steiermark, dass die Vorlageberichte der 
Förderstelle SFG zu beiden überprüften Projekten ausführliche Pro-
jektbeschreibungen enthielten, jedoch — ebenso wie die Checklisten 
zur Antragsprüfung — keine nachvollziehbare Bewertung ihrer För-
derungswürdigkeit gemäß den geltenden sieben Kriterien der SFG–
Richtlinie. Der RH unterstrich die Bedeutung einer nachvollziehbar 
dokumentierten Antragsbegutachtung für ein transparentes Auswahl-
verfahren.

Bezüglich der Prüfung der Angemessenheit geplanter Projektkosten 
hielt der RH gegenüber dem Land Steiermark neuerlich fest, dass die-
ser Prüfschritt bei beiden überprüften Projekten in den Unterlagen zur 
Antragsbegutachtung nicht dokumentiert war.

Zum gegenständlichen Eigenprojekt stellte der RH klar, dass Mitarbeiter 
der SFG (als Fördergeber und zugleich Angestellte des Fördernehmers) 
mit der Projektbegutachtung und –genehmigung sowie der Abrech-
nungskontrolle betraut waren und das Förderungsübereinkommen u.a. 
mit dem Geschäftsführer der SFG (als Förderwerber bzw. ranghöchs-
ten Vertreter der SFG) unterzeichneten. Der RH erachtete eine derar-
tige Konstellation — trotz personeller Funktionstrennung — im Wider-
spruch zu einer unbefangenen und objektiven Aufgabenwahrnehmung.

Der RH hielt daher seine Kritik und Empfehlung aufrecht.
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 28 Zusammenfassend hob der RH folgende Empfehlungen hervor:

(1) Das BKA in seiner Verantwortung als haushaltsleitendes Organ 
für den EFRE sowie die Länder Steiermark und Wien sollten für die 
Programmperiode 2014–2020 die erforderlichen Schritte ehestens 
in die Wege leiten, um die Verwaltungsvereinbarungen zwischen 
der Verwaltungsbehörde und den programmverantwortlichen Lan-
desstellen zu finalisieren. (TZ 7)

(2) Um das Risiko von Zahlungsunterbrechungen bzw. Aussetzungen 
von Zwischenzahlungen durch die Europäische Kommission zu mini-
mieren, sollten das BKA und die Länder Steiermark und Wien für 
die Programmperiode 2014–2020 organisatorische Vorkehrungen 
treffen, um den finanziellen Risiken von Mängeln im Verwaltungs– 
und Kontrollsystem rechtzeitig entgegenzuwirken. (TZ 9)

(3) Die Länder Steiermark und Wien sollten die Gründe für die nicht 
zur Gänze ausgeschöpften EFRE–Mittel analysieren, um daraus für 
die Programmperiode 2014–2020 Schlussfolgerungen für eine prä-
zisere Planung zu gewinnen. (TZ 8)

(4) Die Länder genehmigten den Einzelentscheidungsprojekten im 
Durchschnitt höhere öffentliche Mittel als den richtlinienbasierten 
Projekten. Um dieses erhöhte finanzielle Risiko zu reduzieren, sollten 
die Länder Steiermark und Wien geeignete Maßnahmen ergreifen, 
um die Transparenz und die Nachvollziehbarkeit des Verwaltungs-
handelns, insbesondere der Entscheidungsfindung und der Projekt-
auswahl, zu erhöhen. (TZ 10)

(5) Zur Vermeidung von Mitnahmeeffekten sollten die Länder Stei-
ermark und Wien in Förderrichtlinien oder sonstigen Fördervor-
schriften die Genehmigung von EFRE–Förderungen davon abhän-
gig machen, dass die Projektträger mit der Leistung nicht oder nur 
mit schriftlicher Zustimmung der Förderabwicklungsstelle schon vor 
der Förderzusage beginnen. (TZ 15)

(6) Im Sinne einer wirtschaftlichen Haushaltsführung wären die 
geplanten Projektausgaben sowohl hinsichtlich Erforderlichkeit als 
auch Angemessenheit im Verhältnis zu den angestrebten Vorha-
benszielen und –ergebnissen zu überprüfen. Die Vergleichsmaßstäbe 
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und Ergebnisse der Prüfung wären nachvollziehbar zu dokumentie-
ren. Weiters sollten Checklisten die Fragen, inwieweit der Projekt-
umfang für die Zielerreichung erforderlich und die geplanten Pro-
jektausgaben angemessen sind, ausreichend berücksichtigen. (TZ 17)

(7) Die Länder Steiermark und Wien sollten geeignete Maßnahmen 
zur Vermeidung von Interessenkonflikten bei der Begutachtung von 
Projekten treffen. (TZ 19)

(8) Um verursachergerechte Rückforderungen zu gewährleisten, 
sollten die Länder Steiermark und Wien in den EFRE–Förderricht-
linien für die Periode 2014–2020 bzw. jedenfalls in den Förderver-
einbarungen die EU–spezifischen Rückforderungsgründe näher defi-
nieren — darunter auch Fälle, in denen Rückzahlungen an den EFRE 
durch die zwischengeschalteten Stellen zu erfolgen hätten. (TZ 21)

(9) Die Länder Steiermark und Wien sollten bei EFRE–Einzelent-
scheidungen überprüfbare, aussagekräftige ergebnisorientierte Ziel-
indikatoren verwenden und angemessene Zielwerte — im Verhält-
nis zu den Projektbudgets — mit den Projektträgern vereinbaren. 
Bei investiven Projekten mit hohen öffentlichen Förderungen wären 
— mit zeitlichem Abstand zur Fertigstellung — Evaluierungen der 
Nutzung vorzunehmen. (TZ 24)

(10) Die Länder Steiermark und Wien sollten Gleichstellungsziele für 
die Programmperiode 2014–2020 formulieren und den geplanten 
Projektbeitrag zur Gleichstellung anhand davon abgeleiteter Min-
destkriterien prüfen. (TZ 26)

(11) Zur Gewährleistung eines ausreichenden Maßes an Transparenz, 
Gleichbehandlung und Gebarungssicherheit wäre für die Programm-
periode 2014–2020 eine EFRE–Abwicklungsrichtlinie (insbesondere 
mit Verfahrensanleitungen) als Basis der EFRE–Förderungsvergabe 
für das österreichweite einzige EFRE–Regionalprogramm zu erstel-
len, um künftig Einzelentscheidungen zu vermeiden. Die Mindest-
inhalte dieser Richtlinie sollten sich an der Allgemeinen Rahmen-
richtlinie 2014 des Bundes orientieren. (TZ 5)

(12) Zur besseren Nachvollziehbarkeit der Rechtsgrundlagen von 
Förderentscheidungen sollte im EFRE–Monitoring auch die Art der 
Fördergewährung (Einzelentscheidung oder Förderrichtlinie) erfasst 
und getrennt ausgewiesen werden. (TZ 6)

BKA
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(13) Um die Transparenz, Gleichbehandlung und Vollständigkeit der 
Projektauswahl sicherzustellen, sollte das Land Steiermark künftig 
für alle Projektarten — auch für Eigenprojekte (bei denen Förder-
geber auch Fördernehmer ist) — Auswahlprozesse schaffen, die den 
Anforderungen der Europäischen Kommission an ein angemessenes, 
transparentes Auswahlverfahren entsprechen. (TZ 13)

(14) In Entsprechung des Grundsatzes der Zusätzlichkeit der Struk-
turfondsmittel sollte das Land Steiermark künftig landesgesetzlich 
vorgeschriebene Aufgaben nicht aus EFRE–Fördermitteln, sondern 
aus Mitteln des Landesbudgets finanzieren. (TZ 13)

(15) Zur besseren Nachvollziehbarkeit sollte die Förderstelle Magis-
trat Graz die wesentlichen Eckpunkte der Beratungsgespräche 
schriftlich in den Förderakten festhalten. (TZ 14)

(16) Das Land Steiermark sollte sicherstellen, dass im Rahmen der 
Antragsprüfung auf die Einhaltung der im Antrag geforderten 
Voraussetzungen geachtet wird. Fehlende Unterlagen oder Antrags-
angaben (z.B. quantifizierbare Ergebnisse) wären in der Checklis te 
zu vermerken und vom Antragsteller nachzufordern. (TZ 16)

(17) Das Land Steiermark sollte — insbesondere bei Eigenprojekten — 
die im Verwaltungs– und Kontrollsystem beschriebenen Verfahren 
einhalten und die Entscheidungsfindung und Genehmigungsschritte 
nachvollziehbar dokumentieren. (TZ 20)

(18) Das Land Steiermark sollte bei Eigenprojekten alle für eine 
rechtsverbindliche Zusage von EFRE–Mitteln erforderlichen Min-
destelemente schriftlich festhalten. (TZ 21)

(19) Um potenzielle Interessenkonflikte auszuschließen, sollte das 
Land Steiermark die Abrechnungskontrollen von Eigenprojekten 
anderen Dienststellen übertragen. (TZ 22)

(20) Das Land Steiermark sollte auch bei EFRE–Einzelentscheidungen 
auf die Einhaltung der in Fördervereinbarungen bzw. Werkverträgen 
vereinbarten Berichtspflichten (Berichtstermine und –mindestin-
halte) achten und die Beurteilung der Projektumsetzung und Zieler-
reichung — in Anlehnung an die Vorgangsweise im Land Wien — 
nachvollziehbar dokumentieren. (TZ 23)

Land Steiermark
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(21) In Umsetzung der EU–Vorgabe sollte das Land Steiermark das 
Thema Gleichstellung als horizontale Anforderung bei der Antrag-
stellung, –begutachtung und Projektbeurteilung durchgängig berück-
sichtigen. (TZ 26)

(22) Das Land Steiermark sollte die EFRE–relevanten Förderrichtli-
nien des Landes um Mindeststandards hinsichtlich der Antragsbe-
gutachtung sowie zur Vermeidung potenzieller Interessenkonflikte 
ergänzen. (TZ 27)

(23) Um den zeitlichen und inhaltlichen Nachbesserungsaufwand 
zu verringern, sollte das Land Wien gezielte Maßnahmen zur Ver-
besserung der Qualität und Vollständigkeit von Förderanträgen im 
Zuge der Beratung und Betreuung von potenziellen Förderwerbern 
setzen. (TZ 14)

(24) Im Interesse einer objektiven und einheitlichen Projektbeurtei-
lung sollte das Land Wien einen Kriterienkatalog für die Punkte-
vergabe im Bewertungsbogen der Verwaltungsbehörde Wien erstel-
len und für verbindlich erklären. (TZ 16)

(25) Um die Weiterführung von geförderten Projekten sicherzu-
stellen, sollte das Land Wien von den Antragstellern auch tragfä-
hige Finanzierungskonzepte für die Zeit nach Ende der Förderung 
abverlangen. (TZ 18)

(26) Um mit den eingesetzten Fördermitteln einen möglichst hohen 
Nutzen zu erzielen, sollte das Land Wien bei der Projektbegutach-
tung auf die Abgrenzung des Fördergegenstands von den Kernauf-
gaben öffentlicher Projektträger achten. (TZ 18)

(27) Das Land Wien sollte die Daten über die Art der Nutzung eines 
mit Fördermitteln errichteten Gebäudes — auch rückwirkend für die 
Jahre 2012 bis 2014 — vom Projektträger einfordern und verord-
nungsgemäß beurteilen, ob die Förderung widmungsgemäß ver-
wendet wurde. (TZ 25)

Land Wien


